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Es ist an der Zeit

Die Welt ist in Unruhe, auch g roße 
Teile der deutschen Bevölkerung sind 

besorgt. Noch bleibt unklar, wohin die glo-
bale Politik nach der US-Präsidentenwahl 
geht . Fest steht aber: Die Kriegsgefahr 
steigt. Donald Trump hat ein Programm 
in Gang gesetzt, mit dem das Atomwaffen-
arsenal der USA vergrößert werden soll; 
in der Bundesrepublik beginnt eine öffent-
liche Diskussion über eigene Atomwaffen. 
Die Koalition aus CDU/CSU und SPD ist 
verantwortlich für eine enorme 
Steigerung der Militäraus-
gaben. Die Aggressivität 
der NATO, ihre Erweite-
rung nach Osten, ihre 
Teilnahme an meh-
r er en US - g e f ü h r-
t en K r ie gen ,  d ie 
Stationierung von 
Truppen, darunter 
deutschen, an der 
Grenze zu Rußland 
haben die Spannun-
gen in Europa und 
d a r ü b e r  h i n a u s  i n 
uner t räglicher Weise 
verschärf t . USA und EU 
fachen den Konf likt in der 
Ostukraine immer wieder durch 
bedingungslose Unterstützung des natio-
nalistischen, von Faschisten durchsetzten 
Regimes in Kiew an. Im zentralasiatischen 
Afghanistan nimmt die Bundeswehr seit 
über 15 Jahren an einem völkerrechtswid-
rigen Krieg teil – ein Glied in der Kette 
von illegalen Zerstörungsfeldzügen, die 
der Westen seit 1991 im Nahen Osten, in 
Jugoslawien und in Afrika begann.
Gewonnen hat er keinen, ein Ende ist den-
noch nicht absehbar. Nur ein Beispiel: Was 
sollen die demnächst wahrscheinlich tau-
send Bundeswehrsoldaten im westafri-
kanischen Mali am Rande der Sahara, in 
ihrem Camp eingeschlossen, umgeben von 
einer zu Recht aufgebrachten und feind-
seligen Bevölkerung? Zunächst sichern 
sie allein korrupte einheimische Militärs 
und Politiker ab, die zusammen mit gut 
organisier ten und vermutlich von US-
Geheimdiensten kontrollierten Drogen-
schmugglern Mali als Beute übernahmen. 
Aber alle Länder der Region wurden durch 
Frankreich und die USA bereits seit 2001 
im „Krieg gegen den Terror“ destabili-
siert. Der von NATO-Staaten inszenierte 

Libyen-Krieg 2011 gebar weitere Kriege. 
Frankreich hat sich schlicht übernommen. 
In dieser Situation war der deutsche Impe-
rialismus zur Stelle, um das Einf lußgebiet 
im EU-Hinterhof nicht „herrenlos“ werden 
zu lassen. Aufrüstung und Expansion sind 
im Imperialismus nicht voneinander zu 
trennen – heute wie vor 100 Jahren.
Aber die Zeiten ändern sich. Vor 50 Jah-
ren, am 21. April 1967, konnten USA und 

NATO in Gr iechenland noch einen 
faschistischen Putsch in Europa 

inszenieren. Die Obristen-
junt a herrschte sieben 

Jahre mit Mord, Folter, 
Konzentrationsla-

gern im Namen des 
„ f r eien We s t en s“. 
Der schreck t vor 
ähnlichem – noch 

– zurück. Die juri-
s t i schen Vor au s-
s e t z u n g e n  s i n d 

a l lerding s lä ng s t 
g e s c h a f f e n .  O h ne 

K r i e g  n a c h  i n n e n 
und außen kann dieses 

System nicht leben.
Aber das Bewußtsein, daß 

„die Welt an einem Scheideweg“ 
steht, wie es der russische Außenmini-

ster Sergej Lawrow im Februar in Mün-
chen formulierte, breitet sich aus, weit 
über EU-Europa hinaus.
Wenn Sozialisten und Kommunisten auf 
den bevorstehenden Ostermärschen Klar-
text sprechen, über die Ursachen der stei-
genden Kriegsgefahr, über den Charakter 
der Kriege des „demokratischen“ Westens 
als imperialistische Raubkriege – so wie es 
Lenin analog in den „Aprilthesen“ vor 100 
Jahren machte –, über die verschärfte sozi-
ale und wirtschaftliche Krise, dann wird 
das noch nicht der Anfang eines Weges zu 
einem neuen „Oktober“ sein. Aber Klar-
text ist unerläßlich, wenn den Kriegstrei-
bern in den eigenen Ländern in den Arm 
gefallen werden soll. Bis jetzt tragen die 
Last des Widerstandes fast ausschließlich 
die, welche z. B. in allen Ländern, in denen 
deutsche Soldaten stehen, zu den Waffen 
greifen.
Die Bundeswehr raus aus allen Raubkrie-
gen! Weg mit den Lügen von Landesvertei-
digung! Stoppt die deutsche Aufrüstung! 

Arnold Schölzel
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Das Veto gegen Atomabrüstung ist eine Schande

Ein Kommentator im „Tagesspiegel“ schlägt 
vor, daß Deutschland Atomwaffen haben 

müsse, um sich vor Rußland zu schützen. 
Gleichzeitig hat Deutschland Ende vergange-
nen Jahres auf einer UN-Sitzung ein weltwei-
tes Atomwaffenverbot abgelehnt. Lea Heuser, 
Vorstandsmitglied des Vereins Aachener Frie-
denspreis (siehe RF 223), findet so eine Hal-
tung gefährlich und absurd.

Armin Siebert: Frau Heuser, es gibt erste 
Stimmen, daß Deutschland sich wieder 
Atomwaffen zulegen sollte, als Schutz gegen-
über Rußland. Was halten Sie davon? 
Lea Heuser: Ich halte davon gar nichts, 
weil Aufrüstung immer in Drohkulissen 
und weiteren Aufrüstungsspiralen mün-
det. Es gibt genug Möglichkeiten, Konflikte 
anders zu lösen.

Meinen Sie nicht, daß die Stimmung im Volk 
wieder reif ist für Atomwaffen? Die terrori-
stische Bedrohung und die ständigen nega-
tiven Meldungen über Rußland sprechen 
vielleicht schon die Sicherheits- und Schutz-
instinkte der Deutschen an. 
Es wird in den Medien eine Blockkonfron-
tation heraufbeschworen. Ich denke, daß 
für manche Menschen das durchaus Anlaß 
sein kann, eine Wiederbewaffnung oder 
überhaupt Aufrüstung in irgendeiner Form 
für eine Lösung zu halten. Ich hoffe aber, 
daß die deutsche Bevölkerung zu Atom-
waffen immer noch ein sehr kritisches Ver-
hältnis hat.

Gerade Deutschland ist ja Vorreiter beim Aus-
stieg aus der Atomenergie. Wäre ein Wiederein-
stieg in Atomrüstung aber trotzdem denkbar? 
Ich denke nicht. Nach aktuellem Stand ver-
tritt die Regierung nach wie vor die Position, 
daß man weltweit atomar abrüsten soll. Das 
Absurde ist, daß sie trotzdem im ersten Aus-
schuß der UN-Hauptversammlung dagegen 
gestimmt hat, Wiederverhandlungen gegen so 
eine Abrüstung aufzunehmen. Da sind sie den 

anderen NATO-Staaten und den USA gefolgt. 
Die wollen keine Abrüstung, wohingegen sich 
Staaten wie China, Pakistan, Indien, die Atom-
waffen besitzen, enthalten haben. 

Aber man darf sich doch zumindest enthalten?
Man darf sich enthalten, aber Deutschland hat 
dagegen gestimmt. Deutschland hat gesagt: 
Wir wollen keine Verhandlungen aufnehmen 

über eine Abrüstung. Das ist meiner Meinung 
nach wirklich eine Schande!

Deutsche Soldaten stehen im Rahmen der NATO 
inzwischen auch wieder permanent an der rus-
sischen Grenze. Das weckt düstere Erinnerun-
gen aus der Geschichte … 
Es ist wieder ein Schritt in Richtung kal-
ter Krieg. Der Verteidigungshaushalt ist 
massiv erhöht worden. Es sind jede Menge 

US-Atomwaffen auf dem Fliegerhorst Büchel 
in der Eifel stationiert. Das heißt, es ist eine 
unmittelbare Bedrohung durch Atomwaffen 
da, auch wenn es keine deutschen, sondern 
amerikanische Atomwaffen sind. Insofern 
existiert eine akute Bedrohung völlig unab-
hängig davon, ob Deutschland sich jetzt auch 
atomar bewaffnet oder nicht. 

Die sogenannte Doomsday Clock, die Welt-
untergangsuhr, steht inzwischen auf 2 ½ 
Minuten vor Mitternacht. Was macht unsere 
jetzige Zeit so gefährlich? 
Es gibt einfach mehr Konfrontation, es gibt  
auch diverse andere Krisen und Schwierig-
keiten, die die Welt momentan zu einem 
ziemlich gefährlichen Ort machen. Bei der 
Menge von Atomwaffen, die auf der Welt 
bereits existieren, ohne daß irgend jemand 
weiter aufrüstet – selbst damit könnte man 
die Welt viele, viele Male zerstören.

Im Moment werden ja alle hysterisch wegen 
des neuen US-Präsidenten. Vielleicht muß 
sich Deutschland bald vor den USA schüt-
zen? Dann vielleicht doch besser mit Atom-
waffen?
Ich weiß nicht, ob das denkbar ist. Ich 
glaube, wenn es eine Konfrontation zwi-
schen den USA und einem anderen Staat 
geben wird, dann wird es wahrscheinlich 
tendenziell China sein …
Trumps Verhältnis zu Putin oder zu Ruß-
land im allgemeinen ist ja auch relativ 
unklar. Er sagt mal das, mal das. Er laviert 
immer so hin und her, und man weiß nie 

so ganz genau, was er nun will. Daß er auf-
rüsten will, daß er mehr Waffen will, daß er 
mehr drohen will nach außen hin – das ist 
offensichtlich. Wem gegenüber, ist nicht so 
richtig klar. Ich denke, es wird eher China 
sein als Rußland, aber es wird auf jeden Fall 
seitens der USA was kommen bezüglich Auf-
rüstung, bezüglich Militarisierung im all-
gemeinen.

(Gekürzt aus „sputniknews“, 3. 2. 2017)

Ein Mann – ein Wort Millionen – eine Antwort
Karikatur: Leo Haas (1959)

Bombe im Hinterkopf
Die Diskussion über eine europäische 

Nuklearstreitmacht hält an. „Die lau-
fende Debatte um die Rolle von Nuklearwaf-
fen auf Seiten Rußlands und der NATO erlaubt 
es nicht mehr, sich einer Debatte über das Für 
und Wider nuklearer Abschreckung zu ver-
schließen“, heißt es in der aktuellen Aus-
gabe der Zeitschrift „Internationale Politik“. 
„Im Sinne des deutschen Doppelansatzes von 
Abschreckung und Dialog“, orakelt düster das 
Blatt, die führende Außenpolitikzeitschrift des 
deutschen Establishments, „sollte Berlin eine 
angemessene Abschreckung mit einer reali-
stischen Rüstungskontrolle flankieren.“ Aber 
was genau soll „angemessene Abschreckung“ 
heißen?
„In den kommenden Jahren“ kämen „außen- 
und sicherheit spol it ische Fragen auf 

Deutschland zu“, von denen man „heute 
noch nicht einmal zu träumen“ wage, hatte – 
kaum weniger erhellend – Mitte Februar Jan 
Techau von der American Academy in Berlin 
geraunt. So müsse man fragen, wie „nukleare 
Erpreßbarkeit verhindert werden“ könne, 
wenn die USA Europa nicht mehr mit ihrem 
„Nuklearschirm“ schützten. „Ist genug Ver-
trauen im europäischen politischen Markt, 
um sich ganz auf Frankreich zu verlassen?“, 
überlegte Techau, ein ehemaliger PR-Spezia-
list der Bundeswehr: „Wie soll sich ein Land 
mit einem großen Hunger nach moralischer 
Klarheit“ – damit war Deutschland gemeint 
– „abfinden mit jener Waffe, die es als die 
unmoralischste von allen ansieht?“ War das 
nun ein Hinweis auf eine etwaige deutsche 
Bombe?

Was bedeuten all die eiernden Formulierun-
gen, die nebligen Phrasen? Techau hat das 
kürzlich im „Deutschlandfunk“ etwas näher 
erläutert. „Es wird Ihnen keiner offiziell 
bestätigen“, erklärte er, daß über vergemein-
schaftete EU- oder gar deutsche Atomwaf-
fen „wirklich richtig diskutiert wird“. Techau 
fuhr fort: „Aber natürlich ist das etwas, was 
besprochen wird.“ Keiner schreibe das in offi-
zielle Papiere hinein. „Aber wer sich mit stra-
tegischen Fragen befaßt, der denkt über diese 
Dinge nach.“ Und wenn die öffentliche Debatte 
sich auch in wabernden Begriffen bewege: Daß 
sie geführt werde „zeigt, daß unter der Ober-
fläche doch schon einiges in Bewegung ist“. 
Man denkt in Berlin ernsthaft über sie nach, 
die „europäische“ oder gar deutsche Bombe.

Jörg Kronauer („junge Welt“, 7. März 2017)
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Wer sind die Kriegstreiber?

Vor wenigen Monaten wäre die Antwort 
auf diese Frage einfach gewesen. Vom  

7. bis 17. Juni 2016 fand das größte Militärma-
növer in Polen seit 1989 statt. Wenn es noch 
eines Beweises bedurft hätte, daß die NATO 
die „Friedensdividende“ am Ende des kal-
ten Krieges ausgeschlagen hat, hier war er! 
Es nahmen etwa 31 000 Soldaten teil, die aus  
24 Staaten – nicht nur aus NATO-Mitglieds-
ländern, sondern auch aus Georgien und der 
Ukraine – kamen. Es sollte den NATO-Gip-
fel in Warschau Anfang Juli 2016 begleiten, 
der eine weitere Aufrüstung und Stationie-
rung von NATO-Truppen an Rußlands Gren-
zen beschloß, darunter auch Panzertruppen 
der USA. Schlüsselworte für dieses Manöver 

„Anakonda 2016“ hießen „Abschreckung“ und 
„massive Kampfkraft“.
Das Manöver war ein Höhepunkt der Außen-
politik des US-Präsidenten Barack Obama. 
Die hat nicht nur das von den USA angerich-
tete Chaos im Nahen Osten vergrößert, son-
dern vor allem die antirussische Ausrichtung 
der Außen- und Militärpolitik der USA weiter 
verstärkt. Mit salbungsvollen Worten erklärte 
Obama im April 2009, auch die USA würden 
eine von Atomwaffen freie Welt erstreben. Ein 

Jahr später, im April 2010, legte er den „Nuclear 
Posture Review“ 2010 vor, die Grundlinien für 
die künftige Nuklearpolitik seiner Regierung. 
Deren Maßnahmen zur Modernisierung der 
strategischen Atomwaffen der USA haben 
einen Zeithorizont bis 2080.
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat nach der 
Trump-Wahl Barack Obama zu einem letzten 
Besuch als Präsident der USA in Berlin emp-
fangen. Gemeinsam mit anderen Staats- und 
Regierungschefs großer EU-Staaten erklärten 
sie, die antirussischen „Sanktionen“ zu verlän-
gern, und bestanden auf TTIP. Das ist Pfeifen 
im Walde. TTIP in der von Obama, Merkel & Co. 
erstrebten Richtung dürfte erledigt sein, wes-
halb die EU-Kommission die Entwürfe schon 
im Gefrierschrank abgelegt hat. 
NATO-Generalsekretär Stoltenberg betonte, 
die Beistandsklausel des von ihm verwalteten 
Bündnisses sei „bedingungslos“. Aber Trump 
und seine Berater haben deutlich gemacht, 
daß sie nicht die Absicht haben, US-Truppen 
in einem Konflikt gegen Rußland einzuset-
zen, den estnische oder polnische Nationali-
sten anzetteln. Die Regierenden in Kiew, die 
von der Obama-Administration gezielt ange-
stachelt wurden, wissen nicht, ob sie auch 

künftig auf Washingtons Spesenliste stehen. 
Nachdem der Westen die Ukraine-Krise ausge-
löst hatte, war nicht klar, ob das Hinüberziehen 
der Ukraine aus dem Einflußgebiet Rußlands 
in den Orbit von EU und NATO eine US-Politik 
(von Obama und Clinton) ist, die von der EU 
bezahlt werden soll, oder eine deutsche bzw. 

„europäische“, für welche die USA das militä-
rische Drohpotential im Hintergrund zur Ver-
fügung stellen. 
Das „America First“ der Trump-Kampagne 
bedeutet eine Schwerpunktsetzung auf Innen-
politik und Wirtschaft; „Make America work 
again“ war eine Tageslosung auf Trumps Par-
teitag. Das hat unter Umständen einen Wirt-
schaftskrieg gegen China zur Folge, nicht aber 
einen Schießkrieg gegen Rußland.
Das Gerede in Deutschland über eine Stärkung 
der EU und ihrer militärischen Schlagkraft, bis 
hin zur Forderung nach deutschen Atomwaffen 
(FAZ, 27. 11. 2016), zeigt: in Berlin und Brüs-
sel sitzen mindestens ebensoviele Kriegstrei-
ber wie in Washington.

Erhard Crome, Berlin  

(Aus einem Vortrag beim 23. Friedensratschlag 
in Kassel, Dezember 2016)

Das Erbe des Friedensnobelpreisträgers

Es dürfte nur eine Minderheit der Welt-
bevölkerung gewesen sein, die mit dem 

Amtsantritt von Barack Obama nicht auf Ent-
spannung, auf eine friedlichere und gerech-
tere Entwicklung in der Welt gehofft hatte. 
Das Resultat acht Jahre später enttäuschte 
die Hoffnungen. Die globale Expansion der 
Großkonzerne erreichte neue Größenordnun-
gen, die Zahl neuer Kriege und deren Opfer 
stieg an, die Rolle der USA als Weltgendarm 
wurde ausgebaut. Mit zum Teil massiver Prä-
senz der US-Streitkräfte sowohl in den wich-
tigsten Randregionen der Erde als auch im 
Zentrum Europas sowie mit bi- und multilate-
ralen Verträgen sollen die Sicherheit des Lan-
des ebenso wie dessen sofortiges Eingreifen 
an jedem Konfliktpunkt der Erde ermöglicht 
werden.
80 000 US-Soldaten sorgen sich um die Ver-
teidigung Europas, insbesondere um dessen 

„Schutz gegen Rußland“. Zugehörig sind die 
6. Flotte in Italien u. a. mit zwei Flugzeug-
trägern und vier Atom-U-Booten. Im Nahen 
Osten sind 28 000 Soldaten in den Golfstaa-
ten und die 5. Flotte in Bahrain stationiert 
gegen „Angriffe aus dem Iran“ und gewähr-
leisten den freien Fluß von mehr als 30 % der 
weltweiten Erdöl- und etwa 16 % der Gasex-
porte in Richtung „freie Welt“. Einsatzbereite 
Flugzeugträger patrouillieren permanent im 
Persischen Golf. Mit 28 000 US-Soldaten im 
Bereich der Demarkationslinie zu Nordkorea 
und 45 000 Mann in mehr als 20 Stützpunk-
ten sowie der 7. Flotte in Japan werden die 
US-Interessen im asiatisch-pazifischen Raum 

vor allem gegen China gestützt. Dabei tragen 
Südkorea 40 % und Japan 75 % der entspre-
chenden Kosten.

„Warnung an China“ nannte Obama die Ein-
richtung von Stützpunkten in Darwin und 
Perth/Australien. Fünf neue Basen auf den 
Philippinen, die Verlegung mehrerer Flug-
zeugträger und anderer Marineeinheiten in 
Richtung Pazifik sollen in Südostasien die 

„Freiheit der Schiffahrt“ u. a. im Südchinesi-
schen Meer garantieren.
Etwa 50 000 GIs in mehr als 250 Stütz-
punkten bilden das Nervenzentrum der 
U.S. Army außerhalb der Staaten. Ram-
stein, mit Luftwaffen haupt quar tier Eu ro pa, 
Raketenabwehrzentrum der NATO und 
Schaltstelle der Führung des weltweiten 
Droh nen krieges, ist die größte Militärba-
sis außerhalb der USA. In Stuttgart resi-
diert neben dem US-Haupt quartier Eu ropa 
auch die Führungsstelle für US-Militärein-
sätze in Afrika, Afrikom. In der Westpfalz 
entsteht das größte US-Militärhospital. Und 
als sei das alles nicht genug, schuf Obama 
gegen Ende seiner Amtszeit einige zusätz-
liche Fakten, die verdeut li chen, daß die glo-
balen Ziele auch dieses Präsidenten sich in 
keiner Weise von denen seiner Vorgänger 
unterschieden. Die von den USA dominierte 
NATO begann mit der „rotierenden“ Sta-
tionierung von 4000 Soldaten mit Kampf-
technik an den Grenzen Rußlands. In deren 
Hintergrund steht eine „schnelle Eingreif-
truppe“ mit 25 000 Soldaten bereit. Und 
noch im letzten Monat seiner Dienstzeit 

ließ der Präsident eine US-Panzerbrigade 
mit 4000 Mann und 87 „Abrams“-Panzern 
nach Polen sowie zwei Dutzend modern-
ster „Apache“- Kampfhubschrauber nach 
Deutschland verlegen. Die Welt könnte dar-
über glatt vergessen, daß der Nobelpreisträ-
ger nicht einmal eines seiner propagierten 
Hauptziele durchsetzte: die Schließung des 
berüchtigten Militärgefängnisses in Guan-
tánamo auf Kuba. Daß der seit langem gefor-
derte Abzug amerikanischer Kernwaffen 
von deutschem Boden noch immer nicht 
erfolgte, fällt angesichts aller anderen ange-
führten Fakten kaum noch ins Gewicht. 
Eines der bekanntesten Blätter der USA, die 

„New York Times“, zitierte in einer Nach-
betrachtung die Worte eines militärpoliti-
schen Insiders: „Wo immer die USA in den 
letzten Jahren in der Welt verhan delten – 
der Schatten ihrer militärischen Macht fiel 
auf jede Seite der unterzeichneten Papiere.“ 
Und: „Damit die Globalisierung funktio-
niert, muß Amerika immer als Supermacht 
handeln.“  Martin Kunze, Templin

Alfred Nobel bestimmte in seinem Testament, 
daß der Friedenspreis an jene Person gehen 
sollte, die „die meiste oder beste Arbeit für 
die Verbrüderung von Nationen, für die 
Abschaffung oder Reduzierung stehender 
Armeen und für das Durchführen und För-
dern von Friedenskongressen geleistet hat“.
Aus: Emil Bobi, Der Friedensnobelpreis – Ein 
Abriß. Ecowin-Verlag, Salzburg 2015 
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Vom Stockholmer Appell zur Erklärung der „Göttinger 18“ 

Für eine Welt ohne Atomwaffen
W enn am 12. April an die Erklärung 

von 18 Göttinger Professoren vor 60 
Jahren gegen die atomare Aufrüstung erin-
nert wird, werden wir mit einer aktuellen 
Frage deutscher Außenpolit ik konfron-
tiert. Die achtzehn Physiker, unter ihnen 
Nobelpreisträger, griffen öffentlich in die 
Diskussionen ein, die durch die Aktivitäten 
der Adenauer-Regierung provoziert wor-
den waren.
Ehe wir näher auf sie eingehen, werfen wir 
einen Blick auf den Ausgangspunkt des 
Kampfes der internationalen Friedensbe-
wegung gegen die Atomkriegspläne der 
USA. 
Am 18. März 1950 unterzeichneten füh-
rende Mit glieder der Welt f r iedensbe-
wegung den „Stockholmer Appell“. Die 
Unterzeichner bekräftigten, daß sie in einer 
Welt ohne Atomwaffen leben möchten. 
Im Zusammenhang mit dem Stockholmer 
Appell entstand Picassos Friedenstaube, 
die ein Symbol der Friedensbewegung 
wurde. Sie begleitete die Friedensfahrt 
der Radfahrer, prägte das Bild ungezählter 
Kundgebungen und Demonstrationen. Viele 
neue Friedenslieder entstanden, welche die 
Aktivisten ermutigten und begeisterten. 
Weltweit unterschrieben den Appell mehr 
als 500 Millionen Menschen. Der Stock-
holmer Appell hat die Atomkriegsstrate-
gen gebremst und die Adenauer-Regierung 
zum Taktieren gezwungen. Mitte der 50er 
preschte sie auf breiter Front vor. Am  
20. März 1958 erklärte der zuständige 

Minister Franz Josef Strauß vor dem Bun-
destag , daß es für militärische Vorbe-
reitungen „nur mehr einen einzigen Fall 
gäbe, das ist der Fall Rot und sonst kein 
Fal l mehr in der Welt“. Wer von einer 
solchen Prämisse ausging, brauchte die 
NATO-Verbündeten, deren Hauptmächte 
das gleiche Ziel verfolg ten, und geeig-
nete eigene „moderne“ Waffen. Adenauer 
verniedlichte anfangs sein Begehren. Am  
4. April 1957 ging der Kanzler mit der 
Erklärung an die Öffentlichkeit: „Die tak-
t ischen Atomwaffen sind nichts weiter 
als die Weiterentwicklung der Artillerie. 
Selbstverständlich können wir nicht darauf 
verzichten, daß unsere Truppen auch in der 
normalen Bewaffnung mitmachen.“ Max 
Reimann, der KPD-Vorsitzende, nannte das 
Dummenfang. 
Auch auf internationalem Gebiet blockte 
Adenauer alle Versuche ab, Europas Mitte 
atomwaffenfrei zu halten. In diesem poli-
tischen und historischen Umfeld meldeten 
sich die „Göttinger 18“ zu Wort.
Sie warnten vor den Plänen der Bundes-
regierung, die Bundeswehr mit atoma-
ren Waffen auszurüsten. Sie stellten klar, 
daß taktische Atombomben inzwischen 
auch die Wirkung der Hiroshima-Bombe 
haben. Ein kleines Land wie die Bundes-
republik schützt sich am besten, wenn 
es auf Atomwaffen verzichtet. Die Unter-
zeichner erklärten, daß sie sich in keinem 
Fall an der Herstellung, Erprobung und 
am Einsatz von Atomwaffen beteiligen. 

Diese mutige Erklärung unterzeichneten 
Fritz Bopp, Max Born, Rudolf Fleischmann,  
Walther Gerlach, Otto Hahn, Otto Haxel, 
Werner Heisenberg , Ma x Kopfermann, 
Max von Laue, Heinz Maier-Leibnitz, Josef 
Mattauch, Friedrich-Adolf Paneth, Wolf-
gang Paul, Wolfgang Riezler, Fritz Strass-
mann, Wilhelm Walcher, Carl Friedrich von 
Weizsäcker und Karl Wirtz. Die Erklärung 
wurde zwar von Strauß als „Schützenhilfe 
für Moskau“ denunziert, erhielt jedoch am 
5. Mai 1957 Unterstützung durch 99 Wis-
senschaftler, die sich in einem offenen Brief 
an Adenauer mit den Göttingern soldari-
sierten, sowie durch die Vorsitzenden von 
DGB und IG Metall, Willi Richter und Otto 
Brenner, die den Appell unterzeichneten 
und propagierten. Kirchenpräsident Mar-
tin Niemöller, Probst Heinrich Grüber und 
andere Geistliche begrüßten die Göttinger 
Erklärung. Kommunisten wirkten trotz des 
Verbots ihrer Partei aktiv in der Friedens-
bewegung mit.
Die SPD war auf dem Weg nach Godes-
berg, aber noch nicht dort angekommen. 
Das zeigte sich auf dem Stuttgarter Partei-
tag, der vom 18. bis 23. Mai 1958 stattfand. 
Im Beschluß ist zu lesen: „Der Parteitag 
sieht in dem atomaren Wettrüsten in der 
Welt und den damit verbundenen zuneh-
menden Spannungen eine tödliche Gefahr 
für die Menschheit ... Der Parteitag verur-
teilt den Beschluß der Bundestagsmehr-
heit vom 25. März 1958 über die atomare 
Ausrüstung der Bundeswehr.“

Prof. Carl Friedrich Freiherr 
von Weizsäcker (1912–2007) 
gilt als Organisator der „Göt-
tinger Erklärung“ von 1957. 
Er hatte sich als Physiker und 
Philosoph vor allem auf seinen 
wichtigsten Arbeitsgebieten 
– der Physik des Atomkerns, 
Astrophysik und Naturphilo-
sophie – einen internationalen 
Ruf erworben. 

Prof. Max Born (1882–1970), 
Nobelpreisträger. Sein 
Lebenswerk umfaßt 300 
Schriften und über 20 Bücher 
in einem Dutzend Sprachen. 
Wegen seiner jüdischen 
Abstammung wurde er 1933 
gezwungen, die Göttinger 
Universität zu verlassen, emi-
grierte ins Ausland und kehrte 
erst 1954 zurück. 

Prof. Werner Heisenberg 
(1901–1976), Nobelpreisträ-
ger für Physik 1932. Sein 
Hauptarbeitsgebiet war die 
Atomphysik. Nachdem ihn 
seine Forschungsarbeiten mit 
Albert Einstein u. a. nach 1933 
aus Deutschland emigrierten 
Wissenschaftlern zusammen-
gebracht hatten, wurde Hei-
senberg im faschistischen 
Deutschland als „Weißer Jude 
der Wissenschaft“ und „Os-
sietzky der Physik“ angegriffen. 

Prof. Otto Hahn (1879–1968), 
Entdecker der Uranspaltung 
und Nobelpreisträger für 
Chemie 1944. Otto Hahn war 
vor allem auf dem Gebiet der 
radiochemischen Forschung 
tätig und entdeckte schon als 
28jähriger im Jahre 1905 ein 
neues radioaktives Element 
(Radiothor) und vier weitere 
Elemente, die wegen ihrer 
besonderen Eigenschaften 
große Bedeutung für die Medi-
zin erlangten. 
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Heinz Düx – Antifaschist  
und Kämpfer für Demokratie 

In den letzten Jahren ist viel über den Frank-
furter Auschwitz-Prozeß gesprochen und 

geschrieben worden. Meist ging es dabei 
um die unmittelbaren Verfahrensbetei-
l ig t en ,  d ie a n den 183 Ver-
handlungstagen teilgenommen 
haben. Zu ihnen gehörte nicht 
Heinz Düx, und trotzdem hat er 
entscheidend zur Vorbereitung 
dieses geschichtsträchtigen Ver-
fahrens beigetragen. 
Der am 24. April 1924 im hes-
s i schen Ma rbu r g G ebor ene 
studierte von 1942 bis 1948 
auch an der dortigen Universi-
tät Rechtswissenschaft . 1948 
wurde er promoviert und war ab 
1954 als Richter in Hessen tätig. 
Bald wurde der hessische Gene-
ralstaatsanwalt Fritz Bauer, der 
spätere Initiator des Auschwitz-
Prozesses, auf ihn aufmerksam, 
weil Düx sich dagegen wandte, 
daß alte Nazis als Richter in der 
jungen BRD eingesetzt werden. 
Ab 1960 arbeitete er für drei 
Jahre als Untersuchungsrichter beim Land-
gericht Frankfurt am Main. In dieser Zeit 
war er entscheidend an der Vorbereitung 
des Verfahrens gegen ehemalige SS-Ange-
hörige des KZ Auschwitz beteiligt . Ihm 
oblag dabei vor allem die Einvernahme 
von Zeugen, aufgrund deren Angaben die 
Staatsanwaltschaft später die Anklage-
schrift fertigte. In dieser Zeit reiste er pri-
vat nach Auschwitz, um sich einen eigenen 
Eindruck von den Örtlichkeiten des grau-
samen Geschehens zu machen. 
Heinz Düx mußte miterleben, welcher 
Widerstand in der damaligen Zeit inner-
halb der bundesdeutschen Justiz bestand, 
wenn es um Verfahren gegen nazistische 
Gewaltverbrecher ging. Davon hat er sich 
nicht beirren lassen und die Auffassungen 
Bauers nachhaltig unterstützt. 

Düx war Zeit seines Lebens ein konse-
quenter Antifaschist . Bereits 1945 war 
er in die KPD eingetreten. Später gehörte 
er der SPD und der Vereinigung der Ver-

folgten des Naziregimes sowie der Ver-
einigung demokratischer Juristen an. So 
überrascht es nicht, daß er bis zum Ende 
seines Lebens ein kritischer Kommenta-
tor der bundesdeutschen Justizgeschichte 
gewesen ist . Davon künden viele erhal-
ten gebliebene Aufsätze und Referate, die 
2013 in dem Band „Justiz und Demokratie 

– Anspruch und Realität in Westdeutsch-
land nach 1945“ als gesammelte Schriften 
erschienen sind. Als er 1970 zum Senats-
präsidenten am Oberlandesgericht  Frank-
furt am Main ernannt wurde, war er auch 
dort mit Entschädigungsfragen der Opfer 
des Nazismus beschäftigt. 
1973 nahm er am Weltkongreß der Frie-
de n s k r ä f t e  i n  Mo s k au t e i l  –  G r u n d 
genug für die hessische CDU, zweimal 
zu versuchen, im dortigen Landtag ein 

Disziplinarverfahren gegen ihn und die 
Amtsenthebung durchzusetzen, was beide 
Male mißlang. Ihn verband eine enge 
Freundschaft mit den Professoren Wolf-

gang Abendroth und Helmut 
Ridder. Als ich ihn endlich per-
sönlich kennenlernte, hatte ich 
schon sehr viel über ihn gelesen. 
Auf einer Tagung zum 50. Jah-
restag des Auschwitz-Prozesses 
in Kassel hielt er einen Vortrag 
über seine damalige Tätigkeit 
als Ermittlungsrichter. 
Obgleich er da bereits 90 Jahre 
alt war, sprach er mit großer 
innerer Bewegung , und man 
konnte spüren, wie sehr ihm der 
Kampf gegen alte und neue Nazis 
am Herzen lag. Im Anschluß 
daran berichtete er mir von den 
Behinderungen, die er während 
seiner Zeit im Justizdienst der 
Bundesrepublik erleben mußte, 
die sogar so weit gingen, daß 
seinem Sohn zunächst die Zulas-
sung als Rechtsanwalt verwei-

gert wurde. Sippenhaft gab es eben nicht 
nur bei den Nazis. Er kommentierte das 
mit den Worten: „Man schlug den Sack und 
meinte den Esel!“ Es bedurfte erst der Hin-
zuziehung prominenter Anwälte, darunter 
Friedrich Karl Kaul, um dem Sohn zu seiner 
beruf lichen Existenz zu verhelfen. 
Am 3. Februar 2017 starb Heinz Düx im 
Alter von 92 Jahren.  Ralph Dobrawa

Siehe auch Ernst Heinz: Würdigung eines 
Würdigen. Heinz Düx zum 90., in „RotFuchs“ 
Nr. 195 (April 2014),
und Wilhelm Rösing: Der Einzelkämpfer. 
Richter Heinz Düx. Dokumentarfilm, 79 Min., 
2011. U. a. mit Dr. Lisa Abendroth, Prof. Dr. 
Norman Paech, Rupert von Plottnitz und Prof. 
Dr. Gerhard Stuby

Der Streit um den „Griff nach der Bombe“ 
wurde häufig mit Erbitterung geführt. Ich 
erwähne einen Zwischenfall im Bundes-
tag: Am 28. Januar 1958 trat dort Baron 
von Manteufell-Szöge dafür ein, mit Atom-
waffen das „Böse“ auszurotten. Es kam zu 
heftigen Wortgefechten. Die Schärfe der 
Debatten im Bundestag fand auch in eini-
gen Medien ihre Widerspiegelung. „Der 
Spiegel“ wurde zum Vorreiter der Attak-
ken auf die Pläne des Verteidigungsmini-
sters. Strauß ließ dessen Chefredakteur 
Rudolf Augstein in seinem Urlaubsort in 
Spanien wegen Hochverrats verhaften. Der 
Minister warf dem Kritiker auch 62 Belei-
digungen vor, von denen das Gericht acht 

gelten ließ. Sozusagen mit richterlicher 
Genehmigung wiederholte Augstein: „In 
Franz Josef Strauß haben wir die Verkörpe-
rung jenes vielleicht für uns alle tödlichen 
Tatbestandes, daß die moralischen Kräfte 
der Menschheit mit ihren technischen nicht 
mitgehalten haben. Wer so redet, wer so 
denkt, wer so schreibt, der schießt auch.“ 
Ende der 50er Jahre war eine Situation ent-
standen, wie es sie in der Weltgeschichte 
noch nie gegeben hat. Eine politische Fehl-
entscheidung, eine falsche Einschätzung, 
ein technisches Versagen konnte das Ende 
der Menschheit bedeuten, und die bei-
den deutschen Staaten waren die Vorpo-
sten beider Systeme. An der Wende zu den 

60er Jahren schrieb Lord Bertrand Russell, 
erster Präsident der englischen „Kampagne 
für nukleare Abrüstung“ (der Ausgangs-
bewegung auch der deutschen Ostermär-
sche), drei Bücher, in denen er die neue 
weltpolit ische Lage erläuterte. In „Ver-
nunft und Atomkrieg“ formulierte er die 
Hauptaufgabe für die Menschheit: „Es gibt 
gegen den irrsinnigen Wettlauf in den Tod 
nur ein Mittel: auf dem Absatz umzukehren 
und, statt in die totale Selbstvernichtung, 
dem Leben und der Zukunft entgegenzuge-
hen.“ Das ist und bleibt das wichtigste Ver-
mächtnis der „Göttinger 18“, Lord Russells 
und ihrer Mitstreiter.

Prof. Dr. Horst Schneider



Seite 6 RotFuchs / April 2017

Retten wir Mumia Abu-Jamal!

Am 24. April begeht der politische Gefan-
gene Mumia Abu-Jamal in einem Gefäng-

nis im US-Bundesstaat Pennsylvania seinen  
63. Geburtstag. Im Alter von 27 Jahren war 
er am 9. Dezember 1981 verhaftet und im Juli 
1982 wegen der von Polizei und Staatsanwalt-
schaft behaupteten Ermordung des Streifenpo-
lizisten Daniel Faulkner in Philadelphia zum 
Tode verurteilt worden. Der Kampf um Mumias 
Freiheit schloß deshalb auch immer die Forde-
rung nach der allgemeinen Abschaffung der 
Todesstrafe ein.
Die Gefahr, als politischer Gefangener von 
der Hand der Henker des US-Justizministeri-
ums zu sterben, besteht für Mumia nicht mehr, 
seit die internationale Solidaritätsbewegung 
in enger Zusammenarbeit mit seinen Vertei-
digungsteams erreicht hat, daß das gegen ihn 
ausgesprochene Todesurteil von einem US-
Bundesgericht für verfassungswidrig erklärt 
und in lebenslange Haft umgewandelt wurde. 
Seit dem 17. Dezember 2011 befindet er sich 
aus diesem Grund nicht mehr im Todestrakt, 
sondern im Normalvollzug des Staatsgefäng-
nisses Mahanoy in Frackville. Nach dem Wil-
len seiner politischen Gegner soll sich daran 
auch nichts ändern, denn seine Freilassung zur 
Bewährung wurde ausgeschlossen. 
Viele hatten gehofft, daß dem mutigen Jour-
nalisten, organisierten Gewerkschafter, Anti-
faschisten und Kämpfer gegen Krieg und 
Rassismus unter dem ersten schwarzen US-
Präsidenten Barack Obama endlich Gerech-
tigkeit widerfahren würde. Doch dessen 
verheißungsvoller „Yes we can“-Slogan löste 
sich bald in Luft auf. Die Mehrheit der schwar-
zen US-Bevölkerung hatte darauf gebaut, daß 

„ihr“ Präsident dem institutionellen Rassis-
mus, der sich vor allem in brutaler Polizeige-
walt, einer willfährigen rassistischen Justiz 
und Masseninhaftierungen von Schwarzen 
und Latinos zeigt, wenigstens den Kampf 
ansagen würde. Doch am Grundsatz dieser 
seit dem offiziellen Ende der Sklaverei beste-
henden Unterdrückungsverhältnisse hat sich 
in den acht Jahren, in denen Obama vom Wei-
ßen Haus aus das Land regierte, nichts geän-
dert. Und so ist es kein Wunder, daß auch das 
in der BRD seit 1989 von einer breiten gesell-
schaftlichen Bewegung unterstützte Ringen 
um ein neues faires Verfahren für Mumia und 
um seine unversehrte Freilassung noch keinen 
Erfolg zeitigen konnte.
Die Sorge um Mumias Leben ist in den letz-
ten beiden Jahren wieder gewachsen, seit er 
infolge der fast 30 Jahre andauernden Isolie-
rung im Todestrakt, einem unbehandelten Dia-
betes und einer von den Gefängnisbehörden 
ignorierten Hepatitis-C-Infektion in Lebens-
gefahr schwebte. Zwar haben seine Anwälte 
durch einen zähen Kampf gegen die Gefängnis-
bürokratie erreicht, daß ein US-Bundesrichter 
im Januar 2017 endlich Mumias umgehende 
Behandlung mit einem neuen Medikament 
anordnete, mit dem jeder, der es rechtzeitig 
erhält, eine 95prozentige Heilungschance hat. 
Aber die Gefängnisbehörde von Pennsylvania 
hintertreibt Mumias medizinische Behandlung 
mit immer neuen juristischen Winkelzügen. 
Ein Grund mehr also, die Anstrengungen um 

Mumias Freilassung zu verstärken, damit nicht 
durch die Hintertür doch noch ein Todesurteil 
durch unterlassene medizinische Versorgung 
an ihm vollstreckt wird.

Daß Mumia noch lebt und wenigstens nicht 
mehr legal hingerichtet werden kann, verdankt 
er nach eigenen Worten der seit über drei Jahr-
zehnten andauernden internationalen Solida-
ritätsbewegung. Das war sehr wichtig, denn 
Polizei und Justiz haben seit seiner Verhaftung 
und dem Terrorurteil von 1982 keine Gelegen-
heit ausgelassen, dem schwarzen Radiojour-
nalisten einen jahrzehntelangen Leidensweg 
zu bereiten. Als Krücke mußte dafür dienen, 
daß Mumia von seinem fünfzehnten Lebens-
jahr an Mitglied der Black Panther Party (BPP) 
war. Allerdings nur für wenige Jahre, bis sich 
die 1966 gegründete Partei unter dem Druck 
staatlicher Repression, unter der auch gezielt 
innere Zerwürfnisse geschürt wurden, Anfang 
der 70er Jahre wieder auflöste. In dieser Zeit 
erschossen Polizei und gedungene Mörder über 
drei Dutzend militante Mitglieder der Partei, 
was den Staatsapparat nicht daran hinderte, 
die Dinge auf den Kopf zu stellen: Allein die 
Tatsache, daß die BPP die schwarze Bevölke-
rung ermutigt hatte, sich gegen rassistische 
Polizeigewalt zur Wehr zu setzen, reichte aus, 
alle Panthers als „Cop killer“ zu diffamieren. 
So kam auch Mumia in die Todeszelle, obwohl 
er nur seinem von einem weißen Polizisten 
mißhandelten Bruder Billy zu Hilfe eilte und 
dabei selbst von einer Polizeikugel getroffen 
wurde und beinahe gestorben wäre. Doch 
diese Methode, die Opfer staatlicher Gewalt zu 
Tätern zu erklären und zum Abschuß freizuge-
ben, wie es unzählige Oppositionelle, Soziali-
sten und Kommunisten in der Geschichte der 
Arbeiterbewegung am eigenen Leib erfahren 
mußten, wirkte auch hier. Und so sitzt unser 
Genosse Mumia bis heute hinter Gittern und 
kämpft um sein Leben und seine Freiheit.
Wir sollten uns fragen, ob wir alles getan 
haben, daran etwas zu ändern. Vergessen wir 
nicht, daß wir nach Mumias Verlegung aus 
dem Todestrakt den erwarteten Abschwung 
der Kampagne nicht haben auffangen können. 
Der Druck der Todesstrafe war weg, und so 
zogen sich auch viele zurück, die vorher dafür 
einstanden, Mumias Leben zu retten. Vor allem 
in den Jahren 1995 bis zur Umwandlung der 
Todesstrafe war es uns gelungen, in Gewerk-
schaften, Parteien, Basis-, Antifa- und Men-
schenrechtsorganisationen, im P.E.N. und 

anderen Vereinigungen von Autoren und Jour-
nalisten, unter Medien- und Kulturschaffenden 
bis hin zu aufrechten Christen eine wirklich 
breite Kampagne auf die Beine zu stellen, die 
Tausende in Bewegung und auf die Straße 
brachte. Mumia wurde Ehrenbürger von Paris 
und vielen weiteren Städten, Gewerkschaften 
wie die dju Berlin-Brandenburg und die VVN/
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten 
machten ihn zum Ehrenmitglied.
Heute müssen wir uns eingestehen, daß wir 
von der damaligen Stärke der Bewegung weit 
entfernt sind. Das muß nicht so bleiben, denn 
wir können von anderen Kampagnen lernen, 
die ihre Ziele am Ende erreicht haben. Vielen 
ist in diesem Zusammenhang die große Soli-
daritätsbewegung für die Freiheit der Bürger-
rechtskämpferin Angela Davis zu Beginn der 
70er Jahre in Erinnerung. 
Unser Genosse Klaus Steiniger bedauerte in 
seiner Kolumne „Von Angela zu Mumia“ am  
11. Mai 2015 in der „jungen Welt“: „Leider kön-
nen wir heute nicht so schwere Geschütze auf-
fahren wie zu DDR-Zeiten, als die Solidarität 
mit Angela Davis Sache der gesamten Bevöl-
kerung und aller Medien war.“ Klaus erinnerte 
daran, wie „die FDJ Kinder und Jugendliche der 
DDR dazu aufrief, Angela eine Million selbst-
gemalter Rosen in das Gefängnis zu schicken“. 
Und er schloß mit den Worten: „Den erfolg-
reichen Ausgang der weltweiten Schlacht für 
Angela Davis vor Augen wissen wir, welche 
Kraft bereits entwickelt werden konnte, um 
ein drohendes Fehlurteil abzuwenden und 
einen unschuldigen Menschen dem Kerker zu 
entreißen. Auch unter wesentlich ungünstige-
ren Bedingungen hat die internationale Soli-
darität bereits dazu beigetragen, Mumia vor 
dem Henker zu retten. Jetzt geht es darum, den 
Schwerkranken aus den Ketten seiner Peiniger 
zu erlösen und seine Freilassung zu erkämp-
fen. Als einer der Organisatoren der Angela-
Davis-Kampagne und Autor eines Buches über 
den Davis-Prozeß unterstütze ich aus ganzem 
Herzen die Forderung: ,Retten wir Mumia Abu-
Jamal!‘ “
Als jetzt der puertoricanische Unabhängig-
keitskämpfer Oscar López Rivera, der wie 
Mumia im Jahr 1981 verhaftet worden war 
und wie er seit 36 Jahren in der Zelle eines 
US-Knasts saß, vom scheidenden Präsiden-
ten Obama begnadigt wurde, war das nicht 
Obama zu verdanken, sondern der in den USA 
und in Puerto Rico unermüdlich für die Frei-
heit ihres Compañeros wirkenden und breite 
gesellschaftliche Schichten einbeziehenden 
Unabhängigkeitsbewegung. Mumia könnte 
zwar nicht von diesem oder einem anderen 
US-Präsidenten begnadigt werden, weil er 
nicht nach Bundesgesetz, sondern nach dem 
Strafrecht des Staates Pennsylvania verur-
teilt wurde, aber aus der Kampagne für Oscar 
López läßt sich lernen, daß man den politi-
schen Preis für die weitere Inhaftierung eines 
Genossen öffentlich so hochtreiben kann, daß 
seine Kerkermeister in Politik und Justiz ihn 
lieber freilassen, als weiter Anlaß für Unruhe 
und internationale Kritik zu bieten. So sollten 
wir auch Klaus Steinigers Worte verstehen und 
überlegen, was zu tun ist! Jürgen Heiser
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Teile und herrsche!

Das Prinzip „Teile und herrsche!“ halte das 
westliche Imperium am Leben, habe ich 

kürzlich irgendwo gelesen. Betrachten wir 
dies einmal etwas näher. Das Prinzip „Teile 
und herrsche!“ bedeutet, ein Volk oder eine 
Gruppierung in Untergruppen aufzuspal-
ten, damit es leichter zu beherrschen sei. Und 
genau darum geht es.
In den Ausbeutersystemen der vergangenen 
Jahrhunderte findet das Prinzip seine Anwen-
dung und ist heute aktueller denn je. In unserer 
Zeit ist es die Bourgeoisie, die es zur Aufrecht-
erhaltung der Macht geradezu zur Perfektion 
bringt. Sie hat es gelernt, unter den Bedingun-
gen des schnell voranschreitenden technischen 
Fortschritts und der rasanten Entwicklung 
im Kommunikations- und Medienbereich, 
des veränderten Bildungsniveaus des Volkes, 
dessen Spaltung mit differenzierteren Metho-
den voranzutreiben. Es geht um Polarisierung 
der Bevölkerung. Mit Hilfe der Medien wer-
den neue Begriffe und Kategorien in Umlauf 
gebracht mit dem Ziel, daß sich jeder einer 
Gruppe oder Bewegungen zugehörig fühlt 
und so darin  bestärkt wird, daß seine Mei-
nung die einzig richtige, die der anderen in 
Frage zu stellen ist. Begriffe wie „Putin-Ver-
steher“ und andere stehen dafür. Die Spaltung 
der Gesellschaft in immer kleinere Gruppen ist 
das Ziel. Eine weitere Maßnahme der Bour-
geoisie ist die gezielte Ausgrenzung von Tei-
len der Bevölkerung. Dem dienen zuvörderst 
die Hartz-IV-Gesetze, mit denen die Menschen 
noch tiefer in Armut geschickt und damit von 
der gesellschaftlichen Teilhabe abgekoppelt 
werden. 
Oder nehmen wir die Teilung in Ost und West, 
die angeblich zur Ungleichbehandlung der 
Bevölkerung berechtigen würde. Seit Jahren 

werden die Forderungen nach Lohn- und 
Rentenangleichung für Bürger der DDR an 
das Westniveau bewußt verzögert. Das Ziel 
besteht offensichtlich darin, die bestehende 
Zersplitterung zwischen der sogenannten 
Mittelschicht, der Arbeiterklasse und weite-
ren Teilen der Bevölkerung zielgerichtet auf-
rechtzuerhalten oder zu vertiefen. 
Kinder und Jugendliche, welche den soziali-
stischen Teil Deutschlands nie erlebt haben, 
werden mit Horrordarstellungen der DDR 
überschüttet. Die Totalitarismus-Doktrin  
(rot = braun) soll ihnen in Fleisch und Blut 
übergehen. Sie werden so in bewußten Wider-
spruch zu dem gebracht, was Eltern und Groß-
eltern über ihr Leben in der DDR berichten. 
Eiligst geschaffene Verordnungen wie das 

„Stasi“-Unterlagengesetz nutzen die Herrschen-
den zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele. 
Dort, wo Gesetze nicht fruchten, wird durch 
eine gezielte Medienkampagne und Diffamie-
rung versucht, ein Eindringen linker und anti-
kapitalistischer Kräfte in den Staatsapparat 
zu verhindern. Der Haß der Bourgeoisie auf 
alles, was irgendwie links erscheint, wird auch 
im Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu 
den berechtigten Rentenansprüchen ehemali-
ger Mitarbeiter des MfS deutlich und mit dem 
Deckmantel von „Demokratie“ und „Rechts-
staatlichkeit“ versehen.
Im Fokus steht gegenwärtig die Flüchtlingspo-
litik der Bundesregierung sowie die geschickt 
in Szene gesetzte reale oder herbeigeredete 
Terrorgefahr für Deutschland, in deren Wind-
schatten sich rechte Gruppierungen wie Pegida 
und eine Partei wie die AfD bilden konnten. 
Deren Anhängern und Mitläufern wird von 
ihren „Führern“ suggeriert, daß sie wegen 
der ins Land kommenden Flüchtlinge von 

den Regierenden alleingelassen und benach-
teiligt werden. Es werden Ängste  bezüglich 
wachsender Kriminalität, Krankheitsgefah-
ren und einer „Islamisierung der Gesellschaft“ 
geschürt. Alles zusammen bildet den Nährbo-
den für Gewalt gegen Ausländer, Flüchtlinge 
und Linke. Recherchiert man zu den Hinter-
männern der genannten Bewegungen, wird 
deutlich, daß ein Teil von ihnen engen Kontakt 
zu politischen Führungskräften haben und 
Träger eines faschistischen Gedankenguts sind, 
welches sie unter ihren Anhängern verbrei-
ten. Die in diesem Jahr stattfindenden Wah-
len sollen offenbar die Teilhabe dieser Kräfte 
an Regierungsmacht sichern. Erinnern wir uns 
an geschichtliche Tatsachen! Auch Hitler liefen 
tatsächlich oder scheinbar benachteiligte Mas-
sen hinterher, die ihn im Rahmen von Wahlen 
an die Macht brachten. Hinter ihm stand das 
deutsche Großkapital mit seinen Weltmacht-
ansprüchen, vor ihm der Krieg.
   Dietmar Hänel, Flöha

Terror als Folge von Krieg

Noch bis weit in das laufende Jahr hinein 
ist auf dem Berliner Breitscheidplatz ein 

Meer aus Kerzen und Blumen für die Opfer 
des Terroranschlages zu sehen gewesen. Auf 
unzähligen Plakaten konnten Einwohner und 
Touristen nur ein Wort lesen: „Warum?“ Diese 
Frage kann beantwortet werden: In einer 
wegen Öl und Gas durch USA und westliche 

„Wertegemeinschaft“ destabilisierte Region 
wachsen Not, Elend, Wut und Aggression. 
Einer übermächtigen Tsunamiwelle gleich 
erreichen deren Ausläufer nun auch Deutsch-
land. Eine Antwort auf Kriege ist Terror. 
Es gab vor Jahren einige wenige Abgeordnete 
des Bundestages – neben PDL-Stimmen waren 
auch SPD- und Grünen-Parlamentarier darun-
ter –, die in Parlamentsdebatten genau vor 
einer derartigen Entwicklung gewarnt hat-
ten. Doch sie waren in der Minderheit, und so 
wurden sie von der Mehrheit des Hohen Hau-
ses niedergeschrieen und verhöhnt. 
Und heute? Wie reagieren die politisch Verant-
wortlichen auf diese neue „Gefährdungslage“? 
Der stellvertretende SPD-Bundesvorsit-
zende Ralf Stegner ließ verlauten: „In einer 

freiheitlichen Demokratie ist absolute Sicher-
heit nicht möglich.“ Eine Bankrotterklärung? 
Einmal mehr muß die Frage aufgeworfen 
werden, wozu es in der BRD eigentlich drei 
Geheimdienste in Gestalt von Bundesamt für 
Verfassungsschutz, Bundesnachrichtendienst 
und Militärischem Abschirmdienst gibt. Und 
was ist mit dem Bundeskriminalamt und 
diversen Landeskriminalämtern? Die Fami-
lien der zwölf Todesopfer wird der Gedanke 
wenig trösten, daß ihre Angehörigen „in Frei-
heit“ umgekommen sind. 
Doch die Bundesregierung kann sich diesbe-
züglich vornehm zurücklehnen. Die Behelfs-
verfassung der BRD – besser bekannt als 
Grundgesetz – sieht nämlich ein Recht auf 
Sicherheit ihrer Bürger nicht vor. Dennoch 
gibt es die Pflicht des Staates, für die Sicher-
heit seiner Bürger zu sorgen. Stichworte sind 
die darin verankerten Rechte auf Leben und 
der körperlichen Unversehrtheit. Auch Artikel 
13 Absatz 4 des Grundgesetzes beinhaltet das 
Thema Sicherheit: „Zur Abwehr dringender 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit, ins-
besondere einer gemeinen Gefahr oder einer 

Lebensgefahr, dürfen technische Mittel zur 
Überwachung von Wohnungen nur auf Grund 
richterlicher Anordnung eingesetzt werden. 
Bei Gefahr im Verzuge kann die Maßnahme 
auch durch eine andere gesetzlich bestimmte 
Stelle angeordnet werden; eine richterliche 
Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen.“
Im Fall des Berliner Attentäters Anis Amri 
wird die Anwendung dieser Gesetzesvor-
schrift wohl nicht in Betracht gezogen worden 
sein. Die Berliner Generalstaatsanwaltschaft 
hatte den 24jährigen Tunesier zwar seit März 
2016 wegen des Verdachts der Vorbereitung 
einer schweren staatsgefährdenden Straf-
tat auf dem Schirm. Angeblich hatte auch ein 
V-Mann über das Ziel Amris informiert, daß 
dieser Anschläge in der BRD begehen wolle. 
Amri lenkte derweil geschickt mit „Kleinkri-
minalität“ wie Drogenhandel oder Körperver-
letzung ab, und die Sache verlief im Sande. Das 
schreckliche Ergebnis ist bekannt. So muß 
konstatiert werden, daß die Sicherheitsor-
gane der BRD nach ihrem Versagen bei der 
NSU-Mordserie den nächsten Skandal pro-
duziert haben.  Rico Jalowietzki

Keine Panik,

organisiert Euch !
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Zwischenbilanz der EU-Osterweiterung

Am 1. Januar 2007 wurde mit der Auf-
nahme von Bulgarien und Rumänien in 

die EU der Prozeß der Einverleibung der ehe-
maligen sozialistischen Staaten in Europa in 
das imperialistische Bündnissystem NATO 
und EU im wesentlichen abgeschlossen. Damit 
haben die imperialistischen Mächte mittels 
NATO und EU die militärische, ökonomische 
und politische Kontrolle über  eine ganze 
Region, von der Ostsee bis zum Schwarzen 
Meer, übernommen. Aus dem Territorium 
der Warschauer Vertragsorganisation, die 
seit ihrer Gründung als entscheidender Faktor 
und Initiator des Friedens und der Sicherheit 
gewirkt hat, wurde ein geschlossener Bogen 
vom Baltikum bis zum Schwarzen Meer an den 
Grenzen Rußlands.
Groß war damals der propagandistische Auf-
wand, mit dem der „Sieg der Freiheit über die 
kommunistische Diktatur“ gefeiert wurde. 
Gepriesen wurden rosige Aussichten für 
die Entwicklung dieser Ländergruppe, „blü-
hende Landschaften“ wurden versprochen. 
Heute schreibt der ehemalige Ministerpräsi-
dent Rumäniens, Adrian Nastase: „Das erste 
Jahrzehnt hat sich doch irgendwie als ent-
täuschend erwiesen. … Billig wurde die Kon-
trolle der rumänischen Gesellschaft und die 
Destrukturierung der politischen Klasse mit 
Hilfe einiger NGOs  und einiger Losungen  wie 
,Rechtsstaat‘, ,Antikorruption‘, ,Integritäts-
kriterien‘ durchgeführt. Aber auch das Feh-
len von Vernunft und die Unterwürfigkeit von 
Institutionen des rumänischen Staates gehör-
ten dazu.“
So richtig diese Feststellungen auch sind, 
kann nicht übersehen werden, daß es der-
selbe Mann in seinen Funktionen als Außen-
minister und dann als Ministerpräsident war, 
der eine Außenpolitik des Landes einleitete 
und betrieb, die eindeutig auf den Westen ori-
entierte. Als Ministerpräsident führte er bis 
2004 die Verhandlungen mit der EU, paßte das 
politische System und die Rechtsordnung des 
Landes dem Verlangen der EU an und führte 
ebenso die geforderten „Reformen“ in Wirt-
schaft und Gesellschaft durch, die eine Mit-
gliedschaft ab 1. Januar 2007 erst möglich 
machten. Das eigene Volk wurde damit ein-
geschläfert. Und das war in allen diesen Län-
dern so!
Bei der Suche nach den Ursachen wird von 
verschiedenen Autoren vor allem auf die 
Gleichzeitigkeit dreier Krisen verwiesen: die 
Staatsschuldenkrise in der Euro-Zone, die 
Ukraine-Krise  und die Flüchtlingskrise. Und 
woher kommen diese Erscheinungen? Uner-
wähnt bleiben die Krise des kapitalistischen 
Gesellschaftssystems, die Verstärkung der 
inneren und äußeren Widersprüche des Impe-
rialismus, die unmittelbare Gefahren für den 
Frieden heraufbeschwören. Keine Berücksich-
tigung finden die zunehmenden Risiken für 
die staatliche Existenz besonders der Staa-
ten in Ost- und Südosteuropa sowie auf dem 
westlichen Balkan. Selbst ein Wirtschafts- 
experte des Kapitals, Joseph Stiglitz, wies 
kürzlich in der Zeitschrift „Fortune“ darauf 
hin, daß die Hoffnung, fiskale und monetäre 
Disziplin könne die Probleme lösen, trügerisch 

ist. Die reichen Länder seien noch reicher und 
die armen  Länder noch ärmer geworden. 
Auch innerhalb der Staaten zeige sich das glei-
che Bild. „Das führt zu Entzweiung statt zu 
mehr Solidarität“, schlußfolgert Stiglitz. 
Die Staaten Osteuropas distanzieren sich 
immer mehr von der EU – aber auch vonein-
ander. Wenn man berücksichtigt, daß auch Ita-
lien, Spanien, Portugal und Griechenland mit 
sich zuspitzenden Widersprüchen in ihrem 
Verhältnis zur EU konfrontiert sind und Groß-
britannien austritt, so ergibt sich: die EU brök-
kelt von den Rändern her. Ungarns Verhalten 
gegenüber der Politik des Diktats der EU nahm 
rebellische Züge an. Die polnische Regie-
rung sieht ihre Sicherheit mehr durch die US- 
Präsenz gewährleistet. Die Visegrad-Gruppe 
vertritt Positionen, die den von Deutschland 
diktierten Positionen der EU widersprechen. 
Bulgariens neuer Präsident plädiert für eine 
Politik, die stärker auch die Beziehungen 
zu Rußland einkalkuliert. Rumäniens neu 
gewählte Regierung will auf stärkere Beach-
tung der nationalen Interessen des Landes 
innerhalb der kapitalistischen Bündnissy-
steme pochen. Der erst kürzlich gewählte Prä-
sident Moldawiens erhielt die Mehrheit, weil 
er gegen den Ausverkauf  des Landes an die 
imperialistischen Mächte aufgetreten ist.
Die Widersprüche, die sich aus den Entwick-
lungsunterschieden zwischen „Kerneuropa“ 
und den Staaten der Regionen an der Periphe-
rie ergeben, können offensichtlich unter den 
Bedingungen des Wirkens der Gesetzmäßig-
keiten des Kapitalismus/Imperialismus nicht 
in der Angleichung des ökonomischen, politi-
schen und kulturellen Entwicklungsniveaus  
in positivem Sinne gelöst werden. 
Die gesamte Periode seit der Aufnahme die-
ser Länder in die EU hat gezeigt, daß deren  
Zugehörigkeit zu EU und NATO günstigere 
Bedingungen für die Ausbeutung durch die 
imperialistischen Mächte und für die Erhö-
hung des Profits der Konzerne, aber nicht 
für die Entwicklung der Länder geschaffen 
hat. Die Schere zwischen den armen und den 
reichen Ländern in der EU hat sich drastisch 
geöffnet. Statt einer Angleichung im Entwick-
lungsniveau haben sich durch die unterschied-
liche Entwicklung die Unterschiede und damit 
die Widersprüche zwischen den Staaten und 
Regionen verstärkt!
Wir erleben aber nicht nur einen Prozeß der 
Differenzierung der Interessen zwischen den 
ost- und südosteuropäischen Staaten und den 
imperialistischen Mächten, sondern haben 
es zweitens mit einem intensiven Prozeß der 
Differenzierung der Interessen zwischen den 
ost- und südosteuropäischen Staaten selbst zu 
tun. Dies führt wiederum nicht nur zu Schwä-
chung des Potentials zur Verwirklichung der 
nationalstaatlichen Interessen der einzelnen 
Länder, sondern auch zur Vermehrung der 
Möglichkeiten, diese Staaten im Interesse 
der sich auch widersprechenden Vorhaben 
der imperialistischen Mächte gegeneinander 
zu mißbrauchen. 
Es verstärkt sich zugleich die Tendenz der  
Gr uppenbildung von ost- und südost- 
europäischen Staaten mit unterschiedlich 

ausgerichteten Zielen. Dabei bilden sich vor 
allem zwei Plattformen heraus:  

- Die USA und ihre politischen und militä-
rischen Aktivitäten zur Mobilisierung von 
Bündnispartnern, die sich an der Durchset-
zung amerikanischer Ziele in Europa und in 
globalem Maßstab orientieren und  

- die von Deutschland verfolgte Politik, mit-
tels der EU und auch bilateral mit diesen Staa-
ten (Östliche  Partnerschaft) Bedingungen zu 
schaffen, um die in Europa aus deutscher Sicht 
noch bestehende strategische Schieflage in ein 
neues Gleichgewicht im Sinne Deutschlands 
zu verwandeln. 
Das Territorium der ehemaligen Warschauer 
Vertragsstaaten ist zu einem Feld geworden, 
auf dem zwischen USA und EU, besonders 
Deutschland, offen ein Konkurrenzkampf  
um bestimmenden Einfluß auf die Politik der 
Regierungen dieser Länder, um Vorherrschaft 
in der Region ausgetragen wird. An der west-
lichen Grenze Rußlands wird vom Baltikum 
bis zum Schwarzen Meer ein Gürtel instabi-
ler Staaten geschaffen.
Es wächst damit die Instabilität in Europa 
insgesamt, aber auch die Unberechenbarkeit 
in den Beziehungen in der EU sowie im Ver-
hältnis EU–NATO. Unter Berücksichtigung der 
Russophobie, die beiden eigen ist, kann das 
zu einem gefährlichen Substrat für die künf-
tige Entwicklung der zwischenstaatlichen 
Beziehungen in Europa führen, die zuneh-
mende politische Konflikte einschließt und 
die Gefahr des Einsatzes militärischer Mit-
tel vergrößert.
Die gesamte Entwicklung schafft gegenwär-
tig für die USA günstige Bedingungen, um 
mit wechselnden Partnern ihre Konzeption 
der Isolierung bzw. Neutralisierung der EU in 
wichtigen Fragen der globalen Strategie und 
des Verhältnisses zu Rußland zu verfolgen.
Die gesamte Region ist zu einem Raum gewor-
den, in dem sowohl die USA als auch die EU, 
deren Entwicklung durch systematischen 
Machtzugewinn für Deutschland charakteri-
siert wird, ihre Herrschaft verfestigen wollen, 
um eine strategisch wichtige Aufmarschbasis 
für die Verwirklichung ihrer Expansionsziele 
gegenüber Rußland und für den Zugang zum 
Nahen und Mittleren Osten zu schaffen. 

Anton Latzo, Langerwisch

Wir gratulieren Genossen 

Werner Schleese
der am 5. April seinen 80. Geburts-
tag begeht. Von Beginn an mit dem 
„RotFuchs“ verbunden, hat sich der 
langjährige Vorsitzende der Regional-
gruppe Frankfurt/Oder als Initiator poli-
tischer Gespräche unter Sozialisten, 
Kommunisten und Sympathisanten und 
deren Zusammenführung bleibende 
Verdienste erworben.
In fester Verbundenheit einen herzli-
chen Gruß!
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Erklärung zum Nicht-Verbot der NPD

Das Internationale Komitee Buchenwald-
Dora und Kommandos hat mit außeror-

dentlichem Befremden zu Kenntnis nehmen 
müssen, daß das Bundesverfassungsgericht 
in Karlsruhe erneut und damit wahrschein-
lich endgültig die Möglichkeit nicht wahrnahm, 
der eindeutig verfassungsfeindlichen, neofa-
schistischen Nationaldemokratischen Partei 
Deutschlands die Legalität abzusprechen. Das 
Gericht stellte die Wesensverwandtschaft der 
NPD mit der NSDAP fest, ohne daraus Konse-
quenzen abzuleiten. Menschenverachtende 
Ideologie und rassistische Hetze zu verbrei-
ten dürfte damit politisch und juristisch fol-
genlos bleiben. Das ist nicht hinnehmbar! 
Die NPD sei zu schwach, zu unbedeutend, zu 

unwichtig, ihre verfassungsfeindlichen Ziele 
durchzusetzen, heißt es. Daß die Partei seit 
1964 neofaschistische Ziele verfolgt und damit 
Indoktrination betreiben darf, ist eine Unge-
heuerlichkeit. Wenn gefordert wird, sich poli-
tisch mit dieser Partei auseinanderzusetzen, 
drängt sich die Frage auf, warum das seit drei-
undfünfzig Jahren nicht oder nur halbherzig 
geschah.
In diesem Urteil einen Ausdruck starker Demo-
kratie zu sehen, ist angesichts aktueller politi-
scher Entwicklungen infam. Das insbesondere 
deshalb, weil die weltanschaulichen Positio-
nen der NPD in neueren rechtspopulistischen 
Bewegungen und in der „Alternative für 
Deutschland“ ihre Fortsetzung erfahren und 

eine ernste Gefährdung der Demokratie dar-
stellen. Ohne Einschränkung begrüßen wir die 
kompromißlose Haltung der Landesregierung 
des Freistaates Thüringen und der Leitung 
der Gedenkstätte Buchenwald zur Verhinde-
rung rassistischer Provokationen am Gedenk-
tag für die Opfer des Nationalsozialismus am  
27. Januar 2017.
Das Internationale Komitee Buchenwald-Dora 
und Kommandos sieht sich auch künftig auf 
der Seite derer, die sich für Frieden, Völkerver-
ständigung, Mitmenschlichkeit und Solidari-
tät einsetzen, weil Faschismus keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen ist.   

Internationales Komitee Buchenwald-Dora 
und Kommandos, Januar 2017

Günter Pappenheim, Kommandeur der Ehrenlegion
Bei einer Zusammenkunft, zu der der Prä-

sident des Thüringer Landtages, Christian 
Carius, in Erfurt am 27. Januar 2017 eingela-
den hatte, galt Günter Pappenheim, dem ehe-
maligen Häftling des Konzentrationslagers 
Buchenwald mit der Nummer 22514, sowie 
dem Botschafter der Französischen Repu-
blik in Deutschland, Philippe Etienne, beson-
dere Aufmerksamkeit. Überlebende des KZs 
Buchenwald waren der Einladung gefolgt. Der 
Ehrenpräsident Betrand Herz und der Präsi-
dent des Internationalen Komitees Buchen-
wald-Dora und Kommandos, Dominique 
Durand, der Ehrenvorsitzende der VVN-BdA, 
Heinrich Fink, Mitglieder Lagerarbeitsgemein-
schaft Buchenwald-Dora sowie Persönlichkei-
ten aus Politik und Öffentlichkeit Thüringens 
hatten die Einladung wahrgenommen. Nach 
der Begrüßungsrede von Christian Carius 
erklang, gespielt auf dem Akkordeon, die 

„Marseillaise“, die französische Hymne. Gün-
ter Pappenheim hatte sie als Achtzehnjähri-
ger am französischen Nationalfeiertag 1943 
für französische kriegsgefangene Zwangsar-
beiter auf seiner schlichten Ziehharmonika 
gespielt. Von Kollegen denunziert, verhaftete 
ihn die Gestapo, mißhandelte ihn im Gefäng-
nis Suhl und wies ihn schließlich mit Schutz-
haftbefehl in das KZ Buchenwald ein.
Jetzt war Günter Pappenheim durch Erlaß des 
Präsidenten der Französischen Republik zum 
Kommandeur der Ehrenlegion, der ranghöch-
sten staatlichen Auszeichnung Frankreichs, 
ernannt worden. Der Botschafter überreichte 
am denkwürdigen 27. Januar die Insignien, den 
Orden am Halsband, die Ernennungsurkunde. 
In seiner emotional betonten Rede zeichnete er 
den Weg des Geehrten zum Antifaschisten und 
Internationalisten nach: Im sozialdemokrati-
schen Elternhaus, der Vater war Landtagsab-
geordneter und geachteter Kommunalpolitiker, 
herrschte ein antimilitaristischer und anti-
faschistischer Konsens. Den Vater verhaf-
teten die Nazis 1933, folterten ihn grausam 
und ermordeten ihn im Januar 1934 bestia-
lisch im KZ Neusustrum. Mittellos sah sich 
die Mutter mit vier Kindern den Drangsalie-
rungen der Nazis ausgesetzt. Dennoch nahm 

sie entscheidenden Einfluß darauf, daß sich 
die Kinder den Nazibeeinflussungen wider-
setzten. Rassistischen Anfeindungen ausgelie-

fert, gehörte die Familie nicht zur sogenannten 
Volksgemeinschaft. In einer Werkzeugfabrik in 
Schmalkalden fand Günter Kontakt zu kriegs-
gefangenen französischen Zwangsarbeitern, 
die er mit Informationen zur politischen Lage 
und zum Kriegsverlauf versorgen konnte. Mit-
streiter seines Vaters erkannten ihn. Der Vater 
sei ermordet worden, er müsse überleben, war 
das Motiv für die Solidarität, die er in der Fol-
gezeit erfuhr und die nur möglich wurde durch 
den organisierten politischen Widerstand im 
Lager. 
Günter sprach am 19. April 1945 mit seinen  
21 000 Kameraden, die den Lagerterror über-
lebt hatten, den Schwur von Buchenwald 
mit seiner Kernaussage „... Die Vernichtung 
des Nazismus mit seinen Wurzeln ist unsere 
Losung. Eine neue Welt des Friedens und der 
Freiheit ist unser Ziel ...“
Dieser Schwur, führte Günter in seiner 
Dankrede aus, sei für sein weiteres Leben stets 
Kompaß gewesen und habe sein antifaschi-
stisches, auf Völkerverständigung und Frie-
den gerichtetes politisches Wirken bestimmt. 
In einem Exkurs wies er die infame Beleidi-
gung der 56 000 Toten und der Überleben-
den des KZ Buchenwald und aller Opfer des 
deutschen faschistischen Terrors durch den 

hessischen Verfassungsschutz zurück, der in 
einem Konstrukt die Aussage des Schwurs von 
Buchenwald als die Prinzipien der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung in Frage stel-
lend bezeichnet hatte. Zugleich erklärte er 
seine Solidarität mit der Friedensaktivistin 
und Antifaschistin Silvia Gingold und ver-
langte, ihre geheimdienstliche Überwachung 
sofort einzustellen.
Abschließend sagte Günter Pappenheim: „Da 
ich nun diese hohe französische Ehrung erfuhr, 
möchte ich versichern: Ich bin durch Erleben 
Internationalist geworden, und Internationa-
lismus läßt sich von Antifaschismus nicht tren-
nen, das beweist die Geschichte eindringlich. 
Dessen eingedenk ist es wichtig, in breiten 
Bündnissen gegen Terror, Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus das Tren-
nende zu überwinden, gesunde Kompromißbe-
reitschaft zu entwickeln, denn Kompromisse 
besiegen Feindschaft.
Antifaschismus ist nichts Antiquiertes, Über-
lebtes, er muß ohne Einschränkung und Zeit-
geist-Erwägungen an jüngere Generationen 
vermittelt werden – so, wie er gelebt, erlebt 
wurde.
In dieser Überzeugung lebe ich, und in dieser 
Überzeugung möchte ich Sie alle grüßen mit 
Versen von Johannes R. Becher: „Friede, Friede 
sei auf Erden! / Menschen, laßt uns Menschen 
werden!“
Der Minister der Thüringer Landesregierung 
und Chef der Staatskanzlei, Benjamin Imma-
nuel Hoff, würdigte mit einer sehr persönli-
chen Ansprache den Antifaschisten Günter 
Pappenheim.
Die Mitglieder der Lagerarbeitsgemeinschaft 
Buchenwald-Dora dankten besonders jenen 
französischen Kameradinnen und Kameraden, 
die sich engagiert für diese hohe Auszeichnung 
eingesetzt hatten.
In Deutschland war der Antrag zur Verlei-
hung des Bundesverdienstkreuzes an Günter 
Pappenheim „vertraulich“ ohne Begründung 
zurückgewiesen worden, weil, wie es hieß, 
die geforderten Voraussetzungen nicht erfüllt 
seien. 
 Gerhard Hoffmann, Frankfurt/Oder
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Brasilien: Arbeiten bis zum Tod?

Über eine „Brücke in die Zukunft“ möchte 
Brasiliens Staatschef Michel Temer seine 

Landsleute führen. Diesen Namen gab der 
damalige Vizepräsident von der rechtsop-
portunistischen Partei der Demokratischen 
Bewegung (PMDB) dem Programm, das Ende 
2015 den Bruch der Koalition mit der Arbei-
terpartei (PT) ankündigte. Nur auf des-
sen Kurs eines „schlanken Staates“ sei ein 
Ende der Jahrhundertrezession zu erreichen 
und die Wirtschaft des Landes wieder 
in Fahrt zu bringen, hieß es. Zur sel-
ben Zeit wurde Temers seit langem 
korruptionsumwitterter Partei-
freund Eduardo Cunha als Präsi-
dent der Abgeordnetenkammer 
installiert. Um dessen Wahl 
zu sichern, soll damals nach 
Aussagen Beteiligter mit 
Wissen Temers viel Geld 
aus dunklen Geschäften 
zwischen Politik und Wirt-
schaft in die Taschen von 
gleich 140 Abgeordneten 
geflossen sein. Als Parla-
mentspräsident ließ Cunha 
wenig später ein Amtsent-
hebungsverfahren ohne 
sachliche Grundlage gegen 
die gewählte Präsidentin 
Dilma Rousseff zu, das von der 
rechten Mehrheit dort genutzt 
wurde, um ihren Sturz herbeizu-
führen, und das Temer an die Macht 
brachte. Der parlamentarische Putsch, 
bei dem auch das Oberste Gericht mit-
spielte, war perfekt.
Cunha mit seinen aufgeflogenen, Millionen 
Dollar schweren Schweizer Konten war 
allerdings nicht länger als dafür nötig zu 
halten. Er mußte das Amt aufgeben, flog 
in hohem Bogen aus dem Parlament und 
landete wegen Geldwäsche und Bestechung 
in Untersuchungshaft. Von seinen alten Kum-
panen sieht er sich fallengelassen und droht 
damit, auszupacken und große Teile der Poli-
tikprominenz mit in den Abgrund zur reißen. 
Daß die sich zum Staat im Staat aufschwin-
gende „Lava Jato“-Ermittlungsgruppe im 
Korruptionsskandal aus Curitiba, die ihn am 
Wickel hat, unparteiisch agiert, glaubt auch 
er nicht. Daß Cunha statt Französisch nun aus 
dem Blechnapf essen muß, während so viele 
andere prominente Schmiergeldempfänger 
auf der Rechten unangetastet bleiben, fin-
det dieser wenig fair. Er kritisiert nun, daß 
es mit dem brasilianischen Rechtsstaat nicht 
zum Besten steht. Ein besseres Beispiel dafür 
bietet allerdings die Treibjagd von Untersu-
chungsrichter Sérgio Moro und seinen Leuten 
gegen Expräsident Lula da Silva mit illegalen 
Methoden und konstruierten Anklagen. Der 
populäre Politiker von der Arbeiterpartei, der 
trotz der von den mächtigen Konzernmedien 
gegen ihn mitgetragenen Verleumdungskam-
pagne in den Umfragen vorn liegt, soll mit 
allen Mitteln an einem Antritt zu den Präsi-
dentschaftswahlen 2018 gehindert werden.
Auch nach fast einem Jahr trägt Temers 
Brücke nicht. Die vom niedrigen Ölpreis und 

von Exportrückgängen gebeutelte Wirtschaft 
schrumpft weiter, die offizielle Arbeitslosen-
rate hat sich seit 2015 mehr als verdoppelt 
und liegt nun bei über elf Prozent. Das Leben 
wird immer teurer. Sozialen und politischen 
Protesten wird mit massiver Repression 
begegnet, Polizeiexzesse sind an der Tages-
ordnung. Immer deut-

licher wird, welche Zukunft die Brasilianer 
auf der anderen Seite der neoliberalen Kon-
struktion der neuen Machthaber erwartet. 
Brasiliens „Tafelsilber“ kommt auf den Markt: 
Staatliche Unternehmen sollen reihenweise 
privatisiert werden, US-Konzerne erhalten 
Zugriff auf die reichen Öl- und Gasvorkommen 
vor der Küste des Landes. Mit einer Verfas-
sungsänderung wurden die Haushaltsaus-
gaben für bis zu zwanzig Jahre gedeckelt, 
Ausgaben für Bildung, Soziales und Gesund-
heit in Milliardenhöhe gekürzt. Für die Krise 
sollen die kleinen Leute zahlen.
Nun steht der nächste Abschnitt dieses 
Masterplans im Interesse der reichen Ober-
schicht und ihrer ausländischen Freunde 
auf der Tagesordnung. Eine große Reform 
der Sozialversicherung soll die öffentliche 
Daseinsfürsorge deutlich herunterfahren. 
Für eine Reform gäbe es gute Gründe, da vor 
allem viele große Firmen lieber die regelmä-
ßig günstiger ausfallenden Strafen zahlen als 
Sozialbeiträge zu entrichten. 
Doch diese hat Temer nicht im Visier: Es geht 
vor allem um die zukünftigen Renten und Pen-
sionen von Millionen. Nach den Plänen müs-
sen künftig mindestens 49 Jahre lang Beiträge 
entrichtet werden, um Altersbezüge in voller 

Höhe zu erhalten. Für viele ist das utopisch, 
bedeutet es Arbeit bis zum Tod. Erwerbslose, 
Hausfrauen und über längere Zeit informell 
Tätige können sich den Luxus von Sozial-
versicherungsbeiträgen häufig nicht leisten. 
Auch für viele Landarbeiter und Beschäftigte 
in Familienbetrieben käme damit jede Rente 
zu spät. Das früheste Renteneintrittsalter 
soll nach Temers Vorstellungen künftig für 
Frauen und Männer einheitlich 65 Jahr betra-
gen und mit der durchschnittlichen Lebens-

erwartung weiter steigen. Das würde den 
Renteneintritt für Männer um fünf und 

für Frauen um volle 10 Jahre verschie-
ben. Um im Alter überhaupt Geld zu 

sehen, sind 25 Jahre Beitragszah-
lung demnach in Zukunft das 

Minimum. Bisher waren dafür 
15 Jahre nötig. Betroffen sind 
sowohl Beschäftigte in der 
privaten Wirtschaft als auch 
im öffentlichen Dienst, nicht 
allerdings Angehörige des 
Militärs. Eine Reform in die-
sem privilegierten Bereich 
soll angeblich später fol-

gen, also nie. Unter die neuen 
Regelungen würden alle Män-

ner unter 50 und Frauen unter 
45 Jahre fallen. Für die Älteren 

sind Übergangsregeln geplant. 
Mit der Reform soll der Haushalt 

in den kommenden Jahren um Hun-
derte Milliarden entlastet werden. Sie 

muß noch durch beide Kammern des Par-
laments. Das Vorhaben ist äußerst unpopu-

lär, um viele Details wird noch gestritten.
Für Brasiliens Linkskräfte ist der beab-
sichtige Rückbau der Sozialversicherung 
ein weiterer Putsch, ein Schleifen von in 
Jahrzehnten erstrittenen Fortschritten. 
Und vor allem ein Anschlag auf die Ärm-

sten, auf jene, die für ihr Alter nichts zurück-
legen können. Mit einer demagogischen 
Kampagne in den Medien macht die Regie-
rung diesem Teil der Bevölkerung klar, vor 
welcher Wahl er aus ihrer Sicht steht: Wenn 
die Reform nicht käme, hieße es „Tschüs, 
Bolsa Família“, „Adieu, FIES“ – dann müßten 
eben die von den PT-geführten Regierungen 
eingeführte Sozialhilfe und das Programm 
für einen Zugang Unterprivilegierter zu höhe-
rer Bildung dran glauben. Gegen diesen mas-
siven Anschlag auf soziale Standards rufen 
linke Parteien und Gewerkschaften im gan-
zen Land die Menschen auf die Straße. Der 
größte Gewerkschaftsdachverband CUT führt 
diesen Kampf unter dem Motto „Wehre dich 
jetzt, oder stirb arbeitend!“ 
Die bestehende Altersversorgung sieht er als 
ein „historisches Recht der Arbeiterklasse“. 
Die Gesamtheit der geplanten neuen Regeln 
und Restriktionen würde es einem großen 
Teil der Arbeitenden praktisch unmöglich 
machen, überhaupt jemals in den Ruhestand 
zu treten. Die klassenkämpferische CUT 
möchte dagegen die „illegitime Regierung 
von Michel Temer“ in Rente schicken – und 
das lieber heute als morgen. 

Peter Steiniger

Die Rentenreform beendet deinen Ruhestand!
Wehre dich jetzt, oder arbeite bis zum Tod!



RotFuchs / April 2017 Seite 11

 Kurz kommentiert
Von der KPF lernen!

Es war ein hinterhältiger Schachzug des 
damaligen französischen sozialdemokrati-
schen Präsidenten François Mitterrand, die 
mächtige Kommunistische Partei (KPF) sei-
nes Landes „ins Boot zu holen“ und damit in 
die politische Bedeutungslosigkeit zu füh-
ren. Ohne Notwendigkeit – seine Soziali-
stische Partei verfügte im Parlament über 
die absolute Mehrheit – gab er grünes Licht 
für die Beteiligung der KPF an der Regie-
rung. Ihre Einbindung war der raffinierte-
ste Schritt zu ihrer Marginalisierung. 
Als sich Frankreich 1982 auf Mitterrands 
Vorschlag an einer multinationalen Truppe 
von US-Amerikanern, Italienern und Fran-
zosen am libanesischen Bürgerkrieg betei-
ligte und vom Mittelmeer aus Südlibanon 
unter Raketenbeschuß nahm, schwiegen 
die KPF-Minister und blieben weiter im Amt. 
Doch die Wähler gingen für unabsehbare 
Zeit weg und kamen nicht zurück. Der Kai-
ser blieb nackt. Die Partei Die Linke sollte 
aus dem dann folgenden Untergang der KPF 
Lehren ziehen, wenn sie mit einer Regie-
rungsbeteiligung liebäugelt.

Demokratie pur

Der Parteivorstand der SPD hatte keine 
Wahl. Er mußte Martin Schulz zum neuen 
Vorsitzenden wählen, wie es hinter seinem 
Rücken der zurückgetretene SPD-Vorsit-
zende Sigmar Gabriel beschlossen und über 
eine Illustrierte verkündet hatte, schreibt 

Holger Steltzner in der „Frankfurter Allge-
meinen Zeitung“ vom 30. Januar.

Ist Trump ein amerikanischer 
Gorbatschow?

Michail Gorbatschow hat Glasnost und Pere-
stroika verkündet und beteuert, zu Lenin 
zurückzuwollen. Tatsächlich jedoch hat er 

– vom Westen bejubelt – die seit Jahrzehn-
ten bestehende bipolare internationale Ord-
nung zerstört und, wie sich zeigte, ein in 
der Menschheitsgeschichte selten gekann-
tes Chaos verursacht sowie der Zerstö-
rung Tür und Tor geöffnet – nicht nur in 
der Sowjetunion, sondern weltweit. Man 
kann gespannt sein, was der neue US-Präsi-
dent und Milliardär Donald Trump der Welt 
bringen wird ...

Bundestagsdebatten künftig 
überflüssig

„Parlamentsarmee ohne Parlament“ – das 
ist die Konzeption der politischen Elite der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Exeku-
tive soll in Zukunft für Auslandseinsätze 
der Bundeswehr weitgehende „Handlungs-
fähigkeit“ erhalten. Die jährliche Debatte 
im Bundestag über solche Einsätze wird als 
Einschränkung von Regierungsentschei-
dungen gewertet, so der Verteidigungspo-
litische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion 
Henning Otto.

 („Frankfurter Allgemeine Zeitung“, 8. 2.)
Dr. Matin Baraki

Steinmeier und die deutsche 
Expansionspolitik

Der neugewählte Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier verkörpert wie kaum ein 
zweiter die Berliner Expansionspolitik der 
vergangenen zwei Jahrzehnte vom Koso-
vokrieg bis zur Einmischung in den Syri-
enkrieg. Den Überfall auf Jugoslawien vom 
Frühjahr 1999, mit dem Deutschland unter 
Bruch des Völkerrechts in seinen ersten 
Angriffskrieg nach 1945 zog, begleitete 
Steinmeier als Staatssekretär im Bundes-
kanzleramt. 
Danach beteiligte er sich als Kanzleramts-
chef am Kampf um Zugriff auf die riesi-
gen russischen Erdgasvorräte, um sodann 
als Außenminister mit dem Streben nach 
EU-Assoziierung der Ukraine Rußland 
machtpolit isch massiv zurückzudrän-
gen. Dabei nahm er einen Umsturz in Kiew 
unter Beteiligung von Faschisten in Kauf. 
Lange hat auch der „Anti-Terror-Krieg“ 
Steinmeiers Wirken geprägt; im Kanz-
leramt war er an führender Stelle in die 
Folterkooperation mit der CIA involviert. 
Steinmeier hat im Herbst 2002 dazu 
beiget r agen,  d ie Fr ei la ssu ng ei nes 
unschuldigen Mannes aus Bremen aus 
dem US-Folterlager Guantánamo nach 
Deutschland zu verhindern. Zudem trug 
er Mitverantwortung für Verhöre deut-
scher Verdächtiger in syrischen und liba-
nesischen Foltergefängnissen.

(„German Foreign Policy“, 13. 2.)

Bundeswehr: Imagepflege für ein Söldnerheer

Die härtere Gangart der NATO-Führungs-
macht, eingeschlagen von der Trump-

Regierung, manifestierte sich am 15. Februar 
in Forderungen nach wachsenden Militäraus-
gaben, erhöhter Truppenstärke, deren besse-
rer Aufrüstung und mehr Gefolgschaftstreue 
gemäß strategischer Bedürfnisse der USA. Die 
EU-Staaten planen, angeblich besorgt über 
künftig mangelnde US-Unterstützung ihrer 
speziellen militärischen Optionen, ebenfalls 
Aufrüstung und gemeinsame Eingreiftrup-
pen. Großbritannien nimmt den „Brexit“ zum 
Anlaß, neue Atom-U-Boote zu bauen. „Goldene 
Zeiten“ für von der Leyens Begehrlichkeiten: 
Viel Steuergeld wird fließen – für „höhere Ver-
antwortungsbereitschaft“, mehr Kriegsgerät, 
Auslandsinterventionen und Grenzregime. 
Achillesferse bleibt dabei jedoch die Erhöhung 
der Truppen- und Personalstärke. Denn die 
Bundeswehr ist seit Aussetzung der Wehr-
pflicht eine Söldnerarmee, die in „Karrierebü-
ros“, Arbeitsagenturen, Schulen, Universitäten, 
auf „YouTube“ und sogar bei Volksfesten ihr 

„Kanonenfutter“ anwerben muß. 
Als Mitbewerber auf dem Arbeitsmarkt tut sie 
sich besonders bei den benötigten Fachkräf-
ten für ihre Cyber-Armee, Waffen- und Gerä-
tesysteme gegenüber privaten Anbietern gut 
bezahlter Jobs schwer. Von der Leyen erhöhte 

daher schon die „Auslandszulage“ und möchte 
sogar europäische Söldner (!) anwerben.  Im 
einfachen Truppendienst kann sie von der 
bestehenden Arbeits- und Perspektivlosigkeit 
einiger junger Arbeitssuchender profitieren. 
Vermeintliche Sicherheit im Staatsdienst und 
Aussicht auf ein sonst unbezahlbares Studium 
bewegen manchen, das Risiko einzugehen. 
Werbekampagnen wie „Mach, was wirklich 
zählt!“ locken möglichst unpolitisch, mit fas-
zinierender Technik und einer Berufskarriere 
als „Elite“, die ihre „westlichen Werte“ in indi-
vidueller Persönlichkeitsbildung lebt und „ver-
teidigt“. 
Besonders auch Frauen werden so geködert, 

„ihren Mann zu stehen“. „Es wird getrickst, 
getäuscht und gelogen“, Kriegsrisiken und 
Mißstände in der Armee werden „kaum oder 
nur oberflächlich angesprochen“, stellte die 
Deutsche Friedensgesellschaft in einer Stu-
die fest. Da ziert man sich noch. Anders in 
den USA, wo Werber in den Highschools 
bei Casting-Contests minderjährige Hak-
ker für den Cyber-Krieg in Sold nehmen oder 
junge Arbeitslose mit Computer-Kriegsspie-
len als „Möchtegern-Rambos“ animieren. 
Obwohl Bundeswehr, Medien und Regie-
rung versuchen, die öffentliche Meinung zu 
verändern, überwiegt in der  Bevölkerung 

gegenüber der Truppe und ihren Kriegseinsät-
zen noch eine kritische Haltung. Dazu tragen 
auch die Enthüllungen über Mobbing, Verro-
hung, Gewalttätigkeiten, sexuellen Mißbrauch, 
Kameradschafts- und Neo-Nazi-Umtriebe bei 
sowie die geopolitischen Folgewirkungen 
kriegszerstörter Staaten. Zwar wurde das Ver-
fassungsverbot von Angriffskriegen vom Bun-
destag und dem Bundesverfassungsgericht 
inzwischen zweckdienlich ausgehöhlt, was die 
Erkenntnis solcher Völkerrechtsbrüche aber 
nicht verhindert. Auch bleibt die Erinnerung 
an die 1956 erzwungene verfassungswidrige 
Wiederbewaffnung, die eine Kette militaristi-
scher Verfassungsänderungen auslöste. Die in 
der Bundeswehr aufgedeckten faschistischen 
Seilschaften im Offizierskorps und eine entspre-
chende Traditionspflege rüttelten die Öffent-
lichkeit immer wieder auf. Der Widerstand 
gegen solche Tendenzen darf nicht nachlassen.   
Der Arbeit der Friedensbewegung und den 
Aktionen von Linksjugend [’solid] und SDAJ 
gegen das Werber-Unwesen kommt eine 
besondere Bedeutung zu – auch aus Sorge um 
die beworbenen jungen Menschen. „Heim-
kehrer-Appelle“, Waffenschauveranstaltun-
gen und öffentliche „Heimatgrüße“ gilt es als 
Kriegspropaganda zu bekämpfen!

Jobst Heinrich Müller
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Zum 100. Jahrestag von Lenins „Aprilthesen“

Zweieinhalb Jahre nach Beginn des bis 
dahin größten Gemetzels der Weltge-

schichte, des Ersten Weltkrieges, hatte sich 
Anfang 1917 die internationale Arbeiter-
bewegung noch nicht von ihrer Niederlage 
erholt. Die Vertreter der Sozialdemokratie, 
die sich in ihren Ländern der „Vaterlands-
verteidigung“ angeschlossen hatten, trium-
phierten und traten zum Teil für Annexionen 
und „Sieg-Frieden“ ein, Gegner von Annexio-
nen und Diktat-Frieden waren in der Minder-
heit. Diejenigen Sozialisten, die dafür waren, 
die Gewehre umzudrehen und den bewaffne-
ten Kampf für eine Revolution aufzunehmen, 
schienen bedeutungslos.
Sehr rasch zeigte sich aber in den ersten Mona-
ten des Jahres 1917, daß Lenin und die Bolsche-
wiki in einer scheinbar hoffnungslosen Lage 
den Krieg und die Möglichkeiten, ihn zu been-
den, richtig analysiert hatten. Am 22. Januar 
hatte Lenin im überfüllten Züricher Volkshaus 
eine Rede über die russische Revolution von 
1905 gehalten und dabei erklärt: „Wir dürfen 
uns nicht durch die jetzige Kirchhofsruhe in 
Europa täuschen lassen. Europa ist schwan-
ger mit der Revolution.“ Die Fieberphantasie 
eines „Sektierers“?
Am 15. März erfuhr Lenin von der Februar-
revolution, der insofern „anonymen“ Revo-
lution, als linke Parteien in ihr zumindest 
direkt nur eine geringe Rolle spielten. Er 
begann sofort um die Rückkehr nach Ruß-
land zu kämpfen, was sich schwierig gestal-
tete. Das deutsche Kaiserreich zeigte sich im 
Rahmen seines „Revolutionierungs-“ und Zer-
stückelungsprogramms für Rußland an Lenins 
Durchfahrt interessiert. Die russische Regie-
rung verkündete aber, sie werde ihn und alle 
Mitreisenden als Hochverräter behandeln.
Am 9. April war es soweit. Eine Gesellschaft aus 
32 Personen versammelte sich auf dem Züri-
cher Hauptbahnhof, um einen Zug nach Saß-
nitz auf Rügen zu besteigen, von wo aus es per 
Fähre nach dem schwedischen Trelleborg wei-
tergehen sollte. Auf dem Bahnhof hatten sich 
Freund und Feind eingefunden, und es kam 
zu stürmischen Kundgebungen. Die Reisen-
den und ihre Freunde sangen bei der Abfahrt 
die Internationale, die Gegner brüllten „Man 
wird euch alle aufhängen, ihr Judenhetzer“, 

„Provokateure, Spitzel“. Mit Provokationen 
ging es weiter. Der Schweizer Internationa-
list Fritz Platten, der auf Bitten Lenins die Rei-
seleitung übernommen hatte, berichtete, daß 
in Stuttgart ein Herr Jansson in den Zug kam, 
der erklärte, er wolle im Auftrag der General-
kommission der deutschen Gewerkschaften 
mit den russischen Genossen sprechen. Das 
löste bei denen große Heiterkeit aus, sie lie-
ßen die aufgetragenen Grüße nicht erwidern. 
Auch andere Kontaktversuche z. B. durch deut-
sche Beamte wurden abgelehnt. Am 12. April 
war Lenin in Saßnitz zum letzten Mal auf deut-
schem Boden, am 13. trafen er und die Mitrei-
senden in Stockholm ein, von wo es per Zug 
noch am selben Abend und erneut mit einer 
Kundgebung im Bahnhof weiterging. Lenin 
erkundigte sich, ob sie alle bei der Ankunft in 
Petrograd verhaftet würden. Tatsächlich hat-
ten die Bolschewiki der Stadt einen Empfang 

organisiert, der in die Geschichte einging: ein 
mit Menschen vollgestopfter Bahnhofsplatz, 
Panzerfahrzeuge, auf dem Bahnsteig Delega-
tionen von Arbeitern, der Roten Garde, Matro-
sen aus Kronstadt und Musikkapellen. Als der 
Zug Nr. 12 am 16. April um 23.10 Uhr einrollte, 
erklang die Marseillaise. 

Augenzeugen berichten, daß auch Mensche-
wiki anwesend waren und sich zahm gaben. 
Ihre Vertreter in den Sowjets erschienen mit 
Nikolai Tschcheïdse (1864–1926) an der Spitze. 
Das Zusammentreffen mit Lenin im Finnischen 
Bahnhof wurde von dem Menschewik Nikolai 
Suchanow so geschildert: „In der Tür erschien 
der feierlich-eifrige (Alexander) Schljapnikow 
(1885–1937) in der Rolle eines Zeremonien-
meisters (…). Hinter Schljapnikow trat oder 
vielmehr lief Lenin in das ,Zarenzimmer‘ mit 
rundem Hut, verfrorenem Gesicht und einem 
prachtvollen Blumenstrauß in den Händen. Als 
er die Mitte des Zimmers erreicht hatte, blieb 
er vor Tschcheïdse stehen, als sei er gegen ein 
unerwartetes Hindernis gestoßen, worauf 
Tschcheïdse, ohne sein mürrisches Aussehen 
aufzugeben, folgende ,Begrüßungsansprache‘ 
hielt, die nicht nur im Geist, nicht nur im Text, 
sondern auch im Ton einer Moralpauke gehal-
ten war.
,Genosse Lenin (…), wir sind der Ansicht, daß 
es jetzt zur Hauptaufgabe der revolutionären 
Demokratie gehört, unsere Revolution gegen 
alle inneren und äußeren Anschläge zu ver-
teidigen. Wir sind der Ansicht, daß für dieses 
Ziel nicht eine Spaltung, sondern eine Verei-
nigung aller demokratischen Kräfte notwen-
dig ist. Wie hoffen, daß Sie zusammen mit uns 
dieses Ziel verfolgen werden.‘
Tschcheïdse hielt inne (…) Lenin stand da, als 
gehe ihn alles, was da vor sich ging, nichts an, 
blickte nach allen Seiten, prüfte die ihn umge-
benden Gesichter und sogar die Decke des 
,Zarenzimmers‘, zupfte seinen Blumenstrauß 
zurecht, (…) drehte sich dann aber ganz von 
der Delegation des Exekutivkomitees weg und 

,antwortete‘ folgendermaßen: ,Liebe Genos-
sen, Soldaten, Matrosen und Arbeiter … Ich 
bin glücklich, in euch die siegreiche russische 
Revolution, euch als Avantgarde der prole-
tarischen Armee der ganzen Welt zu begrü-
ßen … Der imperialistische Raubkrieg ist der 
Beginn des Bürgerkrieges in ganz Europa … In 
allernächster Zeit, jeden Tag, kann der europä-
ische Imperialismus zusammenbrechen. Die 
von euch vollzogene russische Revolution hat 
diesen Zusammenbruch eingeleitet und eine 
neue Epoche eröffnet. Es lebe die sozialisti-
sche Weltrevolution!‘
Im Grunde genommen war das nicht nur keine 
Antwort auf die ,Begrüßung‘ Tschcheïdses, 
sondern (…) vor unseren Augen erschien plötz-
lich ein strahlendes, blendendes, fremdarti-
ges Licht.“
Die Ansprache Lenins, wie sie von Suchanow 
wiedergegeben wurde, entsprach den auf der 
Reise von Lenin entworfenen „Aprilthesen“. 
Am folgenden Tag, dem 17. April 1917, trug 
Lenin sie auf der Gesamtrussischen Bera-
tung der Arbeiter- und Soldatendeputierten 
im Taurischen Palais, dem früheren Sitz der 
Staatsduma, vor. Mit ihnen orientierte er auf 
den Kampf um die Überführung der bürger-
lich-demokratischen Februarrevolution in die 
sozialistische. Selbst unter den Bolschewiki 
waren nicht wenige der Auffassung, daß es zu 
früh sei, von einer sozialistischen Revolution 
zu sprechen. Vor allem aber wandte sich der 
Revolutionär gegen eine Vereinigung mit den 
Menschewiki: „Lieber zu zweit bleiben, wie 
Liebknecht – und das heißt beim revolutionä-
ren Proletariat bleiben –, als auch nur einen 
Augenblick den Gedanken einer Vereinigung 
(…) zulassen mit den Tschcheïdse und (Irakli) 
Zereteli (1881–1959), (…) die zur ,Vaterlands-
verteidigung‘ hinabgesunken sind. (…) Wer den 
Schwankenden helfen will, muß selbst aufhö-
ren zu schwanken.“ 
Grundlage der Haltung Lenins waren der Welt-
krieg und dessen Charakteristik als imperia-
listischer Raubkrieg. An dieser Einschätzung 
hatte sich nichts geändert, auch wenn in 
Rußland jetzt „Demokraten“ regierten. Die 

„Aprilthesen“ beginnen daher mit dem Satz: 
„In unserer Stellung zum Krieg, der von seiten 
Rußlands auch unter der neuen Regierung 
Lwow u. Co. – infolge des kapitalistischen Cha-
rakters dieser Regierung – unbedingt ein räu-
berischer, imperialistischer Krieg bleibt, sind 
auch die geringsten Zugeständnisse an die 
,revolutionäre Vaterlandsverteidigung‘ unzu-
lässig.“ (LW 24, 3) Am 18. April wiederholte 
Lenin seine Thesen auf einer gemeinsamen 
Versammlung von Menschewiki und Bol-
schewiki unter den Kongreßdelegierten. Hier 
schlug ihm die unverhohlene Wut der „Patri-
oten“ entgegen. Suchanow zitierte Zurufe wie: 

„Das ist doch Unsinn, das ist doch der Unsinn 
eines Irren (…) Es ist doch eine Schande, die-
sem dummen Zeug zu applaudieren. Sie 
beschämen sich selbst! Marxisten!“ Tatsächlich 
aber begeisterten, mobilisierten die Thesen 
sowohl Bolschewiki wie auch sympathisie-
rende Arbeiter und Soldaten. Der Kampf um 
die sozialistische Revolution hatte begonnen.

Arnold Schölzel

Nach der nächtlichen Ankunft in Petrograd
Grafik: Orest G. Werejski
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Das Museum deutscher Antifaschisten  
in Krasnogorsk

Anläßlich des 40. Jahrestages der Befrei-
ung vom Fa schismus regte Erich Ho- 

necker an, ein Museum deutscher Antifaschi-
sten in Krasnogorsk in der UdSSR zu schaffen. 
Am 29. Dezember 1984 wurde dieser Vorschlag 
vom Politbüro des ZK der KPdSU zum  Beschluß 
erhoben. Geplant war, diese Stätte auf 
dem Gelände der ehemaligen zentralen 
Antifa-Schule und des Lagers für Kriegs-
gefangenene in Krasnogorsk (Mos-
kauer Oblast) einzurichten, dort wo am  
12. und 13. Juli 1943 auf Initiative des 
ZK der KPD mit Unterstützung des ZK 
der KPdSU im Krasnogorsker Mecha-
nischen Werk die Gründungskonferenz 
des Natio nalkomitees „Freies Deutsch-
land“ (NKFD) stattgefunden hatte. An 
dem Gebäude erinnerte eine Gedenk-
tafel an das Ereignis.
Die Vorbereitung der Ausstellung lag in 
den Händen des Zentra len Revolutions-
museums der UdSSR, das vom Institut 
für Marxismus-Leninismus beim ZK der 
KPdSU, dem Zentralen Lenin-Museum, 
dem Marx-Engels-Museum, dem Historischen 
Museum, dem Zentralen Museum der Streit-
kräfte der UdSSR und dem Institut für Militär-
geschichte des Verteidigungsministeriums der 
UdSSR Hilfe erhielt. Von seiten der DDR erfolgte 
die Unterstützung durch eine Arbeits-
gruppe unter Lei tung des Generaldirek-
tors des Museums für Deutsche Geschichte, 
Obermuseumsrat Prof. Dr. Wolfgang 
Herbst, der Vertreter dieses Museums, des 
Instituts für Marxis mus-Leninismus beim 
ZK der SED, des Armeemuseums der DDR 
in Dresden und des Militärhistorischen 
Instituts Potsdam angehörten.
Für die wissenschaftliche Ausarbeitung 
des Ausstellungsdrehbuchs war eine 
Arbeits gruppe des Zentralen Revolutions-
museums der UdSSR unter Leitung von 
Leonid Babitschenko zuständig. Zu ihr 
gehörten die wissenschaftlichen Mitar-
beiterinnen W. I. Strygina, S. M. Karachan-
jan und L. W. Wasilkowa, die während des 
Krieges als Partisanin kämpfte. Planung 
und Leitung der Arbeiten lagen beim Mini-
sterium für Kultur der UdSSR, dem das Revo-
lutionsmuseum unterstand. Das Museum in 
Krasnogorsk wurde als ein politisch wichti-
ges Objekt angesehen, und die Stellvertre tende 
Ministerin für Kultur der UdSSR, T. V. Golub-
kowa, kümmerte sich kontinuier lich um den 
Fortgang der Arbeiten.
Am Aufbau des Museums deutscher Antifaschi-
sten in Krasnogorsk im Jahre 1985 nahmen 
Fredi Sumpf vom Institut für Marxismus-
Leninismus beim ZK der SED und ich vom 
Museum für Deutsche Geschichte als Konsul-
tanten teil. Wir hatten ausrei chend Gelegen-
heit, unsere inhaltlichen Gestaltungswünsche 
einzubringen. Mit den Kollegen des Revolu-
tionsmuseums arbeiteten wir sehr gut und 
kameradschaftlich zusammen.
Bis zur Eröffnung standen faktisch nur vier 
Monate zur Verfügung. Trotz der kur zen 

Vorbereitungszeit war eine umfangreiche 
Sammlungsarbeit sehr ertragreich. Mit arbeiter 
des Zentralen Revolutionsmuseums der UdSSR 
führten Sammlungs-Exkur sionen durch. Vete-
ranen des Großen Vaterländischen Krieges 
der Sowjetunion stellten Materialien zur Ver-

fügung. Wertvolle Unterlagen kamen von 
deutschen Antifaschisten, die in den sowje-
tischen Kriegsgefangenenlagern, als Lehrer 
und Schüler in den Antifa-Schulen und an der 
Front wirkten. Sie hatten Anteil daran, daß es 

nach der Befreiung vom Faschismus im Osten 
Deutschlands gelang, einen friedliebenden und 
sozialistischen Staat zu errichten.
Museen und Institutionen der DDR, insbeson-
dere das Museum für Deutsche Ge schichte, 
das Armee-Museum der DDR und das Insti-
tut für Marxismus-Leninismus unterstütz-
ten den Aufbau des Krasnogorsker Museums 
mit Ausstellungsobjekten. Es waren 77 gegen-
ständliche Exponate (Fahnen, Wimpel, Orden, 
Medaillen, Abzeichen), 534 Dokumente (Ori-
ginale, Faksimiles, Kopien) und 384 Fotos. In 
der Ausstellung selbst wurden 830 Exponate 
gezeigt. Davon kamen 335 aus der DDR. Erich 
Honecker übergab dem Museum eine 1500 
Bände umfassende Bibliothek des antifaschi-
stischen Widerstandes.
Die materiell-technische und finanzielle Absi-
cherung sowie die gestalterische Aus führung 
der Exposition waren ebenfalls Ergebnis 

gemeinsamen Wirkens. Mit großem Einsatz, 
viel Umsicht und Sorgfalt richteten sowjeti-
sche Arbeiter und Spezialisten das Gebäude, 
bis Anfang 1985 noch Wohnhaus, für seinen 
neuen Zweck her. Als ich im Februar 1985 
nach Krasnogorsk kam, konnte ich mir nur 

schwer vorstellen, daß bis Anfang Mai 
hier ein komplettes Museum entstehen 
wird. In dem in deutscher und russi-
scher Sprache herausgegebenen Muse-
umsführer hieß es: „Dank energischer 
Un terstützung durch die Parteiorgane 
sowie der Ministerien für Kultur der DDR 
und der UdSSR konnte dieses Museum in 
nur wenigen Monaten geschaffen werden.“ 
Dem für den Museumsbau verantwortli-
chen Architekten J. A. Dimitrijew gelang 
es, bei der Rekonstruktion des Gebäudes 
die äußeren Proportionen und die wich-
tigsten archi tektonischen Merkmale bei-
zubehalten und gleichzeitig dem Gebäude 
und der Umge bung den Charakter einer 
Gedenkstätte zu verleihen. Das Projekt 
für die architekto nisch-künstlerische 

Gestaltung erarbeitete eine Gruppe von Künst-
lern des Kombinats für Formgestaltung und 
dekorative Kunst des Künstlerfonds der RSFSR 
unter Leitung des Verdienten Malers der Kirgi-
sischen SSR, W. W. Nedeshin. Die wichtigsten 

Ereig nisse in der Geschichte des Großen 
Vaterländischen Krieges der Sowjet-
union hielt der Künstler M. B. Woloschin 
in großformatigen Fotomontagen fest.
Am Aufbau des Museum nahmen aus der 
DDR auch Architekten, Grafiker, Mon-
teure, Dekorateure und Handwerker der 
DEWAG teil. Es gab von sowjetischer Seite 
jede nur mögliche Unterstützung. So war 
sofort ein Trupp von Soldaten zur Stelle, 
wenn Hilfe gebraucht wurde. Auch in der 
DDR hatte das Museum oberste Priorität. 
Wenn wir aus Berlin etwas haben wollten, 
traf es einen Tag später in Krasnogorsk 
ein. Das Museum wurde termingemäß 
eröffnet.
Abgenommen hatte die Ausstellung 
eine Kommission von sechs Moskauer 

Muse umsdirektoren, drei Mitarbeitern des 
sowjetischen Kulturministeriums, einem 
Mit arbeiter des Moskauer Exekutivkomi-
tees und einem Vertreter der Krasnogor-
sker Partei organisation. Fredi Sumpf und 
ich wurden hinzugezogen. Begutachtet hat-
ten die Ausstellung auch Mitarbeiter der 
Abteilung Wissenschaft des ZK der SED, des 
Minis teriums für Hoch- und Fachschulwe-
sen der DDR, des Instituts für Marxismus-
Leni nismus und des Museums für Deutsche 
Geschichte. Auf der Freundschaftskund-
gebung zur Ausstellungseröffnung am  
5. Mai 1985 sprachen Erich Honecker, Gene-
ralsekretär des ZK der SED und Vorsitzen-
der des Staatsrates der DDR, Herbert Mies, 
Vorsitzen der der DKP, Horst Schmitt, Vor-
sitzender der Sozialistischen Einheitspartei 
Westberlins, und Pjotr Demitschew, Kandidat 
des Politbüros des ZK der KPdSU und Minister 

Gründungsversammlung des NKFD (1943)

Kriegsgefangene beim Lesen der ersten Ausgabe der 
Zeitung „Freies Deutschland“
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für Kultur der UdSSR. Es nahmen weiter-
hin Viktor Grischin, Mitglied des Politbü-
ros des ZK und 1. Sekretär des Moskauer 
Stadtparteikomitees der KPdSU, Kon-
stantin Russakow, Sekretär des ZK der 
KPdSU, und weitere Persönlichkeiten aus 
der UdSSR, der DDR, der BRD und West-
berlins teil.
Erich Honecker sagte in seiner Eröff-
nungsrede: „Hier auf sowjetischem Boden, 
we nige Kilometer von Moskau entfernt, 
wird den deutschen Antifaschisten eine 
bedeutende Würdigung zuteil. Ihrem 
opferreichen und mutigen Kampf ist die-
ses Museum gewid met.“ Am Beginn des 
musealen Rundgangs stand ein großes 
Farb-Dia, welches das von deutschen Anti-
faschisten über die Zeit des Faschismus 
hinweggerettete Lenin-Denk mal in Eisleben 
zeigte. In der ersten Vitrine waren zwei Exem-
plare des Manifests der Kommunistischen Par-
tei zu sehen, ein Faksimile-Druck der Londoner 
Erstausgabe und eine von Kugeln durchsiebte 
russischsprachige Ausgabe von 1937, die der 
Offi zier der Roten Armee N. S. Semjonow in sei-
ner Kartentasche bei sich trug. Er fiel bei den 
Kämpfen um die Befreiung Lettlands. Dann 
wurden der Kampf der deutschen Linken gegen 
den I. Weltkrieg und die Gründung der KPD 
gezeigt. Eindringlich schil derte die Ausstel-
lung den Kampf der Kommunisten und anderer 
fortschrittlicher Kräfte gegen den deutschen 
Imperialismus und die faschistische Gefahr 
in der Zeit der Wei marer Republik. Einen 
besonderen Platz nahmen dabei die freund-
schaftlichen Bezie hungen der deutschen Arbei-
terbewegung zur Sowjetunion ein.
Die Darstellung des antifaschistischen 
Widerstandskampfes nach der Errichtung 
der faschistischen Diktatur hob die Rolle der 
Kommunisten hervor, ohne das Engage ment 
von Sozialdemokraten, Christen und anderen 
Nazigegnern zu verschweigen. Der Besucher 
fand im Museum eine Reihe emotional wirk-
samer Materialien, so Grafiken von Hans Grun-
dig, Herbert Sandberg und Fritz Schulze, die 
zwischen 1933 und 1945 entstanden. Außer-
dem wurden Kopien der Plastik „Deutschland 

– bleiche Mutter“ von Fritz Cremer, der von Ger-
hard Rommel geschaffenen Reliefporträts Karl 
Lieb knechts und Rosa Luxemburgs und eine 
Wilhelm-Pieck-Büste von Ruthild Hahne auf-
gestellt. Ein Selbstporträt des von den Faschi-
sten ermordeten Künstlers Alfred Frank war 
zusammen mit einer Seite aus dem Leipziger 
Telefonbuch zu sehen. Antifaschis ten hatten 
auf dieser Seite eine Zeichnung Franks und den 
Text „Hungert! Für das alles danken wir dem 
Führer!“ abgedruckt.
Im Zentrum der Ausstellung stand das Natio-
nalkomitee „Freies Deutschland“. Es gab im 
Museum einen Memorialteil, unter ande-
rem mit Nachbildungen eines Teils des Saa-
les, in dem die Gründungskonferenz des 
NKFD stattfand, eines Unterrichts raumes 
der Antifa-Schule und einer Felddruckerei 
der „Gruppe 117“, in der deutsche Antifaschi-
sten gemeinsam mit Angehörigen der Roten 
Armee im Hinterland des fa schistischen Fein-
des wirkten. Es wurde auch ein Dokumen-
tarfilm über die Gründung des NKFD gezeigt. 
Im Obergeschoß des Museums klang die Aus-
stellung mit dem Thema „Die Grün dung der 

Deutschen Demokratischen Republik – die 
Erfüllung des Vermächtnisses der Kämpfer 
gegen den Faschismus“ aus. Zu sehen waren 
hier unter anderem das Duplikat einer Fahne, 
die dem Vereinigungsparteitag von KPD und 
SPD zur SED 1946 übergeben wurde, und eine 
Ausgabe des vom IX. Parteitag der SED 1976 
angenomme nen Programms der SED mit einer 
Widmung Erich Honeckers. Den Schwerpunkt 
bildete der Freundschaftsbund zwischen der 
DDR und der UdSSR. Die Ausstellung schloß 
mit einem farbigen Großfoto eines Freund-
schaftstreffens der FDJ und des Komsomol 
am Treptower Ehrenmal.
Als ich im April 1990 zum letzten Mal das 
Museum in Krasnogorsk besuchte, war das 
Obergeschoß leergeräumt. Hier wurde eine 
Ausstellung von Künstlern des Krasnogorsker 
Gebietes gezeigt. Im Erdgeschoßteil war der 
Anteil von Sozialdemo kraten und Christen am 
antifaschistischen Widerstand verstärkt dar-
gestellt worden.
2005 schrieben Frank Preiss und Gunter Dehne 
in einem Internet-Beitrag: „Seit Jahren schon 
erregt der unwürdige Umgang mit der Thäl-
mann-Gedenkstätte im branden burgischen 
Ziegenhals die Gemüter all jener, die sich der 
Geschichtsentsorgung – und sei es unter dem 
löchrigen Deckmantel marktwirtschaftlicher 
Zwänge – vehement verwei gern. 1816 Kilome-
ter weiter östlich liegt am Rande Moskaus die 
Stadt Krasnogorsk. Was verbindet den ruhigen 
idyllisch gelegenen Ausflugsort unweit Ber-
lins mit der hektischen Industriestadt knapp 
zwei Kilometer westlich des Autobahnringes 
der Hauptstadt Rußlands? Hier wie da befin-
den sich einzigartige Gedenkstätten antifa-
schistischen deutschen Widerstandes. Beide 
erinnern an ein scheinbar weit zurückliegen-
des Kapitel der Geschichte.
Beide gehörten einst zum besonders gepfleg-
ten historischen Nachlaß von Staaten, die nun-
mehr untergegangen sind. Sowohl die ,vereinte‘ 
Bundesrepublik Deutschland als auch die neu-
gegründete Russische Föderation mußten sich 
1990 beziehungsweise 1991 ent scheiden, wie 
sie mit ihrem geschichtlichen Nachlaß weiter 
umzugehen gedenken. Wenngleich auch im 
neuen Rußland, vor allem in den 90er Jahren, 
blinder Antikommunismus und eine teilweise 
erstaunlich primitive Geschichtsrevision zum 
Handwerks zeug der neuen und altgewende-
ten Eliten gehör(t)en, sind daneben aber nie-
mals die Stimmen derjenigen verstummt, die 
davor warnten, bei der Suche nach einem 

neuen Gesellschaftsmodell das Kind mit 
dem Bade auszuschütten. Im Museum der 
deutschen Antifaschisten ist ein Brief zu 
sehen, in dem ein russischer Bürger fol-
gendes schreibt: ,In Rußland gedenkt man 
all jener, die ihren Beitrag zur Befreiung 
der Menschheit vom Hitler-Joch geleistet 
und die Kraft und den Mut aufgebracht 
haben, sich dem menschen feindlichen 
Nazi-Regime zu widersetzen ... Die edle 
Mission der Veteranen des deutschen 
Antifaschismus hat ... ihre aktuelle Bedeu-
tung keineswegs eingebüßt ... In unseren 
Tagen werden zuweilen Versuche unter-
nommen, die Geschichte umzuschreiben. 
Ich bin davon überzeugt, daß es in die-
sem Zusammenhang besonders wichtig ist, 
die Ursachen des blu tigsten aller Kriege 

nicht zu vergessen, ... sowie keine Revision der 
Geschichte zuzulas sen.‘ Der Verfasser dieser 
Zeilen war Wladimir Putin, auch zu diesem 
Zeitpunkt Rußlands Präsident.“
Meine letzte Information über das Museum, 
inzwischen Filiale des Zentralmuseums des 
Großen Vaterländischen Krieges in Moskau, 
stammt vom Februar 2011. Da zählte das 
Museum jährlich rund 8000 Besucher und 
hatte 26, darunter elf wissenschaftli che, Mit-
arbeiter.  Kurt Laser

Aus: Heimat DDR (Spuren der Wahrheit,  
Band 11), GNN-Verlag, Schkeuditz 2015 
(redaktionell bearbeitet)

Memorialmuseum deutscher Antifaschisten
Adresse: 143400, Московская область,  
г. Красногорск, ул. Народного Ополчения, 15
Telefon: (495) 563-32-95, 563-33-71  
Internet: 
www.mmna.ru   und   www.museum.ru/M464

Einen Gruß unserem Freund und 
Kampfgefährten 

Eberhard Panitz
der am 16. April seinen 85. Geburtstag 
begeht. 
Der mit dem Nationalpreis der DDR 
und vielen weiteren Auszeichnungen 
geehrte Schriftsteller, Publizist und 
Drehbuchautor hat sich mit zahlreichen 
Romanen, Erzählungen, Biographien, 
Reportagen und Fernsehproduktionen 
einen Namen gemacht. Zu den bekann-
testen Werken des Autors zählen „Die 
sieben Affären der Doña Juanita“, „Die 
unheilige Sophia“ und „Meines Vaters 
Straßenbahn“, um nur einige zu nennen. 
Zahlreiche seiner Erzählungen, Novellen 
und Romane sind für die DEFA und das 
Fernsehen der DDR verfilmt worden. 
Werke, die nach dem Anschluß der DDR 
an die BRD entstanden, zeugen von 
seinem Bekenntnis zur DDR und seiner 
Entschlossenheit, sich dem heutigen 
„Zeitgeist“ entgegenzustellen. 
Wir wünschen Dir, lieber Eberhard, eine 
möglichst rasche Wiederherstellung 
Deiner Gesundheit und uns weitere 
Arbeiten aus Deiner Feder.

Titelseite des „Freien Deutschland“ vom 19. Juli 
1943
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Staat und Kirche im „Luther-Jahr“ 

Bündnis von Thron und Altar heute?
Ab April 2017 wird das Mammutpro-

gramm abrollen, das Staat und Kirche 
für das 500. Jubiläum der Reformation vor-
bereitet haben. Bei diesem „wichtigsten 
Ereignis für Deutschland“ wird es Gottes-
dienste und Kongresse, Ausstellungen und 
Pilgerwanderungen, Buchveröffentlichun-
gen und neue Gedenkstätten geben. Wie 
weit wird die Vermarktung des Ereignisses 
gehen? Eine Ahnung davon verschafft uns 
die Wochenzeitung des Bundestages „Das 
Parlament“ in einer Sonderausgabe (9. Ja- 
nuar 2017). Da ist manches erstaunlich.
Nach dem Grundgesetz sind in Deutsch-
land Staat und Kirche getrennt. Dennoch 
feiern Kirche und Staat die Reformation 
gemeinsam. Schon im Februar 2011 hat die 
damalige CDU-FDP-Regierung einen ent-
sprechenden Beschluß gefaßt. In ihm wer-
den positive Wirkungen der Reformation 
gewürdigt: die „sprachschöpferischen Lei-
stungen“ Luthers und der „Bildungsschub“ 
im Ergebnis seines Wirkens und die Rolle 
Luthers als „Wegbereiter der Demokra-
tie“, zu der die Kategorie des Reformators 
von der „Freiheit eines Christenmenschen“ 
beigetragen habe. Die Regierung hat die 
Reformation als „Ereignis von Weltrang“ 
gewertet, weil sie „revolutionär“ und „neu-
zeitfähig“ gewesen sei. Wir haben zu prüfen: 
Was ist revolutionär an der Reformation? 
Worin besteht ihre „Neuzeitfähigkeit“?
Die „Events“ dieses Jahres werden von Staat 
und Kirche in einem Land organisiert, in 
dem 54 % der Deutschen im Westen, 84 % 
im Osten gar keine oder kaum Bindungen 
an christliche Werte haben.
Auf die finanziellen Aspekte kommen wir 
zurück. 

Luther-Jubiläen und die Politik der 
Herrschenden

Vergleicht man Luther-Ehrungen, z. B. im 
Kaiserreich 1917, während des Faschismus 
und in der DDR, kann man erhebliche Unter-
schiede feststellen, obwohl sich die Fakten 
zur Reformation kaum geändert haben. Es 
würde schnell sichtbar, daß es weniger um 
Luther, mehr um die jeweilige Politik ging. 
Luther war 1917 deutscher Recke, der gegen 
das „böse Rom“ und den „Erbfeind“ Frank-
reich kämpfte. Die Hymne des Reforma-
tors „Ein feste Burg ist unser Gott“ wurde 
zum Trost für die Soldaten des Kaisers, der 
an der Spitze der protestantischen Kirche 
stand.

Was macht Luther für den Staat so 
„neuzeitfähig“?

Sind es „wirklich faszinierende Parallelen 
zur heutigen Zeit“, eine Welt im Umbruch, 

„den Menschen kommen wichtige Dinge 
abhanden w ie der Glauben, aber auch 
Autoritäten, die einem die Richtung wei-
sen könnten“, wie im „Spiegel“ (45/2016,  
S. 144) zu lesen war?
Ist es der Geist der Nächsten- und Feindes-
liebe, der das Handeln Christi prägte und 

als Vorbild in christlich-abendländischen 
Sonntagsreden dient?
Sind es die Gehorsamspflicht und der Unter-
tanengeist, von dem das Luthertum (bei 
Strafe der ewigen Hölle) geprägt ist? Oder 
ist es immer noch die Religion als „Opium 
des Volkes“, wie Karl Marx annahm?

Martin Luther über Kriege und den 
„Wehrstand“

Zuerst und vor allem ist zu fragen, wie der 
Reformator es mit der Friedensbotschaft 
Christi hielt, welche Tradition von seinem 
Verhalten ausging und bis heute die Mili-
tärpolitik beeinf lußt. Luther hatte es vor 
allem mit zwei Kriegen zu tun, mit dem Vor-
marsch der Türken nach Wien 1529 und 
dem großen deutschen Bauernkrieg 1525.
Den Vormarsch der Türken betrachtete er 
als Bedrohung des christlichen Abendlan-
des, den Kampf der Habsburger als einen 
Krieg Gottes gegen den Teufel. Der Koran 
war für ihn ein „Buch voller Lügen“. Die 
Losung „Gott mit uns!“ und die Verteufelung 
des jeweiligen Feindes blieb eine Konstante 
für die Lutheraner bis zu Hitlers Aggressi-
onskriegen. Militärbischöfe gehören noch 
heute zum militärischen Geschäft der Herr-
schenden. Diese Tradition wird in den Nebel 
des Vergessens verbannt statt mit ihr zu 
brechen. Sie wird auch heute gebraucht.
Der Bauernkrieg berührte Luther persön-
lich, denn sein Zentrum lag in Thüringen. 
Die Bauern wurden durch Luthers Amts-
bruder Thomas Müntzer geführt. Luthers 
Aufruf vom 4. Mai 1525 „Wider die räuberi-
schen und mörderischen Rotten der Bauern“ 
war blanke Mordhetze: „Aufruhr ist des 
Todes schuldig ... als eine Sünde der Obrig-
keit“. Mit der Einteilung in den „Nährstand“ 
für die Bauern und den „Wehrstand“ erwies 
sich Luther objektiv als „Fürstenknecht“ 
Die Fürstenhörigkeit und der preußische 
Untertanengeist entstanden mit Luther.

Luthers Antijudaismus

Es gibt noch eine weitere Konstante im Den-
ken und Handeln Luthers, die verhängnis-
volle Folgen bis in die Gegenwart hat. Luther 
war Antisemit. Das ist nicht völlig verges-
sen zu machen. Deshalb werden „Erklärun-
gen“ angeboten wie im „Spiegel“ (45/2016). 
Auch wenn Luther antisemitisch und frem-
denfeindlich wurde, ist dies nicht mit heu-
tigem Antisemitismus zu vergleichen. Der 
Theologe Martin Stöhr kam zu dem Schluß, 
daß Luthers Angriffe auf die Juden „eine 
Jahrhunderte überdauernde Explosivkraft 
besaßen“. Die Nazis konnten sich auf Luther 
berufen. Der religiös begründete Antisemi-
tismus Luthers konnte ohne nennenswerte 
Schwierigkeiten in den rassistisch begrün-
deten Antisemitismus Hitlers übergehen – 
auch in der Lutherkirche. Ich weiß, daß 
solche Fakten manchem Geistlichen Schwie-
rigkeiten bereiten. Als ich 1983 auf deren 
Wunsch vor Dresdner Pfarrern zum mar-
xistischen Luther-Bild gesprochen hatte, 

sagte mir der Landesbischof: „Für Sie ist es 
leicht, über Luthers Schwächen zu sprechen. 
Für Sie ist er Mensch, für uns ist er Refor-
mator.“ Also ein Beinahe-Gott?
Inzwischen scheint sich bei der Luther-
Ehrung 2017 stärker die Dialektik zwischen 
der Würdigung Luthers und scharfer Kritik 
durchzusetzen. Stefan Cesannes faßte die 
Dialektik so: „Martin Luther war ein kirch-
licher Revolutionär, aber kein Heiliger.“ Mit 
diesem Urteil lassen sich Verfehlungen des 
Reformators „vermenschlichen“. 

Über Ablaßhandel und kirchliche 
Finanzen 

Wir fragten: Worin bestand das Revolu-
tionäre in der Reformation? Was war denn 
tatsächlich geschehen? Luthers Thesen rich-
teten sich gegen den Ablaßhandel, den Papst 
Leo X. 1515 eingerichtet hatte.
Wer einen Ablaßbrief kaufte und damit 
Geld nach Rom schickte, konnte sich vom 
Fegefeuer freikaufen. Es erboste Luther, 
daß Himmel oder Hölle vom Geld abhin-
gen: „Wider das Papsttum zu Rom, vom Teu-
fel gestiftet“, wetterte er. Auch die Fürsten 
waren nicht erfreut, wie der Reichtum ihrer 
Länder nach Rom geschleppt wurde. Am 
Anfang der Reformation stand die Verfügung 
über Geld, nicht die Gründung einer weite-
ren christlichen Kirche. Bald standen auch 
andere Reichtümer der Papstkirche zur Dis-
position. Die Diskussion über die kirchlichen 
Finanzen wird auch im Luther-Jahr wieder 
auff lammen. Trotz der Trennung von Staat 
und Kirche, die im Grundgesetz verankert 
ist, werden die deutschen Kirchen aus Steu-
ergeldern alimentiert. Die entsprechenden 
Festlegungen gehen auf Napoleon I. „Reichs-
deputationshauptschluß“ 1803 zurück. Als 
Grenzen neu gezogen wurden und Kirchen-
eigentum betroffen war, wurden staatliche 
Zahlungen an die Kirche festgelegt. Deshalb 
f ließt viel Steuergeld ohne Zweckbindung 
an die Kirchen. Seit der Gründung der BRD 
1949 sind es 12 Mrd. Euro, 2015 waren es ca. 
500 Millionen Euro. Der Staat zieht auch die 
Kirchensteuer ein. Er trägt die Kosten für 
kirchliche Schulen, Pf legeheime, Kranken-
häuser, Kindergärten usw. Das Ansehen, das 
sich Kirchen mit Sozialleistungen erwerben, 
schaffen Steuerzahler, von denen mehr als 
die Hälfte nicht in der Kirche sind. Reinhard 
Bingener von der FAZ lobt: „Die Kirchen sind 
längst zu Angelpunkten zivilgesellschaftli-
chen Engagements geworden.“ Wem nutzt 
das? Muß das so bleiben?

Das Luther-Jahr und die DDR 

Die bis jetzt kaum zu beantwortende Frage 
ist: Wird das Luther-Jahr mißbraucht wer-
den, um auch die staat lich verordnete 
Verleumdung der DDR zu fordern? Im 
„Parlament“, das diesem Bericht zugrunde 
liegt , gibt es nur einen kleinen Artikel. 
Christoph Irion überschrieb ihn: „Zwi-
schen Anpassungsstrategien und Wider-
standsaktivitäten“. Sowohl für die Nazizeit 
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als auch für die DDR wird verallgemeinert: 
„Die Kirchen konnten niemals voll in das 
Regime integriert werden.“ Der Autor legt 
also unausgesprochen den Maßstab der 
Totalitarismus-Doktrin zugrunde: Beide 
„totalitären Diktaturen“ hätten abgelehnt 
werden müssen. Irion gerät mit den Fak-
ten, die er selber nennt, in Konf likt . Die 

„deutschen Christen“, die das Führerprin-
zip praktizierten und den Antisemitismus 
in die Kirche brachten, stellten ab Juli 1933 
in 26 von 28 Landeskirchen den Bischof. 
Dibelius hatte Hitler am „Tag von Potsdam“ 
gehuldigt. Die Bonhoeffer und Niemöller 
waren Ausnahmen und kirchlich geächtete 

Außenseiter. Der kirchliche Apparat trug 
die faschistische Kriegführung mit. 
Für die DDR wird hervorgehoben, daß sie 
der Atheismus kennzeichnete, daß es in 
den 50er Jahren „Übergrif fe“, Haftstra-
fen und Schikanen gegeben habe. Immer-
hin: „Die Verfolgung Andersdenkender 
erfolgte in der DDR subtiler als im NS-
Regime.“ Konkret wird der Art ikel bei 
der Darstellung des Widerstands von Kir-
chenvertretern gegen die DDR-Obrigkeit. 
Genannt werden Harald Bretschneider, 
Rainer Eppelmann, Friedrich Schorlemmer 
und Joachim Gauck. Sie hätten mit Massen-
protesten die DDR im Herbst 1989 zum 

Einsturz gebracht. Luthers Forderung, der 
Obrigkeit zu gehorchen, der demagogische 
Mißbrauch von Bibelsätzen, die Heuchelei 
derjenigen, die in der DDR Waffen ächte-
ten, ihren Einsatz aber heute weltweit for-
dern, wird im Beitrag Irions verschwiegen. 
Ob die Legendenbildung über die Kirche 
in der DDR dem Anliegen des Luther-Jah-
res entspricht, muß nicht ich beurteilen. 
Die noch lebenden DDR-Bürger hören den 
Namen Luther nicht zum ersten Mal, und 
sie wissen gut, wie die Beziehungen zwi-
schen Staat und Kirche gestaltet waren.

 Prof. Dr. Horst Schneider

Mein Weg vom Christentum zum Kommunismus

Uns wird tagtäglich seit den 90er Jahren in 
den bürgerlichenMedien die angebliche 

Repression der Menschen in der DDR durch 
ihren Staat – auch gegenüber den dort leben-
den Christen und der Kirche  – vor Augen 
geführt. Von einer solchen Unterdrückung 
ist in bezug auf die alte Bundesrepublik so 
gut wie nie die Rede. Fälschlicherweise. Mein 
Bericht möge ein kleiner Beitrag zu der Frage 
sein, wie es wirklich mit der kirchlichen und 
staatlichen Repression im Westen stand.

Erste ordinierte Pastorin in  
Schleswig-Holstein

Geboren in dem kleinen Dorf Rederstall in 
Dithmarschen begann ich, Edda Groth, nach 
dem Abitur 1959 als überzeugte Christin mit 
dem Studium der Theologie. Als ich dasselbe 

und das Vikariat (die praktische Ausbildung) 
1967 in der Evangelisch-Lutherischen Lan-
deskirche Schleswig-Holstein abgeschlos-
sen hatte, wurde dort gerade das Gesetz 
verabschiedet, das auch den Theologinnen 
das volle Pfarramt zugestand. Ich erhielt 
somit als erste Frau die volle Ordination zur 

Pastorin und trat im April desselben Jahres 
mein Amt in der Simeon-Kirchengemeinde in 
Hamburg-Bramfeld an (kirchlich zu Schles-
wig-Holstein gehörig). Mein zweiter Glücks-
fall war, daß ich in dieser Millionenstadt die 
damalige „68er-Bewegung“ kennenlernen 
konnte. Sie war geprägt von neuen anti-
autoritären, sozialen und politischen Vor-
stellungen. An ihr beteiligten sich Schüler, 
Studenten, Gewerkschafter und Arbeiter, 
und es bildeten sich nach dem KPD-Verbot 
von 1956 neue kommunistische und sozia-
listische Gruppen und Parteien. Auf Demon-
strationen und Versammlungen erhob man 
sich „gegen den Muff von 1000 Jahren unter 
den Talaren“, die niedrigen Löhne der „Prole-
ten“ und den Hunger in der Welt, verursacht 
durch die reichen Industrieländer. Diese 
Anliegen machte ich mir schnell zu eigen.
So führte ich im Kindergottesdienst, im 
Kon f i r m a ndenu nt er r icht  u nd i n den 
Jugendgruppen die „antiautoritäre Erzie-
hung“ ein und diskutierte schon mit den 
Sechsjährigen über biblische und aktuelle 
Fragen des Lebens. Auch die äußere Form 
wurde geändert: „Das ist ja zum Talar-
Ausziehen“, sag te ich in einem damals 
modernen „Dialog-Gottesdienst“ und tat 
dies dann auch. Das war übrigens auch 
ein Beitrag zu der damaligen Kleiderfrage 
der feministischen Bewegungen, die gegen 
den Widerstand der Männerwelt auch als 
Frauen Hosen tragen wollten. 1969 fuhr 
ich mit einer Gruppe von Jugendlichen zum 

„Kirchentag“ nach Stuttgart . Das Motto 
„Hunger nach Gerechtigkeit“ und die Kern-
aussage „Keine Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen!“ gaben mir neuen 
Auftrieb. Mit den Jugendlichen forderte ich 
deren Selbstverwaltung – z. B. in finanzi-
ellen Dingen –, und wir gründeten einen 

„Jugendrat“. In Predigten, bei Vorträgen 
und auf Gemeindeversammlungen nahm 
ich Stellung zu politischen Themen (statt 
Luther erschien Angela Davis auf einem 
Wandbild im A lt arraum) und forder te 
zusammen mit interessierten Gemeinde-
gliedern „mehr Demokratie in der Kirche“, 
gründete zu meiner Unterstützung eine 
Kommune und gab als unser Sprachrohr 
die Gemeindezeitung „IN“ heraus.

Für oder gegen Pastorin Groth
In der Regel konnte ich mich mit meinen 
neuen Ideen auf große Teile der Gemeinde 
stützen. Vor allem die Eltern der Konfirman-
den wollten eine aufgeschlossene, „moder-
nere Kirche“. Bald traten aber auch die 
Gegner der Pastorin auf den Plan. So star-
tete der alteingesessene Bibelkreis eine 
Unterschriftensammlung gegen meine „un-
christlichen“ Erziehungsmethoden. Meine 
drei männlichen Kollegen und der wie 
üblich von Kleinbürgern besetzte Kirchen-
vorstand beschlossen in einem Antrag vom 
26. Februar 1970, „daß Frau Pastorin Groth 
versetzt wird“, eine Maßnahme, die nach  
§ 71 des Pfarrergesetzes der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Deutsch-
land (VELKD) möglich ist, „wenn ein gedeih-
liches Wirken auf der bisherigen Pfarrstelle 
nicht mehr gewährleistet ist …“ Bei Propst 
Lehman in der Propstei Stormarn herrschte 
Empörung, als ich den anwesenden Pasto-
ren nachwies, daß sie aufgrund des Pfarrer-
gesetzes selbst politisch festgelegt und zur 

„Loyalität“ gegenüber dem Staat verpflich-
tet seien.
Der für mich zuständige Bischof Hübner in 
der Kirchenleitung in Kiel hatte mich schon 
öfter zu einem offiziellen oder auch inoffi-
ziellen Gespräch eingeladen. Dabei ging es 
ihm fast nie um den „wahren Glauben“, son-
dern allein um die wichtige Frage, welche 
Politik in Staat und Kirche von mir betrie-
ben wurde, bzw. betrieben werden durfte. 
Dennoch ließ er die von den Kirchenälte-
sten beantragte Versetzung „stornieren“, 
und ich konnte drei weitere Jahre an der 
Simeon-Gemeinde – sogar mit einem eige-
nen Haus mit Jugend-Etage – im Amt bleiben. 
Der Grund war wohl: Meine Unterstützer und 
ich hatten Ende 1970 eine beeindruckende 
Gemeindeversammlung durchgeführt, auf 
der nicht nur Presse und Fernsehen, sondern 
auch – für Kirchen äußerst ungewöhnlich 

– an die 300 Gemeindemitglieder, Interes-
sierte, Theologiestudenten und andere eben-
falls von kirchlicher Repression Betroffene 
erschienen waren. 225 Anwesende stimmten 
für meinen Verbleib in der Kirche. Danach 
blieb ich im Gespräch und fand viel Sym-
pathie bei der Presse: Der Norddeutsche 

Ev. Kirchentag, Stuttgart 1969: Mit dem 
Spruch „Kirchentag aktiv – Aktive auf die 
Bühne“ besetzten wir das Podium.
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Rundfunk brachte wiederholt Interviews, 
und das NDR-Fernsehen drehte einen Film 

„Eva auf der Kanzel“ mit mir. Unsere Ziele 
fanden ein breites Echo.

Die „Mao-Predigt“ – antikapitalistisch 
statt antiautoritär

Am 9. Februar 1974 erklärte ich in meiner 
Konfirmationspredigt, daß ich von der bis-
her praktizierten antiautoritären Erzie-
hung „abgesprungen“ sei und einen neuen 
Weg einzuschlagen gedächte. Weil „die öko-
nomischen Voraussetzungen in der kapi-
talistischen Gesellschaft eine Erziehung 
zum freien, selbständigen, gleichberech-
tigten Menschen nicht möglich machten, 
wenn nicht die wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Bedingungen insgesamt geän-
dert würden“. Deshalb wolle ich zukünftig 
in diesem Land „den Kapitalismus selbst 
bekämpfen“ und Hinweise geben auf andere 

– sozialistische – Systeme und Länder in der 
Welt, wo politische Befreiung und soziale 
Verbesserungen stattgefunden hatten, wie  
z. B. in der Sowjetunion, in Kuba und in 
China. Provokativ schloß ich mit dem Satz: 

„In Gottes Augen sind letzten Endes nur die 
auf seiner Seite, die diese Welt zum Guten 
ändern, die sie wieder menschenwürdig 
machen und die für Gerechtigkeit auf Erden 
eintreten. In diesem Sinne – so wagte ich 
provokativ am Schluß zu behaupten – steht 
Mao mit allem, was er für das chinesische 
Volk getan hat, Gott näher als alle Bischöfe 
der letzten 1000 Jahre.“
Die Kirchenleitung ließ meine Predigt durch 
eine extra dafür eingesetzte kirchliche Kom-
mission ausgiebig prüfen – ein halbes Jahr 
lang ohne Ergebnis. Einerseits – anderer-
seits. Bekannt war natürlich, daß es damals 
eine ganze Reihe sozialistisch denkender 
und handelnder Theologinnen und Theolo-
gen in der BRD gab, wie z. B. Frau Dr. Sölle. 
Die Kapitalisten nahmen sofort in schar-
fer Form Stellung. So meinte der „Verein zur 
Förderung des Hamburgischen Wirtschafts-
lebens“, die – kirchliche – Bewegung zum 
Sozialismus hin werde mehr und mehr von 
Moskauer Spezialisten und von ihnen abhän-
gigen Funktionären aus anderen osteuro-
päischen Ländern und der DDR ausgenutzt. 
Das forderte mich geradezu heraus, und ich 
begann nun gründlich den Marxismus zu 
studieren. Im Ergebnis verfaßte ich am  
15. Juni 1974 einen „offenen Brief zur Frage 
der Zusammenarbeit mit Kommunisten in der 
Kirche“. Der Staat diene „mit seinen Gesetzen, 
Verordnungen, seiner Polizei, dem Bundes-
grenzschutz und dem Militär den Interessen 
dieser Kapitalistenklasse. In eben diesem 
Maße ist auch die Kirche nicht frei von der 
Parteinahme für die Klasse der Kapitalisten. 
Das gilt es zu ändern.“ Jetzt zeigte sich die 
Kirchenleitung nicht mehr kompromißbe-
reit, und mir wurde im September 1974 ein 

„Amtszuchtverfahren“ nach § 125 angedroht 
und ich mit sofortiger Wirkung suspendiert, 
denn „Pastorin Groth identifiziert sich mit 
den Zielen des Kommunismus auf der Basis 
der marxistisch-leninistischen Lehre … und 
verunglimpft ihre Kirche als eine dem Volk 
feindlich gegenübertretende und den Inter-
essen des Kapitals hörige Institution“.

Christin – Kommunistin – Atheistin
Erstmalig erhob die Kirchenleitung auch 
den Vorwurf des Unglaubens: „Wesentlicher 
Bestandteil des Marxismus-Leninismus ist 
neben dem Ziel einer klassenlosen Gesell-
schaft auch die Überwindung der Religion.“ 
Natürlich begannen auch die Medien und 
Teile der Gemeinde mich zu fragen, ob ich 
denn überhaupt noch an Gott glaubte. Nein, 
das tat ich nicht mehr. Ich hatte inzwischen 
die Religion theoretisch überwunden und 
fühlte mich verpflichtet, dies allen meinen 
Unterstützern und der Gemeinde mitzutei-
len. Sie sollten in dieser wichtigen Sache 
nicht getäuscht werden. Zumal ich meinen 
Pastorenberuf stets als wahrhaft from-
mer Mensch ausgeübt hatte. Ein ungläubi-
ger Pfarrer ist nicht einfach nur ein liberal 
interpretierender oder schlechter, sondern 
ein betrügerischer Amtsinhaber. Ich erklärte 
meinen neugewonnenen Standpunkt in der 
Broschüre „Warum ich aus der Kirche aus-
treten werde“ und trat im November 1974 
auch tatsächlich aus. Ich hatte zuvor inten-
siv Feuerbach, Marx und Lenin zur Religi-
onsfrage studiert und war zu der Erkenntnis 
gekommen: Nach Feuerbach nehmen die irdi-
schen Mächte, die die Menschen erfahren, 
in ihren Köpfen die Formen außerirdischer 
(göttlich-mystischer) Gestalten an. „Mit dem 
hohen Stand an technisch-wissenschaftli-
chen Kenntnissen versteht und beherrscht 
der Mensch zwar weitgehend die Natur, 
aber die schreienden Widersprüche treiben 
das Volk in die Arme der Religiosität. Sie 
ersäufen ihre Ansprüche auf ein halbwegs 
menschenwürdiges Leben in der Religion.“ 
(Lenin „Über die Religion“) In einer bald 

darauf von mir und Helmut Lechner verfaß-
ten Broschüre „Religion – Opium des Volkes“ 
erläuterten wir diesen Standpunkt auch über 
Hamburg hinaus einer breiteren Öffentlich-
keit in der BRD.
Die Brücken waren abgebrochen, aber wie 
sich zeigte, nicht nur in bezug auf die Kirche, 
sondern auch auf den westdeutschen Staat 
und seine Institutionen. Ich verlor mit soforti-
ger Wirkung nicht nur mein gut bezahltes Amt 

– was ja in der Logik der Sache lag –, und son-
dern mußte mich ab sofort arbeitslos melden. 
Dabei entdeckte ich, daß laut Beamtengesetz 
für ehemalige Kirchenbeamte kein Anspruch 
auf Arbeitslosengeld bestand. Ersatzweise 
erhielt ich eine nicht existenzsichernde 
Arbeitslosenhilfe. Außerdem war ich durch 
die rege Pressetätigkeit in der BRD überall 
so bekannt geworden, daß mir selbst in einfa-
chen Betrieben mit Hinweis auf meine Vergan-
genheit nur selten eine Anstellung gegeben 
wurde. Am schlimmsten aber: ich fiel voll 
unter die damals von Willy Brandt und der 
SPD eingeführten Berufsverbotspraxis im 
öffentlichen Dienst, in dem ich sonst natür-
lich als „erfahrene“ Lehrerin hätte arbeiten 
mögen. Die Gewerkschaft, die mir im beruf-
lichen Kirchenkampf zunächst Unterstützung 
angeboten hatte, sprach sich nach meinem 
Austritt aus der Kirche mit dem Bischof ab 
und schloß mich aus der Gewerkschaft aus. 
Kirche und Staat funktionierten in engster 
Verbindung miteinander und gaben mir kaum 
eine Chance zu einem „normalen“ beruflichen 
Leben, geschweige denn zu einer akzeptablen 
Karriere. Keine Frage, daß ich gerade deshalb 
weiterhin intensiv politisch tätig geblieben 
bin. Edda Lechner, Norderstedt

Edda Groth (re.) im Gespräch mit Jugendlichen, 1970
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Gehört der Islam zu Deutschland?

Selten hat das Wort eines Politikers zu 
einer so hitzigen Debatte geführt wie 

seinerzeit Christian Wulffs Ausspruch „Der 
Islam gehört zu Deutschland.“ Seitdem häu-
fen sich die Demonstrationen, schaukeln Pro 
und Contra sich hoch, und es scheint, als hätte 
Wulffs Satz die Nation in zwei Lager gespal-
ten. Im Lager der ihm Zustimmenden finden 
sich (neben den Muslimen) die liberal denken-
den gast- und fremdenfreundlichen Demokra-
ten, die die Religionsfreiheit achten und 
im Sinne des aufgeklärten Alten Fritz 
sagen würden: „In unserem Land soll 
jeder nach seiner Fasson selig werden.“ 
Im Lager der Buhrufer siedeln dagegen 
jene an Xenophobie (Fremdenfeindlich-
keit) leidenden Chauvinisten und jene 
womöglich sozial zu kurz Gekomme-
nen, die um ihre Arbeitsplätze bangen 
oder gedankenlos jenen Neofaschisten 
nachlaufen, die Asylantenwohnheime 
anzünden oder dies bejubeln – mit 
bepißter Hose und den Arm zum Hit-
lergruß erhoben. Das sind jene, die dem 
Ausland das Bild vom „häßlichen Deut-
schen“ vermitteln und auf deren Zuge-
hörigkeit zu Deutschland, auch wenn sie 
deutsche Pässe haben, wir gerne ver-
zichten würden.
Was die Zugehörigkeit des Islams zu 
Deutschland im Sinne eines integralen 
Bestandteils betrifft, so wäre vorab zu klären, 
was Zugehörigkeit zu Deutschland ausmacht. 
Wer in Deutschland geboren und aufgewach-
sen ist, deutsch spricht und vor allem die in 
Deutschland geltenden Gesetze, vornehm-
lich das Grundgesetz, achtet, der darf sich 
zu Recht als zu Deutschland gehörig oder als 
Deutscher fühlen, auch wenn er aus irgend-
welchen Gründen noch keinen deutschen Paß 
hat – und dies völlig unabhängig davon, ob er 
Christ, Jude, Muslim, Angehöriger irgendeiner 
anderen Glaubensgemeinschaft, konfessions-
los oder Freidenker ist.
Hat man dies im Sinn, so kann man sicher-
lich sagen: „Die, wie soeben beschriebenen, 
kulturell integrierten Muslime gehören zu 
Deutschland.“ Nur ist damit über eine mögli-
che Zugehörigkeit der Weltreligion Islam zu 
Deutschland noch nicht das Geringste ausge-
macht. Schon die Bezeichnung „der Islam“ ist 
eine schreckliche Vereinfachung und bedarf 
dringend einer Differenzierung, und zwar ist 
zu unterscheiden zwischen zwei divergieren-
den Erscheinungsformen des Islams. Es gibt 
einen friedliebenden, toleranten, sozialver-
träglichen, sozusagen aufgeklärten Islam, wie 
er anscheinend und hoffentlich vom Rat der 
Muslime in Deutschland repräsentiert wird 
und der, aufs Ganze gesehen, der kulturellen 
Integration nicht im Wege steht. Aber dane-
ben, und das hat Christian Wulff wohl nicht 
bedacht, gibt es eben auch einen unaufge-
klärten, fundamentalistischen Islamismus, 
der, befangen in theokratischem, antidemo-
kratischem Denken, im Mittelalter stecken-
geblieben ist, der auf die Scharia mit ihren 
barbarischen Rechtsnormen und Rechtsprak-
tiken (Geißelungen, Hinrichtungen, Steinigun-
gen untreuer Ehefrauen etc.) schwört und zu 

dessen kulturell altüberlieferten Sitten und 
Bräuchen Schandtaten wie Genitalverstüm-
melungen, das Verprügeln von Frauen und 
Kindern, Zwangsverheiratungen und „Ehren-
morde“ gehören, Straftaten und Verbrechen, 
die den Menschenrechten Hohn sprechen 
und die mit den in Deutschland geltenden 
Rechtsnormen unvereinbar sind. Dieser fun-
damentalistische Islam (oder Islamismus, wie 
ihn der sogenannte IS weltweit zu verbrei-

ten sucht) gehört nicht zu Deutschland und 
wird hoffentlich auch niemals zu Deutsch-
land gehören.
Als Glaubensgemeinschaft und als eine der 
drei großen monotheistischen Weltreligio-
nen ist und bleibt der Islam für den verglei-
chenden Religionswissenschaftler im übrigen 
ein zwar fremdartiger und in manchen seiner 
Lehren befremdlicher, aber womöglich auch 
gerade deshalb faszinierender Gegenstand. 
Dem tolerant Denkenden dürfte es überdies 
nicht schwerfallen, die Ansichten Andersgläu-
biger, sofern sie nur sozialverträglich sind, zu 
achten, ohne sie zu teilen.
Dies ist alles andere als gläubige Übernahme 
oder Integration exotischen Kulturguts, die 
nur selten hilfreich, oft schädlich und mitun-
ter sogar verderblich sein kann. Deutlich zu 
sehen ist dies am Beispiel christlicher Mis-
sionierung, die sich noch heute (so durch 
das Verbot empfängnisverhütender Mittel) 
in manchen Gegenden der Welt verheerend 
auswirkt.
Ich halte dafür, daß der Mensch autonom 
sei und weder einer christlichen noch einer 
jüdischen, noch einer islamischen Theokra-
tie bedarf.
Bedenklich, bei aller gebotenen und erlaubten 
Toleranz und bei aller im Grundgesetz veran-
kerten Religionsfreiheit, wäre es allerdings, 
wenn irgendeine Glaubensgemeinschaft hier-
zulande eine Art Parallelgesellschaft gründen 
und, statt nach deutschem Recht zu handeln, 
ein eigenes, in Deutschland nicht geltendes 
Recht, etwa gemäß dem Talmud oder der 
Scharia, praktizieren wollte. Gegen solche 
Versuche der Rechtsanmaßung dürfte und 
müßte der Staat sich mit allen legalen Mit-
teln zur Wehr setzen!

Natürlich werden kirchlich gebundene 
Geister, zumal Vertreter der gesellschaft-
lich repräsentativen Großkirchen, immer 
bestrebt sein, in öffentlich-rechtlichen Gre-
mien (etwa in den Rundfunkräten) Einfluß 
auf die Politik und damit auf die Gestaltung 
des öffentlichen Lebens zu nehmen. Und 
natürlich dürfen sie sich zu diesem Zweck 
auch aller ihnen zur Verfügung stehenden 
Medien bedienen, da dies als Meinungs- und 

Pressefreiheit zu den demokratischen 
Grundrechten gehört. 
Bedenklich wird die Sache aber auch, 
wenn in Deutschland lebende nicht-
christliche, jüdische, muslimische oder 
andere Gläubige Sonderrechte fordern, 
die im Widerspruch zu den hierzulande 
geltenden Gesetzen stehen. Und nicht 
weniger bedenklich ist es, wenn eine 
sich für besonders fortschrittlich hal-
tende Bildungsministerin dafür sorgt, 
daß – auf Kosten des Steuerzahlers – an 
unseren staatlichen Hochschulen Lehr-
stühle für Islamistik eingerichtet wer-
den und an staatlichen Schulen neben 
katholischer und evangelischer Reli-
gion nun auch noch islamische Religion 
gelehrt wird. Hier geht mir das Gleich-
behandlungsprinzip zu weit, richtiger: 
Hier wird es in der genau falschen Rich-
tung angewandt! Gleichheit läßt sich in 

diesem Bereich viel sinnvoller auch dadurch 
herstellen, daß an staatlichen Hochschulen 
grundsätzlich keinerlei theologische Lehr-
stühle (Lehrstühle für katholische, evange-
lische, jüdische, islamische oder irgendeine 
andere Theologie) geduldet werden. Auf 
diese Weise könnten die kirchlichen Privi-
legien (nach endlicher Aufkündigung des 
zwischen dem Vatikan und Hitler geschlos-
senen Konkordats) wenigstens schon einmal 
in einem Teilbereich der Gesellschaft abge-
schafft werden.
Und speziell zum Thema Religion als Unter-
richtsfach noch dies: An Schulen in kirchli-
cher Trägerschaft mag Religion meinetwegen 
gelehrt werden, nicht aber an staatlichen 
Schulen, die sich weltanschaulicher Neu-
tralität bef leißigen sollten. Fort also mit 
solch wissenschaftsfeindlichem Plunder, und 
Schluß mit der Verfilzung staatlicher und 
kirchlicher Interessen im Gesundheits- und 
Bildungswesen! Und als Forderung an unsere 
Gesetzgeber: Erfüllt endlich, und zwar kon-
kret und in allen sozialen Bereichen, den Ver-
fassungsauftrag der Trennung von Kirche 
und Staat!
Natürlich weiß ich, was dem bei den Regieren-
den entgegensteht: Es ist die Angst vor dem 
Verlust von Wählerstimmen, die Angst vor 
politischem Machtverlust, denn die Kirchen 
predigen, wenn auch vielleicht nur noch ver-
halten, Anpassung und Gehorsam und sind 
eher an der Erhaltung des politischen Status 
quo als an dessen Veränderung interessiert. 
Angesichts dieser traurigen Tatsache emp-
fiehlt sich als Handlungsmaxime für den ein-
zelnen, aus der Kirche auszutreten und wo 
immer nötig gegen „Pegida“ zu demonstrie-
ren! Theodor Weißenborn
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG  

Gerechtigkeit und Chancengleichheit
Seit Mitte der 60er-Jahre hat der damalige „Deutschlandsender“ (später umbenannt in „Stimme der DDR“) eine auch in Westdeutschland gehörte und 
beachtete Sendereihe mit Vorträgen zu Fragen unserer wissenschaftlichen Weltanschauung ausgestrahlt, deren Manuskripte sich erhalten haben und 
die wir den Lesern des „RotFuchs“ in einer Auswahl zur Verfügung stellen – inhaltlich wurde nichts verändert, von unumgänglichen Kürzungen abge-
sehen. Man kann diese Vorträge lesen als Kapitel eines Geschichtsbuchs (dazu auch immer die Angabe des seinerzeitigen Sendetermins) und zugleich 
als Einführung in die Grundlagen marxistisch-leninistischen Denkens. Viele auch in den Vorträgen zum Ausdruck kommende Hoffnungen haben sich 
mit und nach der Konterrevolution von 1989/90 zerschlagen, manche Prognosen haben den Praxistest nicht bestanden. Wesentliche Erkenntnisse 
von Marx, Engels, Lenin und anderen unserer Theoretiker aber haben nach wie vor Bestand, an ihnen halten wir (gelegentlich deswegen als Ewig- 
gestrige beschimpft) fest, sie wollen wir – auch mit dieser Serie – vermitteln.  RF

Sendetermin: 6. Juni 1973

Bis auf den heutigen Tag haben Beruhigungs-
worte im Falle er sichtlicher und erwiesener 
Ungerechtigkeit mitunter den Ver weis auf 
eine „höhere, überirdische Gerechtigkeit“ 
zum Inhalt.
Im Mittelalter spielten solche Gedanken eine 
ganz wesentliche und für die Festigung der 
damals herrschenden gesellschaft lichen 
Zustände – besser für deren Verfestigung – 
entschei dende Rolle: Das Fehlen der irdischen 
Gerechtigkeit, die er klärte Ungleichheit und 
Ungleichwertigkeit von Menschen, wurde von 
den Herrschenden als objektiv gegeben dar-
gestellt, was bei dem damaligen Stand des all-
gemeinen Bewußtseins und der Erkenntnisse 
in religiöser Verkleidung als „von Gott gewollt 
und so eingerichtet“ erschien.
Die unterdrückten und auch nach dem 
geschriebenen Recht un gleichwertig behan-
delten Mehrheiten der Völker suchten Trost 
über ihre Lage in der Hoffnung, daß es im 

„Jenseits“ anders sein werde, und verbanden 
dies häufig auch mit dem Wunsch, daß eine 
ausgleichende überirdische Gerechtigkeit den 
sie in diesem irdischen Jammertal Ausbeu-
tenden eine Art Rechnung für ihr Ver halten 
auf Erden vorlegen und auf deren Begleichung 
dringen werde.
Solange dieser Ausgleich durch eine „höhere 
Gerechtigkeit“ im „Jenseits“ erfolgen sollte, 
waren es die Herrschenden zu frieden, und 
sie ließen den für sie Arbeitenden diese Hoff-
nung; ja, sie taten sogar manches zu deren 
Förderung, wie den Bau von Kirchen, den Aus-
bau der „Seelsorge“ und ähnliches. Sowie es 
jedoch irgendwie und zu irgendeiner Zeit 
Bestrebungen, ja auch nur Ansätze dazu gab, 
die verkündete und ersehnte himmlische 
Gerechtigkeit schon auf Erden einzuführen, 
schickten sie Sol daten.
Bei allen gesellschaftlichen Umwälzungen – 
und darin gibt es auch heute keine Änderung 

– hat das Verlangen nach Gerechtig keit einen 
zentralen Platz eingenommen. In allen bür-
gerlichen Revolutionen gehörte sie zu den 
entschei denden Forderungen, und in ihrem 
Zeichen wurden Massen mobil.
Aber die bürgerlichen Revolutionen bedeute-
ten nicht das Ende der Ungerechtigkeit und 
den Beginn der wirklichen Chancengleichheit, 
sondern die Ersetzung einer Ausbeuterklasse 
durch eine andere.
Um auf dieser Stufenleiter der gesellschaft-
lichen Veränderun gen zu einer neuen Qua-
lität zu kommen, bedurfte und bedarf es 
einer qualitativ anderen Revolution, die die 
Macht in die Hände des werktätigen Volkes 

legt – eine Macht, die die materiel len Vor-
aussetzungen und Grundlagen hat, um die 
Forderung nach Gerechtigkeit und Chancen-
gleichheit für die Masse der Menschen über-
haupt verwirklichen zu können.
Am 18. Mai jährte sich der Zusammentritt 
des Frankfurter Paulskirchen-Parlaments 
(1848) als Folge einer Reihe revolutionä-
rer Ereignisse in fast ganz Europa und auch 
in Deutschland. Aus diesem Anlaß hat Frau 
Renger, die Präsidentin des Bundes tages der 
BRD, einen Aufsatz veröffentlichen lassen, 
worin sie über „Ansätze zu sozialer Gerech-
tigkeit“ in diesem Parlament schreibt und 
zu der Schlußfolgerung gelangt: „Erst in 
diesem Jahrhundert sind neben den recht-
lichen Schutz der individuel len Sphäre auch 
Rechtsansprüche des Staatsbürgers auf 
soziale Sicherheit und soziale Bedingungen 
getreten und zur Grundlage entsprechender 
Gesetzgebung gemacht worden.“
Da es guten Grund zu der Annahme gibt, 
daß Frau Renger dabei nicht die sozialisti-
schen Staaten im Auge hat, wo dies auch 
durchgehende gesellschaftliche Wirklich-
keit werden konnte, weil die materiellen und 
politischen Voraussetzungen dafür gegeben 
sind, muß geprüft werden, inwieweit solche 
Feststellungen für ihre Umwelt tatsächlich 
gerechtfertigt sind. Nach einem Wort des 
stellvertretenden sozialdemokratischen Par-
teivorsitzenden Schmidt auf dem jüngsten 
Parteitag der SPD ist ein von ihm berufener 

„demokratischer Sozialismus“ „wesent lich 
mehr als ein allgemeines Bekenntnis zu den 
Idealen größtmöglicher Gleichheit, der sozi-
alen Sicherheit, der Selbstbe stimmung und 
des Gemeinschaftsgeistes. Es geht um die 
niemals abgeschlossene Aufgabe, Ungerech-
tigkeiten der bestehenden Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung abzubauen und ... zu 
überwinden.“
Nun hat die Geschichte hinreichend bewiesen,  
daß die in den kapitalistischen Staaten  
bes t ehende Wir t scha f t s- und Gesel l-
schaftsordnung die soziale und die poli-
tische Ungerechtigkeit zur Grundlage hat. 
Ohne Ausbeutung, ohne kapitalistischen 
Pro fit funktioniert diese Gesellschaftsord-
nung eben nicht. Die Geschichte bestätigt, 
daß zwar Arbeiter ohne Kapitalisten, nicht 
aber Kapitalisten ohne Arbeiter existieren 
können. Und wenn das Aufkommen an eige-
nen Arbeitern nicht ausreicht, die Basis für 
den erstrebten Profit also zu schmal wird, 
holt man sich folgerichtig „Fremd“- oder 
Gastarbeiter. Besonders günstig gestal-
tet sich dieser Import von auszubeutender 
Ar beitskraft, wenn er gleichzeitig noch als 

soziale Maßnahme ge genüber den zureisen-
den Arbeitern getarnt werden kann, deren 
sozialer Status und deren zusätzliche Aus-
beutung durch Miet wucher hier wohl keiner 
weiteren Kommentierung bedarf.
Die Einstellung zu Gerechtigkeit und Chan-
cengleichheit ist natürlich sehr unter-
schiedlich. Denn diese Begriffe stehen ja für 
Klassenpositionen und werden – ob bewußt 
öder nicht – von Klassenstandpunkten her 
interpretiert. Nur selten läßt das geschrie-
bene Gesetz in kapitalistischen Staaten 
Schlußfolgerungen auf die wirklichen Bedin-
gungen zu. Ich möchte an das bekannte litera-
rische Bild von Anatole France erinnern, der 
da sagte, das Gesetz gestatte es Armen wie 
Reichen gleichermaßen, von goldenen Tel-
lern zu essen und unter Brückenbögen zu 
nächtigen. Wer zum Beispiel in der BRD mit 
der Straßenbahn fahren muß, für den ist die 
Erhöhung von Fahrpreisen, die Erhöhung der 
Nahrungsmittelpreise und der Mieten wohl 
eben doch qualitativ ein anderes Problem 
als das des Krupp-Erben, der – wie jüngst 
zu hören war – mit 4 Millionen Mark Jahres-
abfindung, ohne irgendeine nützliche Tätig-
keit für die Gesellschaft, derzeit finan zielle 
Schwierigkeiten hat.
Dieser Tage ist ein Bericht des Statisti-
schen Amtes der so genannten Europäischen 
Gemeinschaften in Luxemburg erschienen. 
Darin wird schwarz auf weiß nachgewiesen, 
daß von den führen den EWG-Partnern die 
Bundesrepublik schon immer am wenigsten 
für Bildung und Wissenschaft ausgegeben 
hat. Sie lag 1960 mit 9 Prozent der laufenden 
staatlichen Gesamtausgaben am Ende, und 
sie war mit 11 Prozent auch 1970 das Schluß-
licht. 1971/72 war die Situation sicher nicht 
viel anders. Kritische Kommen tatoren haben 
diese Statistik als Bestätigung einer Feststel-
lung von Experten der OECD gewertet, die vor 
1 ½ Jahren zu diesem Ergebnis kamen: „Die 
Bundesrepublik ist eine reiche und wohlha-
bende Nation. Im großen und ganzen hat sie 
in den letz ten 20 Jahren auf dem Bildungs-
sektor zuwenig investiert.“
Diese Angaben über Vergleiche zwischen 
kapitalistischen Staaten dürfen uns kei-
nen Augenblick vergessen lassen, daß sie 
alle, gerade auf dem Gebiet des Bildungs-
wesens, mit sozialistischen Staaten nicht zu 
vergleichen sind. In allen kapitalistischen 
Ländern liegt der Aufwand für diese Berei-
che – die eine wesent liche Voraussetzung 
für reale Gerechtigkeit und Chancengleich-
heit sind – weit unter den Leistungen, die 
unter sozialisti schen Bedingungen dafür 
aufgewendet werden. Damit wir uns recht 
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Eugen Drewermann: „Geld, Gesellschaft und Gewalt“

Drewermanns neues Buch – der erste Band 
des zweibändig geplanten Werks „Kapi-

tal und Christentum“ – ist ein leidenschaft-
liches Plädoyer gegen das aktuell weltweit 
herrschende System der politischen Ökono-
mie (Papst Franziskus spricht von „Wirtschaft 
des Todes“). Es steht in einer Reihe mit ver-
gleichbaren Aufrufen der letzten Jahre, dar-
unter: von Stéphane Hessel  „Empört euch!“, 
2010, von demselben (zusammen mit Edgar 
Morin) „Wege der Hoffnung“, 2012; von Jean 
Ziegler „Ändere die Welt!“, 2015, und aus dem 
Jahre 2015 die Enzyklika des Papsts „Laudato 
si’ “. Die Autoren allesamt beschäftigt der-
selbe Sachverhalt, von dem Drewermann 
urteilt: „Tatsächlich gibt es kein dynamische-
res, will sagen: aggressiveres und zerstöre-
rischeres Wirtschaftssystem als den derzeit 
wütenden neoliberalen Kapitalismus.“ Zu des-
sen Verbrechen, so der Verfasser, zählen vor 
allen anderen zwei:
Erstens: Die Komplettierung der Tyrannei des 
Kapitals über den Menschen. Darin bleibt ein 
menschliches Wesen „brauchbar allein als 
Lohnsklave …, von Freiheit und Selbstbestim-
mung keine Rede“. Man kann dies ablesen an 
den deutschen Zuständen seit der Einführung 
von „Hartz IV“, einer Gesetzgebung, die „nicht 
nur die soziale Gerechtigkeit, sondern auch 
das Vertrauen in die Demokratie, ja selbst in 
den Rechtsstaat“ aushebelt. Die Urheber von 
TTIP kalkulieren ebenfalls eine spürbare Min-
derung der Lebensqualität der Menschen ein. 
Ihre „eigentliche politische Absicht“, merkt 
Drewermann an, sei „die Schaffung eines 
westlichen Wirtschaftsimperiums unter US-
amerikanischer Führung, flankiert von der 
NATO“.
Zweitens: Die Verwüstung der Natur. In den 
700 Millionen Jahren des Lebens auf dem Pla-
neten Erde habe es mehrere Katastrophen 
gegeben, „doch was wir derzeit erleben, ist 
ein Massensterben, das allein vom Menschen 
verursacht wird und das, anders als früher, 
nicht neue Lebensformen an ... Stelle der alten 
aufwachsen läßt, sondern das dem Leben 
der Natur den endgültigen Garaus bereitet.“ 

(Hessel und Morin sprechen von der „Zerstö-
rung der Biosphäre“.)
Wie bekannt, reicht die Kritik an der rui-
nösen Bösartigkeit des kapitalistischen 
Wirtschaftssystems mehr als anderthalb 
Jahrhunderte zurück. Ein von Drewermann 
zitiertes Beispiel ist der nun schon 110 Jahre 
alte Roman des amerikanischen Schriftstel-
lers Upton Sinclair „Der Dschungel“. Sinclair 
schrieb laut Drewermann: „Ich spreche für 
alle …, die in die Gewalt des Molochs Habgier 
geraten sind!“ Der Moloch symbolisiert die 
1000 oder 10 000 Kapitalisten, „die Herren 
sind über diese Sklaven, denen die Arbeit die-
ser Sklaven gehört“; inzwischen dürfte sein 
Wüten sich seinem Höhepunkt nähern, habe 
er doch „die Dimension seiner Verbrechen, die 
er als legitime Interessenwahrung hinstellt, 
vom Regionalen ins Globale ausgedehnt“.
Die Besonderheit des Buchs ist es, daß der 
Verfasser den Akzent primär auf das Begrei-
fen des Kapitalismus setzt; denn „so oft und 
so richtig man seine Grausamkeit, seine Inhu-
manität und seine fundamentale Amorali-
tät auch“ herausstelle, damit schaffe man 
noch keine Abhilfe. „Womit man es zu tun 
hat, sind nicht Personen, die man mit mora-
lischen oder religiösen Argumenten erreichen 
könnte; man hat es zu tun mit einem System, 
das nach eigenen Regeln funktioniert, und 
nur wenn man diese Regeln begreift und im 
Rahmen ihrer Betriebslogik ändert, besteht 
eine gewisse Aussicht, etwas zu erreichen.“ 
Die unleugbare Effizienz des kapitalistischen 
Wirtschaftssystems, die unüberbietbar sei, 
resultiere aus dem „Prinzip der Konkurrenz 
aller gegen alle“, das einen „ständigen Wett-
bewerb“ erzeuge, „bei dem nur überlebt, wer 
die meisten Waren zu den niedrigsten Kosten 
produziert“. Es sei jedoch kein Preis „reali-
stisch kalkuliert, in den nicht die Kosten für 
die Natur mit hineingerechnet werden“. Zwei 
Faktoren, Preis und Wachstum, „bilden in 
jedem Falle die Brennpunkte für eine Öko-
nomie, die sich im Gleichgewicht mit dem 
ökologischen System der Erde befindet oder 
eben nicht“. Heute sei vor allem erforderlich, 

„die Ideologie des ökonomischen Wachstums 
umzukehren“. Wäre ein Silberstreif am Hori-
zont zu sehen?
Drewermann antwortete: „Wirtschaft, Reli-
gion und Politik beziehungsweise Geld, Got-
tesglaube und Gewalt – sie lasten wie ein 
Verhängnis auf den Menschen, die unent-
wegt, doch mit wachsendem Trotz, ihrer 
Arbeit nachgehen, in der Vorahnung, daß 
bald schon ein revolutionärer Widerstand 
sich Bahn brechen und die elende Tyrannei 
abschütteln wird.“

Wolfgang Beutin (aus „Ossietzky“, 1/2017)

Eugen Drewermann: „Geld, Gesellschaft und 
Gewalt. Kapital und Christentum“, Band 1. Pat-
mos- Verlag, Ostfildern 2016, 406 Seiten, 32 €

verstehen – auch unter sozialist ischen 
Be dingungen ist es keineswegs so, und dies 
kann auch nicht das Ziel sein, daß alle Bür-
ger das gleiche Maß an Bildung, das gleiche 
Maß an Ausbildung genießen. Natürlich wer-
den auch durch sozialistische Bedingungen 
Fähigkeiten und Begabungen keineswegs 
egalisiert.
Die entscheidende Differenz zu kapitalisti-
schen Staaten besteht in der Chancengleich-
heit der Individuen, in den gleichen sozi alen 
Möglichkeiten zur Persönlichkeitsentfaltung, 
in der Schaf fung von Bedingungen, die das 
Interesse an Bildung und Ausbildung stimu-
lieren.
Damit wird die sachliche Voraussetzung 
für Gerechtigkeit dem einzelnen gegenüber 

geschaffen, auf der Basis gesetzlich ver-
ankerter Grundsätze, und dieser im frühe-
sten Kindesalter ein setzende sozialistische 
Entwicklungsprozeß findet seinen Fort gang 
in der politischen Gleichberechtigung. Dies 
schließt die Gleichberechtigung der Frauen 
und Jugendlichen ein, das Ent gelt nach der 
Leistung unter Berücksichtigung und Einbe-
ziehung von Gesichtspunkten, die bei Frauen 
und Jugendlichen zusätzlich beachtet werden 
müssen. Das alles ist im Sozialismus Recht 
und Gesetz. Eine Gesellschaft, die nicht auf 
Profit, sondern auf die optimale Befriedi-
gung der Bedürfnisse aller Bürger gerich-
tet ist, hat natür lich über den sozialistischen 
Staat ganz andere Möglichkeiten, auch Bil-
dung und Wissenschaft zu entwickeln.

Zusammenfassend kann man also sagen: 
Gerechtigkeit und Chancen gleichheit las-
sen sich nicht allein durch mehr oder min-
der zu ak zeptierende Einsichten erreichen, 
sonder n bedür fen best immter gesel l-
schaftlicher – das heißt also ökonomischer, 
politischer und ideologischer – Bedingun-
gen.
Solche Bedingungen zu schaffen ist in der 
gesellschaftlichen Entwicklung erst dem 
Sozialismus eigen. Erst auf der Basis des 
gesellschaftlichen Eigentums an den Pro-
duktionsmitteln, also im Sozialismus und 
in vollem Umfang im Kommunismus, wer-
den Gerechtigkeit und Chancengleichheit 
für alle möglich und Realität.
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Überlegungen für einen nächsten Anlauf

Lieber das Problem als diese Lösung?
Neulich vor einer Buchhandlung sah ich 

mir einen Ständer mit Postkarten an, auf 
denen mehr oder weniger geistvolle Sprüche 
standen, von der Preislage: „Fallen, wieder 
aufstehen, Krönchen geraderücken, weiter-
gehen“. Na ja! Aber ein Spruch ließ mich herz-
lich lachen: „Wenn das die Lösung ist, möchte 
ich lieber das Problem zurückhaben.“ Nach 
einigem Nachdenken wurde mir klar, daß 
damit die Haltung zweier Generationen auf 
den Punkt gebracht wurde: die der „Acht-
undsechziger“ und ihrer Kinder. Ersteren 
war damals klar, daß die Probleme der Welt 
mit dem Kapitalismus zusammenhängen. 
Spricht man heute mit ihnen, bestätigt einem 
jeder auch nur halbwegs interessierte und 
nachdenkliche Mensch, daß die Probleme 
nicht gelöst sind, sondern sich in dem seither 
vergangenen halben Jahrhundert verschärft 
haben: das Elend der dritten Welt, die sozi-
ale Spaltung zwischen Prekariat und „Mittel-
schicht“ auf der einen und auf der anderen 
Seite der Millionäre und der Milliardäre, in 
deren Interesse die Politik gemacht wird, die 
Finanzkrisen, die Angst der „Mittelschicht“ 
vor dem erzwungenen Abstieg ins Preka-
riat, die Kriege und der Terror überall und 
die Gefahr noch größerer Kriege, die Krise 
der Umwelt mit Klimawandel, Artensterben, 
Umweltverschmutzung und Verschleude-
rung der letzten Energie- und Rohstoffre-
sourcen. Fast jeder wird einem zustimmen, 
daß bei all diesen Problemen eher weitere 
Verschlechterungen zu erwarten sind. Und 
daß das am Kapitalismus liegt, wird einem 
auch von vielen bestätigt.
Nun sollte man doch denken, diese Einsicht 
würde zu massenhaften Debatten führen, 
wie und wodurch die anerkannte Ursache 
dieser Krisen, der Kapitalismus, ersetzt wer-
den könnte, wenn er sich schon nicht ändern 
läßt. Aber da kommt nicht viel: Viele mei-
nen, es wäre individueller Beitrag genug, 
wenn sie sich im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten sozial engagieren, sich vegetarisch oder 
vegan ernähren, sich mit dem Fahrrad statt 
mit dem Auto bewegen und vielleicht sogar 
dann und wann auf eine Demo für die Umwelt 
oder für den Frieden gehen. Ich will solche 
Verhaltensweisen nicht kritisieren oder gar 
lächerlich machen. Aber ich meine, und viele 
sehen das auch ein, daß das für die Lösung 
der Krisen nicht ausreichen wird.  Und selbst 
die Idee, durch Wahlen fortschrittlicher und 
ökologisch engagierter Parteien eine Wende 
herbeizuführen, hat viel von ihrer Über-
zeugungskraft verloren, seit 1973 die frei 
gewählte chilenische Regierung durch einen 
blutigen Militärputsch mit massiver Unter-
stützung der USA gestürzt wurde, und vor gut 
einem Jahr in Griechenland die Syriza nach 
ihrem triumphalen Wahlsieg vor den „Insti-
tutionen“ zu Kreuze gekrochen ist. 
Wenn einem nun nichts Wirksameres ein-
fällt, läge es eigentlich nahe, sich in der 
Geschichte umzusehen, was es denn an 
ernsthaften Versuchen gegeben hat, die 
Krisen zusammen mit ihrer Ursache, dem 

Kapitalismus, zu überwinden. Ich denke, 
jedem ist klar, wovon ich spreche: Könnte 
vielleicht der Sozialismus, gar der Kommu-
nismus die Lösung sein? Da kommen fast 
automatisch zwei Standardantworten: 
1. Dann doch lieber beim Kapitalismus 

bleiben! (Lieber das Problem als diese 
Lösung!)

2. Die bisherigen Versuche sind alle geschei-
tert, wir brauchen also darüber nicht wei-
ter zu diskutieren.

Zu 1) erst einmal eine moralische Wertung: 
Es ist verantwortungslos, an einem System 
festzuhalten, das offenbar unaufhaltsam auf 
die Katastrophe zusteuert. Wer von uns Kin-
der in die Welt gesetzt hat, hat eine Verant-
wortung übernommen. Er oder sie kann sich 
meiner Meinung nach nicht darauf zurück-
ziehen, daß die finale Krise hoffentlich nicht 
mehr zu den eigenen Lebzeiten eintritt. Für 
einen selbst haben die eigenen Eltern diese 
Verantwortung übernommen und damit 
für uns ein Erbe begründet, das wir an die 
nächsten weiterzugeben haben. Es kommt 
nicht darauf an, ob die Herausforderungen 
schon immer ebensogroß waren wie heute 
für uns: Diese sind so, wie sie eben sind, und 
jede Generationen muß sich den ihren stel-
len. Ohne das zu tun, nutzen wir nicht die 
menschlichen Fähigkeiten, die uns zur Ver-
fügung stehen. Das sollte Resignation aus-
schließen und die Aufgabe stellen, ernsthaft 
und mit aller Kraft einen Ausweg aus der 
Krise zu suchen. 
Dabei finde ich es erschreckend, wie einfach 
sich die meisten bereitfinden, das zu glau-
ben, was sie nach dem Willen ihrer Obe-
ren über den Kommunismus glauben sollen, 
selbst Menschen mit geschultem kritischem 
Verstand. Wer keinen besseren Vorschlag 
für die Lösung hat, ist nach meiner Meinung 
verpflichtet, heute in Zeiten des „Postfakti-
schen“ und der „Fake News“  noch einmal zu 
überprüfen, wieviel derartige Manipulatio-
nen schon lange die hierzulande verbreite-
ten Meinungen über den Kommunismus mit 
geprägt haben. 
Sehen wir uns die Vorstellungen an, die sich 
Marx und Engels vom Kommunismus mach-
ten: Das sollte eine Gesellschaft sein, wo 
jeder, der es kann, arbeitet, um die gesell-
schaftlichen Bedürfnisse zu befriedigen. Das 
finde ich erst mal nicht schrecklich. Schon 
heute arbeiten alle, die kein Kapital besit-
zen – oder sie wünschen sich, man ließe sie 
arbeiten. Platz für Fragen nach dem Nutzen 
der eigenen Arbeit für die Gesellschaft bleibt 
da kaum.
Marx und Engels gingen davon aus, daß die 
Arbeit zum Wohl der Gesellschaft sich aus 
einer Last zum ersten Lebensbedürfnis wan-
deln würde. Darüber hinaus sollte sich jeder 
„nach seinen Bedürfnissen“ aus dem gemein-
sam produzierten Reichtum versorgen kön-
nen. Es ist schwer, sich das so vorzustellen, 
und auch Marx und Engels war klar, daß das 
eine lange Übergangsperiode voraussetzt, 

die sie Sozialismus nannten. Aber als zu 
erstrebendes Ziel scheint der Kommunis-
mus mir nicht so schrecklich, daß ich demge-
genüber lieber den Kapitalismus mit seinen 
Krisen und Unmenschlichkeiten behalten 
wollte. Das Ziel des Kommunismus erinnert 
mich an Heinrich Heine: „Wir wollen uns auf 
Erden schon das Himmelreich errichten.“ 
Aber wichen denn nun die Kommunisten vom 
Weg auf dieses Ziel hin ab? Und ab wann? Und 
wodurch? Jeder kennt die Schauergeschich-
ten, die er hundertmal gehört hat. Aber wie-
viel von dem Goebbels zugeschriebenen Rat 
„Je größer eine Lüge ist, um so eher wird sie 
geglaubt. Sie muß nur oft genug wiederholt 
werden“ steckt darin? 
Ich will nicht abstreiten, daß es in der 
Geschichte des „real existierenden Sozia-
lismus“ auch schreckliche Ereignisse gege-
ben hat. Ich will nur die Frage aufwerfen, 
ob diese Schrecken dem Wesen des Sozia-
lismus entstammten, oder bis zu welchem 
Grad sie als Akte der Notwehr zu begreifen 
und vielleicht zu verstehen sind. Und ich will 
auch die Frage stellen, warum Furchtbares 
in der Geschichte der „westlichen Demokra-
tien“ nicht eine ebensolche Ablehnung der 
jeweiligen Systeme hervorruft. 

Zu 2) Der „Realsozialismus“ in der Sowjet-
union ist gescheitert. Aber mußte er das? Lag 
es an Geburtsfehlern oder an vermeidbaren 
Fehlern, die im Lauf seiner über siebzigjäh-
rigen Geschichte gemacht wurden? Gegen 
Geburtsfehler sprechen die Ergebnisse, die 
er erreicht hat: 
• Er hat den Angriffen der inneren Geg-

ner und der Interventionstruppen aus 
14 kapitalistischen Ländern widerstan-
den und sie besiegt. 

• Er hat das Land mit zwei Fünfjahrplä-
nen industrialisiert, in einem Ausmaß, 
für das die westlichen Länder 50 bis 100 
Jahre gebraucht haben. 

• Er hat die Arbeitslosigkeit abgeschafft, 
was bis heute kein kapitalistisches Land 
erreicht hat. 

• Er hat das Land des Analphabetismus in 
ein kulturell hochstehendes Land ver-
wandelt. 

• Er hat dem Angriff Nazideutschlands und 
seiner Vasallen standgehalten.

• Er hat, mit unvorstellbaren Opfern (und 
mit einiger Hilfe der Alliierten), den 
Faschismus besiegt und die Welt vor dem 
Alptraum einer faschistischen Vorherr-
schaft in der Welt gerettet. 

• Er hat den Drohungen des neuen Gegners 
standgehalten, obwohl dieser lange allein 
die Atombombe hatte. 

• Er hat, durch sein Beispiel und seine Soli-
darität, geholfen den Kolonialismus zu 
beseitigen.

Nach dieser Aufzählung leuchtet mir die 
Behauptung nicht ein, daß er trotzdem 
zusammenbrechen mußte. 

Fritz Dittmar, Hamburg
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Was ist Kommunismus?

Einer der größten deutschen Dichter, Ber-
tolt Brecht, schrieb, der Kommunismus 

sei das Einfache, das schwer zu machen ist. 
Recht hatte er. Was wäre denn einfacher, 
weil menschlicher, als eine solche Ordnung 
menschlichen Zusammenlebens, in der es 
keine Ausbeutung und Unterdrückung des 
Menschen durch den Menschen, kein „oben“ 
und „unten“, keine Klassen und keinen Krieg 
mehr gäbe? Eine Ordnung, in der alle Men-
schen frei und gleichberechtigt sind, allseitig 
ausgebildet, in der alle Fähigkeiten entwik-
kelt werden, geistig und körperlich zu arbei-
ten. Eine Ordnung, in der alle arbeiten, aber in 
der die Arbeit nicht mehr eine Qual ist, deren 
Früchte sich andere aneignen. Eine Ordnung, 
in der die Springquellen des gesellschaftli-
chen Reichtums so reichlich sprudeln, daß die 
Gesellschaft nach dem Grundsatz verteilen 
kann: Jeder nach seinen Bedürfnissen!
Hohngelächter von rechts? „Ihr Utopisten!“, 
sagen die weniger bornierten Rechten und 
auch mancher Linke. „Wie denn, wenn einer 
das Bedürfnis hat, jeden Tag ein Auto kaputt-
zufahren – soll er das im Kommunismus dür-
fen?“ „Natürlich nicht!“ „Also stimmt das mit 
dem ,Jeder nach seinen Bedürfnisen‘ nicht! 
Ihr müßtet zuvor die Menschen umkrempeln, 
ganz anders machen. Euer Kommunismus ist 
bestenfalls ein schöner Traum, aber er schei-
tert an der menschlichen Natur.“
Seufzen von Skeptikern: „Denn die Menschen, 
die sind nicht so!“ Bedauerndes Schulterklop-
fen, so, als ob man am liebsten sagen würde: 
„Eigentlich seid ihr Narren, wenn ihr an die 
Möglichkeit des Kommunismus glaubt.“
Oder der Einwand lautet: „Ihr müßtet doch die 
Menschen zu ihrem Glück zwingen! Außer-
dem: Die Energie, die Rohstoffe, ihr wißt 
schon, was gemeint ist, reichen nicht aus. Die 
Bedürfnisse müssen ihre Grenze haben, auch 
das Wachstum der Produktion. Ihr könntet 
bestenfalls den Mangel gleichmäßig verteilen. 
Dazu ist ein starker Staat nötig. Essig ist’s mit 
eurem Kommunismus ohne Staat! Ein Kaser-
nenhofkommunismus mag möglich sein, aber 
zu dem sage ich danke!“
Und wieder ein anderer meldet sich zu Wort: 
„Freiwillige Arbeit aller? Daß ich nicht lache: 
Wer die Arbeit kennt, und sich nicht drückt, 
der ist verrückt“, worauf er uns mitleidig 
lächelnd stehen läßt.
Ich denke, ich war großzügig genug mit der 
Darstellung der Gegenmeinung. Also dürfen 
wir nun auch unsere Ansicht darlegen.
Klar ist: Mit dem heutigen Menschen – da 
stimmen wir unseren Kritikern sofort zu –, 
der in einer jahrtausendelangen „Schule“ der 
Ausbeutung und Unterdrückung, der Kriege, 
der Moral des „Hast du was, dann bist du was, 
hast du nix, dann bist du nix!“, „Klein, aber 
mein!“, „Kumpanei ist Lumperei!“ erzogen 
wurde, der auf Schritt und Tritt erfährt, daß 
der schlimmste Wolf des Menschen eben nicht 
der Wolf, sondern der Mensch ist, oder der 
immer wieder verspürt, daß die Radfahrer-
einstellung nötig ist – also mit diesem Men-
schen ist kein Kommunismus möglich.
Klar ist auch, daß „der Mensch“ nicht davon 
besser wird, daß man ihm das alles vorhält. 

Denn „der Mensch“ ist nicht unmenschlich, 
weil er es sein will, sondern weil es in der 
Welt, wie sie heute eingerichtet ist, gar nicht 
anders sein kann.
Halt! So stimmt’s schon nicht mehr. Denn „der 
Mensch“ ist auch anders. Ich will jetzt nicht 
reden von der Mutter und dem Vater, die für 
den Schutz ihrer Kinder Opfer, bis zum Opfer 
des Lebens, auf sich nehmen. Aber wie steht es 
um den gefangenen, antifaschistischen oder 
vietnamesischen Freiheitskämpfer, der – trotz 
furchtbarster Folter – Sache und Genossen 
nicht verrät? Wie steht es um die Solidarität 

der arbeitenden Menschen etwa im Streik?
Nein, der Mensch ist nicht einfach „so“, er 
ist auch anders, Er kann, wenn eine große, 
zukunftsweisende Idee, wie der Sozialismus, 
ihn beseelt, die menschliche Verkrüppelung 
überwinden, welche die Klassengesellschaft 
ihm aufzwingt. Wie kann dieser Mensch erst 
sein, wenn es eben diese verkrüppelnde Klas-
sengesellschaft nicht mehr gibt?
Also nicht um „den Menschen“ geht es in der 
Hauptsache, sondern darum, die Bedingun-
gen menschlich zu gestalten, unter denen wir 
leben.
Es ist keinesfalls so, daß der Marxismus 
sich mit solchen allgemeinen Überlegun-
gen begnügt. Es gab eine sehr weit zurück-
liegende Zeit, da brachte die Arbeitskraft 
des Menschen bestenfalls das her vor, 
was zur täglichen Fristung des Lebens nötig 
war. Damals konnte keiner den anderen aus-
beuten: der andere erzeugte keinen Über-
schuß. Die Menschen lernten aber, besser zu 
arbeiten, erzeugten schließlich mehr, als zur 
unmittelbaren Lebenserhaltung nötig war. 
Alsbald begann der Kampf um die Aneignung 
dieses Überschusses, Das Ergebnis war die 
Herausbildung von besitzenden, ausbeuten-
den und nichtbesitzenden, ausgebeuteten 
Klassen. Die besitzenden Klassen setzten 
einen Teil des angeeigneten Überschusses ein, 
um damit bewaffnete Organe zur Niederhal-
tung der Ausgebeuteten zu schaffen. Dieser 
„Knüppel“ war der Staat.
Es ist aber möglich geworden, diese barbari-
sche Ordnung – in der die Besitzenden, wie 
es Marx einmal sagte, ihren Nektar aus den 
Schädeln Erschlagener saugen – zu beseitigen. 
Die Produktivität der menschlichen Arbeit 
kann, in Verbindung mit dem modernen 

Industriesystem, so entwickelt werden, daß 
genug gesellschaftlicher Reichtum für die 
Befriedigung der Bedürfnisse aller in greif-
bare Nähe rückt.
Was ist dazu nötig?
Nötig ist: 
- daß sich die arbeitenden Menschen in Stadt 
und Land zusammentun;
- daß sie im gemeinsamen Handeln stärker 
werden als ihre Ausbeuter und Unterdrücker;
- daß sie denen die Macht nehmen, um mit-
tels der eigenen Arbeitermacht die Brot- und 
Lebensquellen (Grund und Boden, Fabriken), 
kurz: die Produktionsmittel, von denen das 
Leben des Volkes abhängt, aus privatem in 
Volkseigentum überführen;
- daß sie die so entstehende sozialistische 
Wirtschaft zur immer besseren Befriedi-
gung der wachsenden Bedürfnisse des Vol-
kes einsetzen.
Das ist aber erst der Anfang. Ein unerhört 
wichtiger Anfang. Das Recht auf Arbeit, auf 
Ausbildung aller Talente wird gesichert, der 
Boden für eine Ordnung allseitiger zwischen-
menschlicher Solidarität freigelegt. Die Vor-
aussetzungen dafür werden so durch das 
Handeln der arbeitenden Menschen selbst 
geschaffen, um die überkommene morali-
sche und geistige Verkrüppelung zu über-
winden. So befreit sich das arbeitende Volk 
selbst. Es macht die Erfahrung, daß es für sich 
selbst arbeitet und bereitet damit einer ande-
ren Einstellung zur Arbeit den Weg. Durch 
Schule und Berufsausbildung (praktischer 
und theoretischer Art) wird eine neue Arbei-
terpersönlichkeit herausgebildet, die in sich 
die Fähigkeiten des Hand- und Kopfarbeiters 
entwickelt. Zugleich werden die gesellschaft-
lichen Gegenkräfte, die ehemaligen Ausbeuter 
und Unterdrücker aus dem gesellschaftlichen 
Leben verdrängt.
Natürlich dauert das alles viele Jahre. Aber 
die Vereinigung der hier skizzierten Vorgänge 
bewirkt:
- daß die verschiedenen Teile des arbeitenden 
Volkes: Arbeiter, Bauern, Handwerker, Intel-
lektuelle, sozial gesehen einander immer ähn-
licher werden;
- daß also mit dem Verschwinden der Ausbeu-
terordnung die immer größere „Vereinheit-
lichung“ der ehemaligen unteren Millionen 
einhergeht: der Zeitpunkt rückt heran, da es 
keine Klassen mehr gibt.
Das geht Hand in Hand mit einer gewaltigen 
Steigerung der Produktivität der Arbeit. Die 
arbeitenden Menschen sind auch die gebilde-
ten Menschen, die – ohne Ausbeuter – alles, 
was sie selbst – mit den gewaltigen neuen 
Produktivkräften – erzeugen, auch selbst 
aneignen. Je produktiver sie arbeiten, desto 
besser leben sie, desto mehr können sie in der 
arbeitsfreien Zeit anfangen, desto mehr auch 
können sie die Arbeitszeit verringern.
Es lohnt sich sehr, darüber mehr nachzuden-
ken, denn so verläuft der Prozeß der Annä-
herung der befreiten Menschheit an die 
Bedingungen des Kommunismus.  

Dr. Robert Steigerwald

Aus „UZ“, 12. August 1977

Robert Steigerwald  (1925–2016)
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Erlebte Geschichte: Berufsverbot in der Alt-BRD

Am 28. Januar 1972, vor 45 Jahren, erlie-
ßen die Ministerpräsidenten der Bun-

desländer in Abstimmung mit Bundeskanzler 
Willy Brandt (SPD) den sogenannten Radika-
lenerlaß. Mit einer „Regelanfrage“ wurden  
3,5 Millionen Menschen vom „Verfassungs-
schutz“ auf politische „Zuverlässigkeit“ 
durchleuchtet. In der Folge kam es zu 11 000 
offiziellen Berufsverbotsverfahren, 2200 
Disziplinarverfahren, 1250 Ablehnungen 
von Bewerbungen und 265 Entlassungen. 
Der „Radikalenerlaß“ führte zum faktischen 
Berufsverbot für Tausende von Menschen, 
die als Lehrerinnen und Lehrer, in der Sozi-
alarbeit, in der Briefzustellung, als Lokführer 
oder in der Rechtspflege tätig waren oder sich 
auf solche Berufe vorbereiteten. In der Praxis 
traf es vor allem Mitglieder der DKP und ande-
rer linker Organisationen. Mit dem Kampfbe-
griff der „Verfassungsfeindlichkeit“ wurden 
mißliebige und systemkritische Organisatio-
nen und Personen an den Rand der Legalität 
gerückt, wurde die Ausübung von Grundrech-
ten wie der Meinungs- und Organisationsfrei-
heit bedroht und bestraft.
Niemand von uns dachte im Traum daran, daß 
uns der Verfassungsschutz bereits bespitzelte 
und Akten über uns anlegte.
Willi Brandt war Bundeskanzler, und wir fie-
berten mit, daß er ein Mißtrauensvotum im 
Bundestag überstand. Und dann kam wie ein 
Paukenschlag der von Brandt initiierte Radi-
kalenerlaß. Von diesem Moment an waren wir 
plötzlich Staatsfeinde. Nachdem bereits 1956 

die KPD verboten worden war, wußten wir, 
was das für jeden von uns bedeuten konnte. 
Plötzlich war unsere Unbeschwertheit, unsere 
Leichtigkeit verschwunden. Jede(r) mußte für 
sich die Frage beant worten, wie reagiere ich? 
Behält die Angst die Oberhand oder ist der 
Wille stärker, für die eigene Überzeugung 
zu kämpfen und dafür unter Um ständen mit 
Berufsverbot bestraft zu werden. Es folgte 
in meinem Fall, wie in Tausenden anderen 
Fällen, ein Anhörungsverfahren, in dem mir 
die Erkenntnisse des Verfassungsschut zes 
vorgelegt wurden – ein Artikel in der Zei-
tung der DKP über einen Hochschulstreik, 
Kandidatur für den Spartakus, eine Studi-
enreise in die DDR und die zentrale Frage, 
ob ich Mitglied der DKP sei. Ich habe diese 
Frage nicht beantwortet, da die DKP eine 
zugelassene Partei war und ist. Zum Glück 
stand mir ein Rechtsbei stand der GEW zur 
Seite, der mich beraten und unterstützt hat 
... Nicht nur beruflich und politisch, auch pri-
vat hatte diese Anhörung Folgen. Menschen 
zeigten mir ihre Solidarität, von denen ich 
es nie erwartet hätte. So hat sich zum Bei-
spiel mein dama liger Schulleiter, ein SPD-Mit-
glied, geweigert, einen Bericht über mich für 
den Verfassungsschutz anzufertigen. Andere, 
enge Freunde und Kollegen, haben sich nicht 
getraut, ihren Namen unter eine Solidaritäts-
liste zu setzen. Die Angst vor Repressalien 
und das Mißtrauen hatten sich ausgebreitet. 
Ich erhielt anonyme Briefe, mußte Niedrig-
keiten menschlichen Verhal tens erleben. Aber 

viel größer und bedeutender war die Solidari-
tät vieler Kollegen, der Gewerkschaft, meiner 
damaligen Schüler und deren Eltern, meiner 
Familie, vieler Menschen, die ich vorher nicht 
gekannt hatte. Berufsverbotskomitees grün-
deten sich an meinem Wohnort, überregio-
nal und sogar in Holland, die sich mutig und 
mit langem Atem für mich und andere Betrof-
fene engagierten. Bis heute bin ich all diesen 
Menschen dankbar. ... Mich persönlich hat das 
Berufsverbot am Ende gestärkt. Die Solidari-
tät hat mir geholfen, die harten Zeiten zu mei-
stern. Angst vor vermeintlichen Autoritäten 
habe ich völlig verloren, ich habe mich nie als 
Opfer gefühlt, denn ich bin den Weg gegangen, 
den ich für richtig gehalten habe ... Politische 
Auswirkungen haben die Berufsverbote bis 
heute. Wenn Kol legen aus Angst vor einem 
Eintrag in die Personalakte nicht an einem 
Streik der GEW teilnehmen, wenn gesell-
schaftlich wichtige Prozesse im Unterricht 
nicht behandelt werden etc., dann beruht dies 
auch darauf, daß die Angst vor Repressalien 
immer gegenwärtig ist.
Das Freiheitsgefühl und die Unbe schwertheit 
der siebziger Jahre sind bis heute verflogen. 
Der Traum von freien und gleichen Menschen 
in einer freien Gesellschaft ohne Bespitzelung 
ist weiter entfernt als zu meiner Stu dienzeit, 
aber er ist noch lange nicht aufgegeben.

Gretel Bühler
 

Aus „Blickpunkt“, 2/2017,  
Zeitung der DKP für Mörfelden-Walldorf

Organisiert Euch!

Was macht ein Kommunist ohne kommu-
nistische Partei? Diese Frage habe ich 

mir in den letzten Wochen und Monaten sehr 
häufig gestellt. Ich bin zu der Überzeugung 
gelangt, daß  der Kampf gegen das kapitalisti-
sche System – egal wo – ziemlich aussichtslos 
ist, wenn er keine Partei hat, in der er kollek-
tiv diskutieren und arbeiten kann. Deshalb 
bin ich vor kurzem in die DKP eingetreten. 
Dort gibt es noch viele, viele Baustellen, was 
die konsequente, revolutionäre und einheit-
liche Theorie und Praxis anbelangt. Dennoch 
bin ich davon überzeugt, daß diese Partei die 
besten Voraussetzungen für eine kommuni-
stische Arbeit bietet.
Leider war dem nicht immer so. Als ich vor 
über fünf Jahren in die linke Szene in Mann-
heim geraten bin, hatte ich noch gänzlich 
andere Vorstellungen. Damals war ich in einer 
autonomen Gruppe aktiv, die sich anschickte, 
aus einem sozialen Zentrum heraus, zusam-
men mit  Gruppen aus anderen Städten 
in Baden-Württemberg, die kommunisti-
sche Bewegung in Deutschland neu aufzu-
bauen. Dabei war die DKP für uns stets ein 
Teil davon. Doch sahen wir aufgrund ihres 
Alters und ihres Zustands die Zukunft revo-
lutionär-kommunistischer Organisierung 
eher in der Bewegungslinken.  Anders als die 

meisten autonomen Gruppen in Deutschland 
waren wir von der marxistisch-leninistischen 
Ideologie überzeugt. Die Organisierung der 
Arbeiterklasse im Kampf gegen Imperialis-
mus und Faschismus war unser Ziel. Dafür 
waren wir den Anfeindungen verschiedener 
Post-Antideutscher, Anarchisten und Liber-
tärer ausgesetzt. Die Beschuldigungen reich-
ten vom „regressiven“ Antikapitalismus (der 
angeblichen Einteilung in schaffendes und 
raffendes Kapital) bis hin zum Antisemitis-
mus. Das Privateigentum an den Produktions-
mitteln sei nie das Problem im Kapitalismus 
gewesen. Wertkritik heiße das Stichwort. 
Klassen gäbe es nicht mehr, v. a. nicht mehr 
die Arbeiterklasse als objektiv revolutionäre 
Klasse. Damit hatten wir uns auseinander-
zusetzen.
Unsere Haupttätigkeit bestand daher in der 
typischen Szene-Arbeit: Reisen zu Groß-
Events, um dort im Wirrwarr der außerpar-
lamentarischen linksradikalen Bewegung 
kommunistische Positionen zu vertreten, 
Szenestreitereien in diversen Internetforen 
und das Wirken im sozialen Zentrum. Leider 
beschränkte sich unser gesamtes Handeln 
darauf. Die tatsächliche Organisierung der 
Arbeiterklasse konnten wir so nicht schaf-
fen. Die linke Szene ist trotz ihrer scheinbaren 

Gruppenvielfalt gesamtgesellschaftlich völ-
lig marginalisiert. Die meisten Aktivisten 
sind Studenten aus kleinbürgerlichen Ver-
hältnissen, die teilweise völlig reaktionäre 
und dogmatische Ansichten vertreten. Noch 
viel wichtiger ist, daß das Leben der allermei-
sten Arbeiter dort nicht stattfindet. Will man 
diese erreichen und ihr Klassenbewußtsein 
wecken, muß man in den Stadtteilen, Betrie-
ben und Gewerkschaften aktiv und mit ihnen 
zusammen für die eigenen Klasseninteressen 
eintreten. Es reicht bei weitem nicht, im Glau-
ben, „die Sache der Arbeiter“ richtig zu ver-
treten, auf dieser oder jener Demonstration 
die rote Fahne hochzuhalten.
Somit mußten wir erkennen, daß unsere poli-
tische Arbeit zum Scheitern verurteilt war. 
Nach langen Diskussionen fanden einige 
Genossen (darunter auch ich) den Weg in die 
DKP. Dort widmen wir uns der Stärkung und 
dem Aufbau der Partei und des Jugendver-
bands SDAJ. Es wäre sehr wünschenswert, 
wenn noch viele andere Genossen diesen 
Schritt aus der linken Szene heraus machen 
würden. Als Kommunist, der unsere Ideale 
verwirklichen will, muß man sich der Kom-
munistischen Partei anschließen. Daran führt 
kein Weg vorbei.
 Florian Adler
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Werner Kropf – unermüdlich im Einsatz für Flüchtlinge
Zu dem in der März-Ausgabe veröffentlichten 
offenen Brief an Ministerpräsident Haseloff 
erhielten wir mehrere Anfragen nach Einzel-
heiten des Engagements von Werner Kropf. Im 
folgenden Auszüge aus der Begründung für 
den Integrationspreis, der ihm verliehen wer-
den sollte: 

Im August 2015 luden die Kreisverwaltung 
Halberstadt und Netzwerk „Integration“ zu 

einer Veranstaltung ein. Dabei wurde um 
Unterstützung bei der Arbeit mit Asylsuchen-
den geworben. Mehrere Mitglieder des WIN 
(Wernigeröder interkulturelles Netzwerk),  
zwei davon mit Arabisch-Sprachkenntnissen, 
wie Werner Kropf, nahmen sofort Unterstüt-
zungsarbeit in der Zentralen Aufnahmestelle 
(ZAST) in der Kreisstadt Halberstadt auf.
Werner Kropf half wöchentlich an mehre-
ren Tagen vor Ort mit Sozialarbeitern der 
Diakonie, Arzt, Polizei, Wachdienst, BAMF 
(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge), 
Jugendamt, Ausländeramt, Transferstelle, 
Psychologischen Diensten, usw. Gesprä-
che zu führen und Regelungen im Interesse 
der Flüchtlinge und der Behörden zu fin-
den und zwar sowohl in der ZAST wie auch 
bei den Halberstädter Behörden. Nur zwei 
oder drei arabisch sprechende Mitarbeiter 
standen stundenweise für manchmal über 
3000 Flüchtlinge pro Tag zur Verfügung. Der 
Unterstützungsbedarf war gewaltig. Von 

unterschiedlichen Behörden wurde er oft 
telefonisch angefordert.
Werner Kropf fuhr mehrfach in der Woche 
auf eigene Kosten von Wernigerode nach 
Halberstadt und zu den verschiedenen 
Behörden, wobei er auf eigenes Risiko auch 
Flüchtlinge beförderte. Er bezahlte in drin-
genden Fällen privat für Flüchtlinge Kosten 
für Essen, Medikamente usw. Zwangsläu-
fig erreichten ihn auch in seiner Freizeit 
viele Anrufe von Flüchtlingen, die nach dem 
Transfer in Unterkünfte im ganzen Land 
Probleme hatten.
Inzwischen wohnen etliche der betreuten 
Flüchtlinge in Wernigerode. Werner Kropf 
begleitet die Flüchtlinge in Wernigerode und 
Halberstadt zu den Behörden, wie Einwoh-
nermeldeamt und Koba, Ausländeramt, zu 
Krankenkassen, Banken, privaten Vermie-
tern, Wohnungsbaugesellschaften, Dolmet-
schern, Sportvereinen, Ärzten, Zahnarzt, 
Optiker, Kirchen, Schulbehörden, Gebraucht-
möbelhändler, Kreismusikschule, Bildungs-
instituten für Integrationskurse, zum „Café 
International“, zu Kirchenveranstaltungen, 
zum internationalen Frauen-Sprachcafé.
W. Kropf besorgt Umzugsfahrzeuge, organi-
siert Umzüge und fährt die Umzugsfahrzeuge. 
Er fuhr privat Flüchtlinge aus Wernigerode 
zum Landkreis nach Sangerhausen, um dort 
Behördenvorgänge zu klären. Im Zeichen der 
Familienzusammenführung holte Herr Kropf 

sogar die Eltern eines Musikers vom Flugha-
fen Berlin ab.
Herr Kropf lud Flüchtlinge in sein Haus zum 
Essen ein, zeigte ihnen die Stadt Wernigerode 
und organisierte privat Fahrten zu Sehens-
würdigkeiten im Landkreis.
W. Kropf hilft bei der Beschaffung von Urkun-
den, stellt mit Flüchtlingen zusammen bei der 
deutschen Botschaft Anträge auf Familien-
zusammenführung und verlieh auf Anfrage 
privat Geld für die Übersetzung von Doku-
menten, dringende Anschaffungen, Famili-
enzusammenführungskosten.
Die syrischen Musiker werden immer wieder 
gebeten, bei verschiedenen Veranstaltungen 
zu spielen. In Benneckenstein, bei den Nein-
stedter Anstalten, bei Kirchenveranstaltun-
gen, einer kirchlichen Jugendfreizeit und bei 
einer Kundgebung gegen die Identitäre Bewe-
gung sind sie aufgetreten. W. Kropf begleitet 
und unterstützt sprachlich bei den meisten 
Veranstaltungen.
Etlichen Flüchtlingen verschaffte er Arbeits-
stellen, beispielsweise bei einem Autohaus, 
Frisören, bei einem Hotel.
Über Monate hat Herr Kropf täglich vier bis 
sieben Stunden für Flüchtlingsarbeit aufge-
bracht. Sein Einsatz war und ist enorm und 
nicht hoch genug einzuschätzen. Den Flücht-
lingen hilft er, eine neue Heimat aufzubauen, 
und den Behörden und der Bevölkerung, die 
neuen Bürger zu integrieren.

Nationalismus

Was die Welt uns Deutschen verdankt, 
braucht nicht besonders betont zu wer-

den. Die Menschheit weiß, was im 
Land der Denker und Dichter alles 
erfunden wurde, von der Atomwaffe 
bis zum Zyklon B. Deutscher zu sein 
ist etwas ganz anderes als etwa ein 
Afrikaner oder Zypriot. Man ist stolz, 
Deutscher zu sein, auch ohne selbst 
je etwas Neues gedacht oder gedich-
tet zu haben, außer in der eigenen 
Toilette vielleicht den tropfenden 
chinesischen Wasserhahn. Wir füh-
len uns anderen natürlich überlegen, 
allein weil wir jetzt schon viermal 
Weltmeister im Fußball waren. 
Nationales Denken gewinnt über-
all erstaunlich mehr Zulauf als eine 
zweite Renaissance Europas für das 
21. Jahrhundert. Haß auf andere 
Nationen, die Globalisierung, die 
Europäische Union und ihre Vertre-
ter fruchten und wachsen. Da kann 
man auch schon mal wieder rich-
tig nationalradikal brüllen. Ob Lüge 
oder Wahrheit spielt ohnehin keine 
so wichtige Rolle wie die eigene Überzeugung. 
Im überall sicht- und hörbaren „Kommunikati-
onsinfarkt“ bekommt doch keiner mehr mit, was 
gelogen und was wahr ist.
Millionenfach schwenken viele Nationa-
listen, besonders in den USA, Frankreich, 

Polen, Ungarn oder den Niederlanden und 
selbstredend auch bei uns ihre Gesinnungs-

textilien. Zurück zur eigenen Nation! Wir 
zuerst! Schluß mit lustig bei Einwanderun-
gen! Baut neue Grenzen und Mauern! Stoppt 
die Globalisierung und den freien Welthan-
del. Vielerorts trifft man erneut herablas-
sende Blicke auf andere Nationen. Vor allem, 

wenn sich der Blick aus westlicher Richtung 
gen Osten richtet .

Im nationalistischen Denken und 
Handeln fühlen sich die Verfech-
ter wie berauscht. Das ist im dop-
pelten Sinne richtig: Betrunkene 
behaupten überall und immer, ihre 
Fahne sei die beste, egal wie groß 
der Kater nach solchen Abstürzen 
ist. Und natürlich gebärden sich 
die Nationalisten am heftigsten 
und wildesten, wenn ihr Nationa-
lismus nicht akzeptiert, sondern 
enttäuscht wird. 
Da kann man schon von oben herab 
auf Russen, Asiaten, Farbige, Lati-
nos und Schlitzäugige schauen, 
ohne das groß auszusprechen. 
Nationalistische Verachtung läßt 
sich auch nonverbal ausdrücken. 
Aber bei passender Gelegenheit 
kann man mit Sendungsbewußtsein 
den anderen Nationen schon zeigen, 
wo es langgehen müßte. Die ganze 
Welt sollte zu den westlichen Natio-
nen aufblicken und ihnen nachei-

fern, statt eigene Werte und Vorstellungen zu 
entwickeln. Wolf D. Hartmann, Bad Saarow

Aus: „Wa(h)re westliche Werte. Kleines Satire-
Lexikon“, Illustrationen: Gertrud Zucker. 

Regia-Verlag, Cottbus 2017, 72 S., 10 € 

Karikatur: Gertrud Zucker
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Hätte der Sozialismus reformiert werden können?

Bei Daniela Dahn lese ich, daß bei einer 
Meinungsumfrage Ende November1989 

immer noch 86 Prozent für „den Weg eines bes-
seren, reformierten Sozialismus“ waren, nur 
fünf Prozent wollten einen „kapitalistischen 
Weg“, neun Prozent einen „anderen Weg“. (Aus: 
„Wir bleiben hier oder Wem gehört der Osten?“, 
Reinbek 1994)
Sollte ein solcher „besserer, reformierter Sozia-
lismus“ absolut nicht möglich gewesen sein? 
Die Zuversicht bei den genannten 86 Prozent 
auf einen solchen Sozialismus hatte doch eine 
sehr solide Grundlage. Das waren die tatsäch-
lichen Lebenserfahrungen, die diese Menschen 
in unserem Land sammeln konnten: die rela-
tiv hohe soziale Sicherheit und Gerechtigkeit, 
die guten Bildungschancen für jedermann, die 
Frauen-, Familien- und Kinderfreundlichkeit, 
keine Arbeits- und Obdachlosigkeit usw. Das 
war den Menschen damals noch sehr nahe, und 
darauf wollten sie möglichst nicht verzichten. 
Ich möchte noch andere Fakten hinzufügen, 
die den einzelnen nicht so unmittelbar berührt 
haben, aber doch zum Wesen unseres Lebens 
gehörten, nämlich daß keine Finanz-, Immobi-
lien- oder Bankenkrisen unser Land erschüt-
terten (zumindest keine selbstverursachten), 
daß keine auswärtigen Kriegseinsätze unse-
rer Soldaten zu befürchten waren, daß auch 
abgelegenere Landstriche Entwicklungsper-
spektiven hatten, eine ausgesprochen hohe 
internationale Wertschätzung der DDR und 
anderes mehr. Das sind für mich die eigentli-
chen Merkmale einer sozialistischen Gesell-
schaft, eben des „Systems Sozialismus“. Wir 
haben mit den bescheidenen materiellen Mög-
lichkeiten, mit denen wir zurechtkommen 
mußten, den Bürgern trotz allem eine Lebens-
qualität geboten, die in vielen Bereichen in der 
so reichen Bundesrepublik heute und voraus-
sichtlich auch künftig nicht erreicht werden 
kann.
Ist es wirklich nicht wert zu hinterfragen, wie 
wir das schaffen konnten? Die wesentlichsten 
Grundlagen waren: Bodenreform; Überfüh-
rung der entscheidenden Produktionsmittel 
in Volkseigentum bzw. sozialistische Genos-
senschaften; Einführung einer umfassenden 

Planwirtschaft wie überhaupt eine bewußte, 
auf das Wohl der Menschen gerichtete Gestal-
tung aller Lebensbereiche. Das sind meiner 
Meinung nach – vereinfacht zusammenge-
faßt – die grundlegenden Elemente jeglichen 
sozialistischen Gesellschaftsmodells, das sich 
in unserem Leben bereits begonnen hatte, zu 
bewähren. Vor allem scheint mir wichtig, daß 
wir damit bewiesen haben, daß die kapitali-
stische Anarchie mit ihren verheerenden Aus-
wirkungen einer Spaltung der Gesellschaft in 
Arm und Reich bis hin zu Krisen und Kriegen 
überwunden werden kann.
Allerdings, und das war unser Problem, muß 
man eine solche Grundstruktur täglich neu mit 
Leben füllen. Ein stabiles Fundament zu haben, 
reicht allein nicht aus; es kommt auf das Haus 
an, das darauf errichtet werden soll. Es hätte 
eine ständige Vervollkommnung und Weiter-
entwicklung des Umgangs mit diesen geschaf-
fenen Grundstrukturen geben müssen, was 
aber weitgehend unterblieb. Die Möglichkeiten, 
die wir in den ersten 20 Jahren geschaffen hat-
ten, haben wir vor allem in den darauffolgen-
den Jahren schlecht genutzt und damit letztlich 
zu unserem Untergang selbst beigetragen.
Die Frage ist für mich nur, ob die erheblichen 
Defizite, zu denen ich mich ja auch bekenne, 
unabwendbar waren, sozusagen aus dem 
Wesen des Sozialismus heraus zwangsläufig 
auftreten mußten (etwa so, wie im Kapitalis-
mus Krisen und Arbeitslosigkeit unabwend-
bar sind), oder ob sie vermeidbar gewesen 
wären, wenn man rechtzeitig – und nicht erst, 
wenn „das Kind in den Brunnen gefallen ist“ – 
entsprechende Reformen in Angriff genom-
men hätte. Meines Erachtens lag das Problem 
nicht an der „objektiven“ Nichtreformierbar-
keit des DDR-Sozialismus, sondern eindeutig 
an der Reformunfähigkeit und -unwilligkeit 
der damaligen Führungskräfte. Ich will das am 
Beispiel des „Neuen Ökonomischen Systems“ 
(NÖS) darstellen.
Dieses Konzept einer wesentlichen Refor-
mierung des zentralistischen, administrati-
ven Planungssystem (was anfangs durchaus 
notwendig und erfolgreich war), wurde auf 
Beschluß der damaligen Parteiführung unter 

Walter Ulbricht von Wissenschaftlern, Wirt-
schaftsfunktionären und -praktikern aus-
gearbeitet und mit beginnenden Erfolgen 
umgesetzt. Dieser Reformwille und demo-
kratische Denkansatz ging vor allem in Rich-
tung Stärkung der Rechte und Verantwortung 
der dezentralen Wirtschaftseinheiten. Dazu 
sollten verstärkt die Wertkategorien genutzt, 
sozusagen die Marktwirtschaft unter gesell-
schaftliche Kontrolle gestellt werden. Von 
besonderer Bedeutung war, daß die Domi-
nanz der zentralen staatlichen Planung nicht 
in Frage gestellt wurde. Ihre Aufgaben soll-
ten sich auf die bewußte Beherrschung der 
gesellschaftlichen Gesamtzusammenhänge 
konzentrieren. Dazu sollten verstärkt die 
Wertkategorien genutzt, sozusagen die Markt-
wirtschaft unter gesellschaftliche Kontrolle 
gestellt werden.
Auch wenn dieses Konzept noch nicht perfekt 
war, wesentlich ist für mich vor allem, daß 
überhaupt die Bereitschaft zur Weiterent-
wicklung unseres Planungs- und Leitungssy-
stems vorhanden und die Denkrichtung auf 
eine Demokratisierung der Wirtschaft gerich-
tet war. Aber bereits schon kurz nach Inkraft-
setzung erster Elemente dieser Reform begann 
deren systematische Demontage. Konserva-
tive Kräfte in der Parteiführung haben diesen 
Ansatz letztlich zu Fall gebracht. Die Gründe 
dafür liegen in einer ideologischen Borniert-
heit, einem politischen Dogmatismus, einer 
Furcht vor Machtverlust – aber auch (nicht 
ganz unberechtigt) vor einer eventuellen 
Restaurierung marktwirtschaftlich-kapitali-
stischer Verhältnisse.
Der Sozialismus in der DDR ist nicht geschei-
tert an der Planwirtschaft und nicht am Volks-
eigentum an sich, auch nicht an der „führenden 
Rolle der Partei“, sondern an der völlig unzurei-
chenden Nutzung und Weiterentwicklung der 
auf dieser Grundlage geschaffenen Möglichkei-
ten. Wenn es also darum geht, das Wirtschafts- 
und Gesellschaftsmodell einer sozialistischen 
Zukunft zu konzipieren, muß man m. E. an den 
genannten Grundelementen anknüpfen, diese 
aber doch deutlich anders ausgestalten, als wir 
es damals getan haben.  Dr. Peter Elz

Margot Honecker zum 90. Geburtstag 
Ich begegnete Margot Honecker seit 1955 aus 

dienstlichen Gründen jährlich mindestens ein-
mal. 1955 begann ich meine Arbeit am Pädagogi-
schen Institut „Karl Friedrich Wilhelm Wander“ 
mit dem Auftrag, gemeinsam mit anderen eine 
Pädagogische Hochschule aufzubauen. Margot 
Honecker war als Mitglied des ZK für die Grund-
organisation der SED des Instituts zuständig. 
Von 1963 bis 1989 war sie als Ministerin unsere 
Vorgesetzte, welche die Lehrerbildungseinrich-
tung – ab 1968 Pädagogische Hochschule – als 
ihr Lieblingskind betrachtete. Kongresse der 
UNESCO, internationale Tagungen, Besuche von 
Experten (auch aus den USA und Finnland) zeug-
ten vom Ruf der Hochschule.  
Margot Honecker (17. 4. 1927–6. 5. 2016) war 
eine kluge und charmante Frau. Die Mitarbeiter 

der Hochschule haben sie als kompetente, 
freundliche Kollegin kennengelernt, die in 
Sachsen keine Nachahmer fand. Zu ihren Lei-
stungen zählt die Einrichtung und Förderung 
der polytechnischen Oberschule, die auch 
Joachim Gauck und Angela Merkel absolviert 
haben – anscheinend ohne geistigen Schaden 
zu nehmen. 
In Dresden waren es schon 1976 rund 92 % 
aller Kinder, welche die Oberschule besuch-
ten. 79 % der Schüler der Klassen 9 und 10 
erhielten einen Ausbildungsplatz in der Pro-
duktion. Von 1971 bis 1975 entstanden hier 
21 neue Schulen, drei wurden erweitert. 
Der Schaffung von Kindergärten galt ihre 
besondere Aufmerksamkeit, damit alle Kin-
der, deren Eltern es wünschten, ein Platz zur 

Verfügung gestellt werden konnte. Keine 
Dresdner Tageszeitung hat je das Wirken Mar-
got Honeckers für die Schulen, Kindergärten 
und Heime in der Elbe-Metropole gewürdigt.
Obwohl die Bibel rät, alles zu prüfen und das 
Gute zu behalten, tat die christlich-abend-
ländische Regierung Kurt Biedenkopfs mit 
dem Katholiken Professor Dr. Meyer als Mini-
ster das Gegenteil. Der moderne Komplex der 
Pädagogischen Hochschule wurde zerstört, 
ohne die planmäßige Lehrerausbildung wei-
terhin zu sichern. Das Chaos von heute, das  
u. a. dadurch verursacht wird, daß der Finanz-
minister das letzte Wort hat und der ermit-
telte Bedarf keine Rolle mehr spielt, war vor 
1990 undenkbar.
 Prof. Dr. Horst Schneider
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Gerhard Bondzin (1930 – 2014)

Gerhard Bondzin, geboren in Mohrungen. 
1945 Flucht nach Berlin, dann nach Thü-

ringen. 1946–1948 Besuch der Fachschule für 
angewandte Kunst in Sonneberg, Ausbildung 
als Kerammodelleur. 1948–1951 Studium an 
der Hochschule für Baukunst und bildende 
Kunst in Weimar. 1951–1953 Fortsetzung 

des Studiums an der Hochschule für Bildende 
Künste in Dresden bei den Professoren Fritz 
Dähn und Rudolf Bergander. 1953–1954 Assi-
stent, dann Aspirant und Oberassistent, 1962–
1965 Dozent an der Dresdner Hochschule. 
1965 Berufung zum Professor für Malerei und 
Wahl zum Rektor der Hochschule. Studienrei-
sen 1957 und 1959 in die Sowjetunion, 1962 
nach Vietnam, 1964 nach Bulgarien, 1967 
nach Sibirien.

Ausstellungen: in Dresden, Berlin, Karl-Marx-
Stadt, Erfurt, Rostock, Stockholm, Oslo, Hel-
sinki, Moskau, in Indien und Algerien.
Die untenstehende Abbildung zeigt Bond-
zins Wandbild „Der Weg der roten Fahne“ 
(1969) am Dresdner Kulturpalast, das kürz-
lich restauriert wurde.

Lea Grundig und  
Gerhard Bondzin,  

30. April 1970

Arbeiterin aus Hanoi (1962)

Vietnam – Gequältes Land (1965)
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  Ich leb so gern – Ein Friedensbuch für Kinder
Sonntag: Im Frühjahr (1982) war von dem 
Projekt erstmals zu hören, das Sie ge meinsam 
mit Horst Beseler und Gerhardt Holtz-Baumert 
anregten, im November soll das Buch nun im 
Kinderbuchverlag Berlin erscheinen. 

Peter Abraham: Dieses Buch ist eine Antho-
logie mit etwa 90 Wortbeiträ gen und 45 
grafischen Arbeiten. Die Be teiligung war 
überraschend groß. Viele Autoren stellen 
sich seit einiger Zeit die Frage: Was können 
wir für den Frieden tun? Unsere Einladung 
zu der Anthologie fiel darum auf fruchtbaren 
Boden. In re lativ kurzer Zeit, das ist auch den 
Verlags mitarbeitern zu danken, erreichten 
ver wendbare Prosatexte und auch Gedichte 
den Verlag. Die Honorare überwiesen die 
Autoren dem Solidaritätsfonds. Der Aspekt, 
daß hier ein ideelles Anliegen vorlag, beflü-
gelte sowohl die Autoren wie die Illustratoren.

Ein Friedensbuch für Kin der – ein nicht unproble-
matisches Vor haben. Was ist da überhaupt sinn-
voll und möglich, wie soll dieses Buch wirken?
Da wir die Kinder heute als gleichberech-
tigte Partner behandeln, können wir sie in 
der Frage der Sicherung des  Friedens  nicht  
ausklammern. Die Politik ist doch schon 
lange keine aus schließliche Angelegenheit 
der Erwachse nen mehr.
Wie soll das Buch wirken? Zunächst ist es so 
wie bei allen Kinderbüchern. Sie wol len ein 
Unterhaltungsbedürfnis befriedi gen, es wer-
den Geschichten erzählt, Ge dichte, die nun 
etwa nicht alle todtraurig sind. Obwohl bei 
dem Thema sicher das Ernste überwiegt. Sol-
che Geschichten können vielleicht Gedanken 
in Bewegung setzen, anregen, sich überhaupt 
mit dem Problem zu befassen. Es ist ja übri-
gens nicht das erste Buch bei uns, das sich mit 
dem Thema Frieden auseinandersetzt. Es gab 
immer Bücher oder Filme zu dieser Thema-
tik. Die Beschäftigung mit Krieg und Frieden 
gehört zur Kontinuität unse rer Erziehung seit 
1945. Wir bringen das Friedensbuch zwar aus 

aktuellem Anlaß heraus, wissen es aber ein-
gebettet in den großen Erziehungsprozeß, an 
dem die Eltern, die Schule, die Pionierorgani-

sation und auch die Künstler seit vielen Jah-
ren mitwirken.
Ich will aber noch auf einen anderen Aspekt 
hinweisen: Häufig schon hatten die Antho-
logien des Kinderbuchverlages eine aktivie-
rende Wirkung für die Auto ren. Aufgerufen, 
Geschichten über Dra chen zu erzählen, ent-
stand über den Rahmen des entsprechenden 
Bandes hin aus eine Anzahl von phantasti-
schen Ge schichten, die das Programm des 
Verlages bereichert haben. Und mancher 
mag auch durch die Aufforderung, Erzäh-
lungen über den „gewöhnlichen Faschis-
mus“ zu schreiben, überhaupt wieder auf die 
Be deutung des Themas „antifaschistischer 
Kampf“ in unserer Kinderliteratur gesto ßen  
sein. Vielleicht bringt uns die Fragestellung 
der jetzigen Anthologie wieder Geschichten 
näher, die stärker den Charakter des Bekennt-
nisses in sich tra gen, wie wir sie bei Brecht, 
bei Alex Wedding oder Ludwig Renn finden. 
Nicht zufällig sind letztgenannte Autoren mit 
Werkzitaten in unserem Buch vertreten. Mir 
scheint es wichtig, daß wir uns dieser Auto-
ren häufiger erinnern. Im Laufe der Ent-
wicklung haben wir die Psychologie unserer 
Helden verfeinert. Das ist ein Gewinn. Aber 
manchmal frage ich mich, ob wir dabei nicht 
auch aktuellen Fra gestellungen ab und an aus 
dem Wege gegangen sind.
Für unser Buch scheint mir noch sehr wich-
tig zu sein, daß wir durch unsere Beiträge 
den Kindern sagen: Hier sind Leute, auf die 
ihr euch verlassen könnt, die ihr befragen 
könnt, wenn es um den Friedenskampf geht!

Gibt das Buch den Kindern Anregungen, 
genauer darüber nachzuden ken, wie wir den 
Frieden sicherer machen können?
So ein Buch kann auf Gefah ren hinwei-
sen, bewußtmachen, was Krieg bedeutet, 
wie schön der Frieden ist und wie man ihn 

verteidigen kann. Und was die „Handlungs-
anleitung“ betrifft: Ich habe nichts gegen 
didaktische Bücher. Auch sie haben ihre 
Berechtigung. Das Thema unseres Bandes 

„Ich leb so gern“ aber ist nicht zu bedienen, 
indem man „gute Lehren“ vermittelt. Damit 
kommen wir der Sache nicht näher. Es geht 
hier mehr um Haltungen, die der Sache die-
nen. In manchen Beiträgen klingt auch Phi-
losophisches an, selbstverständlich so, daß 
es von Kindern aufgenommen wer den kann.
Relativ häufig werden Er lebnisse aus dem 
letzten Weltkrieg und Erinnerungen daran 
erzählt. 

Wie steht es mit der literarischen Bewältigung 
gegen wärtiger nationaler und internationaler 
Auseinandersetzungen um Krieg und Frieden?
Bei dem Thema dieser An thologie bietet sich 
an, auch über den Krieg, den die Autoren als 
Erwachsene oder als Kinder erlebt haben, zu 
erzählen. Auch eine der beiden Geschichten, 
die ich für den Band geschrieben habe, spielt 
im zweiten Weltkrieg. Über diese Zeit ist schon 
viel geschrieben worden, dennoch glaube ich, 
daß jede Generation, jedes Individuum einen 
anderen Blickwinkel auf die Dinge hat. Darum 
fühle ich mich durchaus dazu berechtigt, dar-
über zu schreiben. Meiner Ansicht nach ist in 
dem Band aber auch eine ausreichende Anzahl 
von Beiträgen enthalten, die in der Gegen wart 
handeln. Sie machen den Wert eines Lebens 
unter friedlichen Umständen be wußt, lassen 
auch hier und da Schatten blicken, die durch 
die heraufkommende Gefahr entstehen. Man 
sollte, glaube ich, dieses Buch auch nicht iso-
liert von ande ren gegenwärtigen Büchern 
sehen, die bereits geistiges Eigentum der Kin-
der sind oder im Begriff stehen, es zu werden. 
Von den Titeln der letzten Zeit fallen mir Gör-
lichs „Der Junge und das Mädchen“ ein oder 
Uwe Kants „Reise von Neukuckow nach Nowo-
sibirsk“ oder Pludras „Insel der Schwäne“. Das 
sind Bücher, die heute spielen, in denen, so weit 
ich mich erinnere, das Thema Krieg und Frie-
den vordergründig keine Rolle spielt, die aber 
dennoch Fragen nach dem Sinn des Lebens auf 
ihre Weise stellen. 

Dieses Buch mit der Viel zahl seiner Beiträge 
und Gedanken ist sicher nicht zum „Durchle-
sen“ geeignet – und wohl auch nicht für eine 
bestimmte Altersgruppe ...
Der Band ist im Grunde für Kinder der drit-
ten Klasse bis – ja, eigent lich für Achtzehnjäh-
rige. Für sie alle ist etwas in der Anthologie 
enthalten. Darum wird nicht jeder gleich alles 
lesen, son dern sich das ihm Entsprechende 
her aussuchen, heute dies, später jenes. Und 
natürlich hoffen wir beim Lesen auf die Mit-
arbeit der Pädagogen, der Pionierlei ter, der 
Eltern selbstverständlich. Die Anthologie ist 
auch für sie gedacht, um ihnen etwas in die 
Hand zu geben, wenn sie mit den Kindern über 
das wichtigste Problem unserer Zeit sprechen 
wollen. Es ist ein Buch, für das die Beachtung 
durch die Erwachsenen wichtig sein wird.

Das Gespräch mit Peter Abraham  
(1936–2015) führte Silke Irrgang

 (Aus „Sonntag“, 32/1982)
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Große Freude!

Die sogenannte Wende war für mich als 
DDR-Bürgerin weder eine friedliche Revo-

lution noch eine positive Neuerung. Sie war ein 
Reinfall, ein Rückfall in alte Verhältnisse. Viele 
Menschen stürzten in ein bodenloses Loch. 
Niemand weiß, wie viele sich nicht mehr dar-
aus befreien konnten. 
Bis heute hält die Hetzjagd gegen alles, was 
nach DDR riecht, in einem Ausmaß an, als 
würde der sozialistische deutsche Staat immer 
noch existieren.
1985 war ich nach Marzahn gegangen, um 
im späteren Stadtbezirk Hellersdorf eine 
neue Schule aufzubauen. Wenige Lehrer mit 
Berufserfahrung und viele junge Absolven-
ten standen mir zur Seite. Bei der Eröffnung 
hatten wir etwa dreißig Schüler, verteilt auf 
zehn Klassen. Mit jedem anrückenden Möbel-
wagen wuchs die Zahl der Kinder, bald war 
die Schule bis zum Rand ausgelastet. Wir hat-
ten Erfolg, kämpften um den Namen des Cott-
buser Malers Carl Blechen, wurden Kollektiv 
der sozialistischen Arbeit. Das Ministerium 
für Volksbildung dankte mir mit einer Reise 
nach Zypern. 
Und dann der Bruch! Mit weichen Knien trat 
ich nach dem „Mauerfall“ vor meine Lehrer: 

„Wollt Ihr mit mir weiterarbeiten, oder soll 
ich gehen?“ „Bitte bleib, ich kann und will mir 

keine andere Direktorin für uns vorstellen!“, 
sagte ausgerechnet Angela, deren Ehemann ihr 
geraten hatte: „Jetzt mußt Du zugreifen, über-
nimm die Leitung, solch günstige Gelegenheit 
kommt nicht wieder!“ So mancher, aus welcher 
Himmelsrichtung auch immer, nutzte die Gele-
genheit zum Karrieresprung.
Wir aber, mein Mann Peter, der auch eine Hel-
lersdorfer Schule leitete, und ich ließen Eltern 
und Lehrer entscheiden und blieben im Amt in 
einer Zeit, in der sich viele Kollegien von ihren 
Direktoren trennten.
Ein Jahr später fanden in Berlin Wahlen statt. 
Eine der ersten Handlungen des neuen CDU-
geführten Senats war es, alle Direktoren aus 
DDR-Zeiten ohne Einzelfallprüfung aus der 
Funktion zu entlassen.
Der breit behäbige Stadtrat für Bildung und 
Kultur, in der DDR staatstreues LDPD-Mit-
glied – mitsamt seiner Partei flugs gewendet 
und zur FDP gewechselt –, bestellte uns ein 
und meinte bei dem Rausschmiß, wir könn-
ten uns für das Amt neu bewerben. Er machte 
aber auch klar, selbst bei Zustimmung aller 
Wahlberechtigten der Schule würde sich 
der Senat ein Vetorecht vorbehalten. Was 
für eine Scheindemokratie! Damit war der 
Fall für meinen Mann und mich erledigt. Im 
Gegensatz zum Freistaat Sachsen, der schon 

ein Jahr zuvor alle Direktoren aus dem Schul-
dienst entlassen hatte, gestattete man uns, 
als Lehrkraft weiterzuarbeiten, nicht ohne 
demütigende Prüfung durch einen Westber-
liner Schulinspektor. Meine Schüler waren 
verwundert, reagierten empört. 
Ich wurde dann aber doch für „würdig“ befun-
den, als Lehrer arbeiten zu dürfen, selbstver-
ständlich mit eingeschränktem Gehalt. Daran 
hat sich bis heute nichts geändert. 
Und wieder gab es Wahlen in Berlin. Peter 
kandidierte für die PDS, die in Hellersdorf 
stärkste Kraft wurde. Sie stellte den Bezirks-
bürgermeister und mehrere Stadtbezirks-
räte. Ironie des Schicksals oder Treppenwitz 
der Geschichte: Unser breit behäbiger FDP-
Rausschmeißer mußte seinen Stuhl für mei-
nen Peter, den neuen PDS-Stadtrat für Bildung 
und Kultur, räumen. Große Freude! 
Tage-, wochenlang ging ich innerlich lächelnd 
durch die Straßen. Daran konnte auch der 
Versuch des Senats, meinen Mann mit der 
„Stasi“-Keule wieder aus dem Amt zu entfer-
nen, nichts ändern. Die Sache ging vor Gericht, 
erfolgreich für uns. 
Neuerlicher Triumph! Dieser trug Früchte, 
nicht wenige Leute holten sich Rat bei uns, 
faßten Mut und begannen sich zu wehren. 

Edda Winkel

Als Bücher noch bezahlbar waren

Am Eingang stehen kleine Körbchen – rote, 
grüne, gelbe, blaue. Sie sind hand lich, man 

kann sie sich unter den Arm klemmen oder 
neben sich stellen. Viele Leute stehen so 
da, vor allem jüngere, Studenten meist, die 
Tasche mit den Stu dienmappen zwischen 
den Beinen, blät tern sie versunken in Fach-
büchern. Ein neues, modernes Geschäft liegt 
mit ten in Jenas Innenstadt, ein paar Schritte 
vom Uni-Hochhaus und nicht viel weiter vom 
weltberühmten VEB Carl Zeiss entfernt. Die 

„Thomas Mann“-Buchhandlung. Ich fühle 
mich als gewöhnlicher Kunde, will in diesem 
oder jenem Werk ein wenig blät tern. Als ich 
nach einer guten halben Stunde mit meinem 
Korb zur Kasse gehe, habe ich den neuesten 
Duden, das Leben Äsops (eine köstliche Lek-
türe für die Heimfahrt), Erzählungen von Max 
Frisch und Tschingis Aitmatows „Der Weg des 
Schnitters“ zu bezahlen. Runde zwanzig Mark 
kostet das alles. Mit meinem so ge wonnenen 
Schatz gönne ich mir eine Ruhepause im 
benachbarten Café, um dann in einem zwei-
ten Anlauf der Buch handlung „Thomas Mann“ 
hinter die Regale zu schauen. Der Leiter, Klaus 
Richter, ist schnell gefunden. Er amtiert in 
diesem Haus erst wenige Monate, vor her 
hat er eine der drei Volksbuchhand lungen 
geleitet, die nun unter einem (neuen) Dach 
vereinigt sind. Das wurde notwendig, nach-
dem vor allem die technischen Möglichkeiten 
weit hinter den Anforderungen zurückgeblie-
ben waren. Die Sendungen mußten mit der 
Hand ausgepackt werden, was erstens schwer 

war und zweitens lange dauerte. Hier in der 
„Thomas Mann“-Buchhandlung ver weist man 
auf eine hydraulische Hebe bühne gleich am 
Wareneingang, auf Laufbänder, die den Ange-
stellten schwere Arbeit ersparen.
Zur Buchhandlung gehört auch der Be reich 
Außendienst, der den Stadt- und Landkreis 
mit der gewünschten Literatur beliefert und 
mehr als 80 Vertriebsmit arbeiter, 244 Litera-
turobleute in den Be trieben und 24 Zweigstel-
len betreut. Als wir bei unserem Rundgang 
wieder im Laden anlangen, hat der Betrieb 
dort zu genommen. Schicht- und Schulschluß 
ha ben die ersten, da ist Zeit zum Blättern und 
Anlesen, zum Suchen und Finden. Die Buch-
händler sind bei den Besuchern, sprechen sie 
an, beraten sie, fragen, ob sie Hilfe brauchen. 
35 000 Titel etwa sind vorhanden, und da kei-
ner im Kopf haben kann, was gerade vergrif-
fen ist oder bald neu erscheinen wird, wurde 
eine umfang reiche Informationsabteilung 
aufgebaut, mit reichem bibliographischem 
Material ver sehen.
Wir kommen auf die Preise zu sprechen. 7,80 
Mark beträgt der Durchschnittspreis, der des 
Fachbuches liegt um vier Mark höher. Beson-
ders erschwinglich für jeder mann die kleinen 
Taschenbücher von Reclams Universal-Biblio-
thek („Faust II“ für eine Mark, Büchner-Dich-
tungen für 1,50 Mark), der Insel-Bücherei 
(Shaws „John Bulls andere Insel“ oder Shake-
speares „König Lear“ kosten je 2,50 Mark), 
die Preise der Spek trum-Reihe liegen um 3 
Mark, die der bb-Reihe des Aufbau-Verlags bei 

1,85 Mark, in der Reihe „Der Maler und sein 
Werk“ kostet jeder Band 2 Mark. „Erschwing-
lich also für jeder mann“, kommentiert Klaus 
Richter, „und ein Grund dafür, daß bei uns 
die Lesefreude so zugenommen hat in den 
ver gangenen Jahren. Aber sicher spielt da bei 
auch die gewachsene Qualität  der Werke 
unserer DDR-Autoren eine wich tige Rolle. Die 
Ausgaben Strittmatters und Brězans, Wolfs 
und Seghers, Kants und anderer gehören zu 
den gefragtesten. Natürlich auch Moravia 
und Dürrenmatt und die Klassiker. Manches, 
was mit 1000 Exemplaren angeliefert wird, 
ist in ein oder zwei Tagen schon wieder weg.“ 
Die Belletristik ist die eine Seite, die Belie-
ferung der Jenenser mit gefragten Fachbü-
chern eine andere, wichtige. Die Buchhändler 
versorgen die Studenten und Dozenten der 
Friedrich-Schiller-Universi tät mit Litera-
tur, die Forschungskollek tive eingeschlos-
sen. „Wir gehen auch gern in die Großbetriebe 
zu den Arbeitern“, erläutert  der Leiter eine 
weitere Auf gabe. „Zum Beispiel in die Spei-
sesäle von Carl Zeiss, wo um unsere Tische 
immer großes Gedränge herrscht. Besonders 
ge wachsen ist die Freude am Buch auch auf 
dem Lande im Zusammenhang mit der zuneh-
menden Qualifizierung. Auch hier besteht 
eine große Nachfrage. Wenn wir heutzutage 
aufs Dorf fahren, haben wir alle Hände voll 
zu tun. Das war vor zehn Jahren noch nicht 
so.“  Christa Liro 

(Aus „Jugend“, 6/1977)
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Elfriede Brüning – ein Leben für die Frauenrechte

Die Publizistin und Sozialwissenschaftle-
rin Sabine Kebir hat den Lebensweg einer 

Frau beschrieben, die über viele Jahrzehnte 
für die gerechte Teilhabe der Frauen in der 
Gesellschaft gestritten hat: Elfriede Brüning, 
Schriftstellerin und Journalistin, begann 
ihre Laufbahn als politisch engagierte Auto-
rin 1930 und riskierte ihr Leben im antifa-
schistischen Widerstandskampf. In der DDR 
erlebte sie ihre fruchtbarsten Schaffens-
jahre, wurde zur kraftvollen Stimme der 
Frauen im großen geschichtlichen Auf-
bruch ab den 50er Jahren. Ihre Bücher 
und journalistischen Beiträge regten 
zu heißen Diskussionen an. Denn was 
die Elfriede Brüning schrieb, war aus 
eigener lebensweltlicher Erfahrung 
geschöpft – als Werktätige, als Repor-
terin in Betrieben, Dorfbibliotheken, 
Fürsorge-Einrichtungen oder Jugend-
heimen, als Ehefrau und Partnerin, als 
alleinerziehende Mutter und Großmut-
ter. Ihre Arbeit war von revolutionä-
rer Ungeduld geprägt. Das fakten- und 
zitatenreiche Sachbuch von Sabine Kebir 
würdigt das Werk von Elfriede Brüning 
auf eine spannend erzählende, gleich-
wohl anspruchsvolle Weise.
Sind Frauenquoten, Diskriminierungs-
verbot, Väter- und Mütter-Erziehungs-
zeiten einer Bundesregierung mit 
zum Teil weiblichem Führungsperso-
nal zugute zu halten? Und helfen diese 
zweifellos wichtigen emanzipatorischen 
Fortschritte den alleinerziehenden, auf „Lei-
stungsbezug“, in Mini- oder Teilzeitjobs an 
den Rand gedrängten Frauen? Beides nein, 
weil völlig ungenügend, wissen nicht nur 
Sozialisten und Kommunisten. Hunderttau-
sende Frauen und Mütter erfahren es tag-
täglich bei Bittgesuchen auf Ämtern und 
Behörden, in den etablierten Machtzentren 
von Wirtschaft und Verwaltung, in der kapita-
listisch deformierten Alltagswelt schlechthin. 
Und ein unbefangener Leser, eine vorurteils-
freie Leserin kann es aus dem Sachbuch der 
Sabine Kebir erfahren – auf die denkbar über-
zeugendste Weise! Der Untertitel „Selbstver-
wirklichung im Alltag“ nennt das Thema, auf 
das es der Autorin ankommt. 
In ihrer Brüning-Biographie befolgt Kebir 
nicht allein die strengen Regeln einer wissen-
schaftlichen Publikation, sondern sie gestal-
tet über alle 900 Seiten eine flüssig lesbare, 
spannend erzählte Geschichte. Ein langes 
und kämpferisch erfülltes Frauenleben ent-
faltet sich. Das erste Fünftel (vom  Gesamt-
umfang des Buches) ist auf die junge Brüning 
bezogen, die sich im kapitalistischen Alltag 
zwischen 1910 und 1945 behauptete. „Eine 
junge Publizistin tritt hervor (1910–1931)“, 

„Kunst als Waffe (1930–1933)“, „Doppelle-
ben unterm Hakenkreuz (1933–1935) “ und 

„Überleben unterm Hakenkreuz“ lauten die 
Kapitelüberschriften. 1932 hatte sie ihren 
ersten Roman geschrieben, der dann bei Aus-
bruch der Naziherrschaft nicht erscheinen 
konnte: „Handwerk hat goldenen Boden“ (s. a. 

„RotFuchs“ Nr. 187). Elfriede Brüning, Kurier 
im antifaschistischen Widerstand, kam mit 

Glück aus faschistischer Gefängnishaft frei, 
konnte dann in der inneren Emigration und 
im Schutz einer Vernunftehe der fortwähren-
den Lebensgefahr entrinnen. „Und außerdem 
ist Sommer“ heißt ihr während der Haft ent-
standener Roman. Selbst in der 1934 erschie-
nenen, scheinbar harmlos dahergeplauderten 
Liebesgeschichte handelt kein Weibchen, son-
dern eine selbstbewußt auftretende Heldin. 

Sabine Kebir macht auch im übrigen Teil 
ihrer Arbeit, der die Jahre ab 1945 in der 
SBZ, der DDR und zuletzt im „Beitrittsgebiet“ 
beinhaltet, markante Werke zu themenset-
zenden Schwerpunkten. Denn Elfriede Brü-
ning hat ihre Lebensstationen literarisch 
und journalistisch-publizistisch verarbeitet: 
das abhängige Dasein als junge Mutter auf 
dem schwiegerelterlichen Landgut ebenso 
wie die Erfahrungen als Alleinerziehende 
im sowjetischen Sektor von Berlin vor 1961, 
als Journalistin in der SBZ, später Scheidung, 
Liebesbeziehungen, Reportage-Tätigkeit, 
Freundschaften, Sorge um die heranwach-
sende und erwachsene Tochter. Immer wieder 
betrat die Autorin bewußt auch Konfliktfel-
der. Sie widersprach leitenden Funktionären, 
die meinten, es sei nach der Durchsetzung 
sozialistischer Eigentumsverhältnisse und 
unter Gesetzesparagraphen bereits alles in 
Ordnung mit den Frauenrechten. Elfriede 
Brüning schrieb an gegen sexuelle Prüderie 
und gegen verbreitetes männliches Domi-
nanzgebaren bei sozialistischen Verant-
wortungsträgern und Leitern, sie wies hin 
auf die dauerhaft schmerzhafte Spannung 
zwischen dem Recht der Mütter auf beruf-
liche Selbstverwirklichung einerseits und 
dem Recht der Kinder auf elterliche Zuwen-
dung andererseits, und sie griff unerschrok-
ken nach heißen Eisen wie Heimerziehung 
oder jugendliche Asozialität. Sie wußte, daß 
sozialistische, familienfreundliche Gesetze 
eine notwendige Bedingung, aber noch kein 
Garant zur Selbstverwirklichung der Frauen 
im Alltag sind. Und sie hat als streitbare 

Sozialistin daraus ihre Konsequenz gezogen. 
Die unvollständige Aufzählung von Kapitel- 
und Abschnittsüberschriften gewährt Ein-
blick: „Loyale Genossin – unbequeme Autorin 
(1955–1959)“, „Brünings Bücher – Ärgernis 
und Mangelware“, „Asozialität: Als Repor-
terin einer scheiternden Utopie auf der Spur 
(1965–1969)“, „Frauenerwerbsarbeit und 
familiäre Risiken (1970–1978)“, „Generati-

onskonflikte: Die Selbstverwirklichung 
der Großmutter (1974–1986)“. 
Beispielhaft sei Kebirs Darstellung der 
Rezeptionsgeschichte von Brünings 
Roman „Regine Haberkorn“ erwähnt. 
Die Heldin, Arbeiterin in einem sozia-
listischen Betrieb, will ihren Anspruch 
einlösen: Freude und Erfüllung in der 
Arbeit und in der Ehe, eine gute Mut-
ter sein und Anerkennung im Kreis der 
Kolleginnen und Kollegen im Produk-
tionsbetrieb bekommen. Regine Ha-
berkorn stößt an Grenzen, aber weicht 
der Konfrontation mit Ehemann, Abtei-
lungsleiter und Kolleginnen nicht aus. 
Tausende Leserinnen der „Tribüne“ (dort 
zuerst 1955 als Fortsetzungsroman ver-
öffentlicht) erkannten sich in „Regine 
Haberkorn“ wieder, äußerten sich in 
Leserbriefen und luden sie zu Diskus-
sionsabenden ein. Anders die offizielle 
Kulturpolitik. Ein wiederkehrender 
Hauptvorwurf lautete, „der Bewußt-
seinsstand der (…) Werktätigen (sei) 
nicht richtig dargestellt (…)“, und abge-

wertet als „kleinbürgerlich“ nahm Elfriede 
Brüning jahrelange Benachteiligungen bei 
Veröffentlichungen, Neuauflagen oder auch 
Preisen und Ehrungen hin. 
Als ab 1990 im „Beitrittsgebiet“ viele der 
frauenrechtlichen Errungenschaften zusam-
men mit den volkseigenen Betrieben abge-
wickelt wurden und die Sieger bald darauf 
zu Diffamierung und Rufmord übergingen, 
trat die bereits über 80jährige Elfriede Brü-
ning mutig dagegen auf. Sabine Kebir über-
schreibt ihre entsprechenden Textabschnitte: 

„Reportagen über ,Zwangsadoptionen‘: Kin-
der im Kreidekreis“, „Die DDR verlassen zu 
wollen, rechtfertigt das alles?“, „Zwangsadop-
tionen im Westen“ oder „Doppelte Maßstäbe 
der Medien“.
Im August 2014 starb Elfriede Brüning hoch-
betagt, und viele ihrer Zeitgenossinnen und 
Wegbegleiter mögen sich eindrucksvoller 
Begegnungen mit der Schriftstellerin gut 
erinnern. Denn: „Auch im letzten Jahr ihres 
Lebens absolvierte sie noch Interviews und 
Lesungen (…) Die Zuhörer – keineswegs aus-
schließlich weiblich – begriffen, daß sie ein 
Monument vor sich hatten, eine unbeugsame 
Frau, die fast ein Jahrhundert lang unbeirrt 
für Emanzipation eingetreten war.“ Dieser 
vorletzte Satz des Buches resümiert, was die 
Autorin Sabine Kebir über die 18 Kapitel hat 
lebendig werden lassen. Marianne Walz

Sabine Kebir: Frauen ohne Männer? Selbst-
verwirklichung im Alltag. Elfriede Brüning 
(1910–2014). Leben und Werk. Aisthesis-Ver-
lag, Bielefeld 2016, 954 S., 34,95 €

Elfriede Brüning mit Sabine Kebir
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Stimmen aus aller Welt über die DDR 
Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, 
existierte, haben sich immer wieder Persönlichkei-
ten aus der ganzen Welt bei oder nach Besuchen 
über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am  
7. Oktober 1979 hat die Auslandspresseagen-
tur Panorama DDR über hundert solcher Stel-
lungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden 
ist so ein Mosaik persönlicher Erfahrungen und 
Erkenntnisse, die jeweils ein Stück gesellschaftli-
cher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend 
für die anderen veröffentlichen wir hier einige die-
ser Äußerungen;  Älteren zur Erinnerung, Jünge-
ren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für 
die Welt – und für uns – war.

Prof. D. Christian G. Baeta

Mitglied der Afrikanischen Christlichen Kir-
chenkonferenz, Ehrenpräsident der Freund-
schaftsgesellschaft Ghana–DDR

Einer freundschaftlichen Einladung der Evan-
gelischen Kirche der Union (Bereich DDR) fol-
gend, machte ich im Februar 1978 wieder eine 
Reise durch die DDR. Als Mitglied des Kura-
toriums des Prediger-Seminars zu Witten-
berg seit dem Jahre 1973 war es immer mein 
Wunsch, einmal leibhaftig einer Sitzung die-
ses Gremiums beizuwohnen.
Nach den Kuratoriumssitzungen in Wit-
tenberg reiste ich über Naumburg, Leipzig, 
Görlitz (mit Abstecher nach Herrnhut) und 
Magdeburg zurück nach Berlin. An jedem die-
ser Orte sprach ich mehrmals zu Pastoren und 
anderen kirch lichen Mitarbeitern, zu Hoch-
schullehrern und Studenten sowie Mitglie-
dern kateche tischer Seminare und vor allem 
auch zu Gemeindegliedern.
Am ersten Sonntag meiner Besuchszeit hielt 
ich die Predigt im Morgengottes dienst im Pre-
diger-Seminar Wittenberg, zu dem auch viele 
Stadtbewohner kamen; am zweiten Sonntag 
predigte ich ebenfalls in einem musikalisch 
schön ausgestatte ten Morgengottesdienst im 
Dom zu Mag deburg. Alle die Veranstaltungen 
waren auffallend gut besucht. Die Predigten 
ausgenommen, gab es nach meiner An sprache 
jeweils eine Diskussion, welche fast immer 

die dafür vorgesehene Zeit weit überschritt. 
Meine Zuhörer waren mir gegenüber so gütig 
und aufgeschlossen, daß es wenig brauchte, 
um mit ihnen in einen regen und ersprießli-
chen Kontakt und Austausch zu kommen.
Obwohl es draußen eisig kalt war – die Tem-
peratur weit unter Null, und ich war doch 
bei 35 Grad Celsius von zu Hause abgereist! 

–, war ich in den Versamm lungen und bei mei-
nen Gastgebern durch weg recht wohlgemut, 
fühlte mich warm, gut aufgehoben und im 
Frieden. Nach meiner Ansicht ist das ökume-
nische Ver antwortungsgefühl der Christen in 
der DDR erstaunlich hoch. In Magdeburg war 
es mir eine besondere Freude, von Geist lichen 
des Doms eine Maske des Heiligen Mauritius, 
abgenommen vom ältesten Stein abbild eines 
afrikanischen Gesichtes im europäischen 
Raum, als Geschenk zu erhalten.
Nach wie vor bin ich der festen Über zeugung, 
daß unser Land Ghana sehr viel von der DDR 
lernen kann und soll. Dieser gewaltige Ver-
such, durch die Zusammen arbeit von Men-
schen verschiedener Glau bensmeinungen 
ein gerechteres Gemein wesen aufzurichten, 
ist ein Vorbild, das auch uns zu erfreulichem 
Nutzen verhel fen kann. Zum 30. Jahrestag der 
DDR möchte ich allen meinen Freunden und 
Bekannten meine aufrichtigen Glück wünsche 
entbieten.

Mia Couto

Direktor der Nationa-
len Nachrichtenagen-
tur der Volksrepublik 
Moçambique

Zusammen mit wei-
teren vier Journali-
sten aus Moçambique 
besuchte ich auf Ein-
ladung der Nachrich-
tenagentur ADN für 

einen Monat die Deutsche Demokratische 
Republik. Für uns alle war es der erste Kon-
takt mit einem sozialistischen Land. Uns ver-
band das gleiche Gefühl der Er wartung und 

Neugier, die Welt des So zialismus kennenzu-
lernen, dessen Errich tung in unserem Land 
zum Ziel erklärt wurde und bereits begon-
nen hat.
Die ersten Begegnungen mit der Reali tät der 
DDR waren für uns eine Über raschung. Wer 
in einem Land lebt, in dem der Kolonialismus 
den Alltag zu einem Bild des Elends gemacht 
hat, und eine Welt kennenlernt, in der es keine 
Über reste der Erniedrigung mehr gibt, glaubt 
einen Traum zu erleben.
Die durch den Kampf der Werktätigen unter 
der Führung der SED erreichten sozialen und 
materiellen Errungenschaf ten sind wirklich 
beachtlich. Die Errich tung des Sozialismus 
widerspiegelt sich im täglichen Leben der 
Menschen, in ihren Denk- und Verhaltens-
weisen. Man be merkt rasch, daß der Fort-
schritt dem Wohle der Arbeiter und Bauern 
dient.
ADN ermöglichte uns einen inhaltsrei chen 
Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet des 
Nachrichtenwesens. Es war für uns sehr 
nützlich zu erfahren, welche konkre ten 
Verfahrensweisen angewendet wer den, um 
das Prinzip der Planung auf dem Gebiet des 
Informationswesens einzufüh ren. Unsere 
Delegation besuchte Berlin und die Stadt 
Halle. Die gute Programm gestaltung unseres 
Aufenthaltes ermög lichte es uns, landwirt-
schaftliche Produk tionsgenossenschaften, 
Kindergärten, den Journalistenverband 
sowie Freizeit- und Kulturzentren zu besich-
tigen. Außerdem kamen wir mit Gewerk-
schaftsfunktionären und Funktionären 
der Schule der Solida rität für Journalisten 
zusammen.
Alle diese Begegnungen zeigten uns eine im 
Kampf gegen den Kapitalismus menschlich 
gewordene Gesellschaft, in der neue soziale 
Beziehungen entstanden sind. Man fühlt sich 
daher in diesem gast freundlichen Land kaum 
als Fremder. Der unvergeßliche Eindruck, den 
wir von unserer Reise mitnahmen, bestä-
tigte uns einmal mehr die Gewißheit, daß 
die so zialistische Gesellschaft eine Alterna-
tive darstellt.

zum 100. Geburtstag
Kurt Schamel (Waren/Müritz) am 13. April

zum 92. Geburtstag
Rolf Pflanz (Solingen) am 29. April

zum 91. Geburtstag
Leo Kuntz (Königs Wusterhausen,  
OT Zernsdorf) am 16. April

zum 90. Geburtstag
Heinz Blauert (Berlin) am 13. April
Ewald Moldt (Berlin) am 22. April)

zum 85. Geburtstag
Gerd Ziemann (Berlin) am 6. April
Wolfgang Welkerling (Dresden) am 11. April

zum 80. Geburtstag
Axel Müller (Bautzen) am 5. April
Wolfgang Schumann (Dresden)  
am 5. April
Gerd Hommel (Dresden) am 10. April
Dr. Gerd Scharfenberg (Berlin)  
am 21. April
Reiner Köhler (Berlin) am 24. April
Dr. Helena Hauke (Schkopau, OT Ermlitz)  
am 27. April

zum 75. Geburtstag
Manfred Judeck (Bad Harzburg)  
am 26. April
zum 70. Geburtstag
Günter Hecker (Ballenstedt) am 20. April

Hans-Werner Fahring (Bitterfeld/Wolfen)  
am 10. April
Dieter Kramp (Grevesmühlen)  
am 12. April
Klaus-Peter Schloßhauer  
(Gutow/Badendiek) am 13. April

zum 65. Geburtstag
Bärbel Umlauf (Berlin) am 15. April
Hans-Dietmar Beyer (Dresden)  
am 18. April
Ute Künzel (Kägsdorf) am 25. April

zum 60. Geburtstag
Wolf Gursinski (Hamburg) am 26. April
Uwe Jakuttis (Wiesbaden) am 27. April

Wie immer gilt unsere Gratulation auch allen anderen Geburtstagskindern des Monats.

Herzliche Glückwünsche unseren Jubilaren des Monats April! 
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Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Ist der letzte Frühling tatsächlich schon 
ein Jahr her? Ich warne euch, liebe Mitle-

ser. Je älter man wird, desto rascher und eili-
ger wird die Zeit. „Das Leben brandet, stößt 
mit Füßen, drängelt sich dazwischen und 
vor, mahnt zu Unzeiten und mit unfairen Mit-
teln und gewährt nur selten das Gefühl, man 
könne sich doch mal auf die Gartenbank set-
zen.“ („RotFuchs“, April 2016)
Wenn ich vor einem Jahr so empfunden und 
aufbegehrt habe, welchen Umfang müßten 
dann Unbehagen und Anmahnung jetzt haben? 
Was innerhalb eines Jahres an Veränderungen 
nicht aufzuhalten war, zeigt uns die Grenzen 
unserer Möglichkeiten zur Einmischung in 
scheinbare Freiheiten und trotz der Chancen 
für Wahl und Abwahl von Personen, Politikern 
mit jubeligem Anfang, oder abgewirtschaftet, 
am Ende.
Alle Hoffnung auf weltweite friedliche Ver-
träge und Einhaltung von geäußerten Vorsät-
zen und, wenn auch mit geringem Erfolg, von 
mühseligen Absprachen, scheinen aufgekün-
digt. Wofür? Für mindestens konterrevolutio-
näre, wenn nicht kriminelle Energie hin zur 
ganzen Macht. Die Zeitungen sind jeden Tag 
voll davon. Der harte Schwenk nach rechts läßt 
alles auferstehn, was aus solchem Allmachts-
streben schon geworden ist.
Das Lebendige, für das doch alle Kräfte angeb-
lich alles tun würden, um es besser zu schützen, 
nein, überhaupt zu schützen, scheint wieder 
einmal an den Rand gestellt. An welchen? An 
einen gefährlichen Rand. Felsrand, Rand der 
Erdkugel? Rand des Lebens, als wäre die Erde 
aus Porzellan, und jeder Idiot könnte sie zer-
brechen. Ach, höre ich, das haben wir früher 
auch befürchtet. Darf nicht, und wird nicht 
sein, denn wieder, höre ich auch, regen sich 
allerorten die helfenden Hände, und Köpfe 
werden zermartert, alte Vorurteile geprüft, 
und was neu ist, hat bisher noch weniger 
Schaden anrichten können als das, was im 
Geschichtsbuch unter Verbrechen aufgezeich-
net ist. Na ja, die neuen Mächtigen sind ja auch 
noch relativ neu im Amt und im Bestreben, sich 
auf einer schwarzen Seite im Geschichtsbuch 
einzutragen. Noch gedenken wir am auffällig-
sten der gewesenen Untaten. Es gibt ausrei-
chend Gedenktage im Kalender. Sie werden von 
immer weniger Menschen beachtet – oder sind 
umstritten.
Das Alte ist vorbei, mit den Alten ins Gleich-
gewicht gebracht, abgeschaff t , mit Ein-
schränkungen oder strafender Markierung 
versehen. Oder wird als ruhmreich im Auge 
und im Hirn gehalten. Und wenn schon die 
Ergebnisse keinen Grund zum Feiern abge-
ben, so wollen wir doch den Plan, die Absicht, 
hoch anerkennen. Nicht bei jedem. Aber bei 
manchem, wo es irgendwie möglich ist, dann 
auch über Gebühr. 
Jüngst war eine kluge Rede zu hören, die es 
wert ist, aufgehoben zu werden, damit man 
sich gelegentlich durch Nachlesen erinnern 
kann. Sie wurde in einer Bundesversammlung 
anläßlich der Verabschiedung des bisherigen 
Bundespräsidenten und der Wahl seines Nach-
folgers gehalten, von Norbert Lammert. Das 
ist ein kluger und besonnener, ein gebildeter 

Mann, den ich zweimal bei seiner Arbeit beob-
achten durfte. Das war einmal sehr anregend, 
einmal unangenehm: als er einem Barden, der 
sich als neuer Ehrenbürger der Hauptstadt 
respektlos und unangemessen eitel im Forum 
der Abgeordneten laut machte, zum Dank die 
Hand schüttelte. Das tat auch die Bundeskanz-
lerin, aber sei’s drum.
Als Wahlfrau für Sachsen sah ich Herrn Lam-
mert einen Tag lang bei dem Versuch, Ordnung 
und Regeln gegenüber einer unordentlichen 
Menge im Raum durchzusetzen. Er war gedul-
dig, taktvoll und nicht ohne hintergründigen 
Witz. Gegenüber sehr unterschiedlich gepräg-
ten Absichten. Von den Anwesenden wußte 
wahrscheinlich jeder genau, was er unbe-
dingt wollte, und war ziemlich sicher, das mit 
Gleichgesinnten auch durchzusetzen. Grüne 
und SPD wollten Gauck als Bundespräsiden-
ten. Wir Linken, und wohl auch andere, wollten 
das nicht. Mit unserer Hilfe ist er es im ersten 
Anlauf auch nicht geworden. Es hat erst beim 
zweiten Mal geklappt. Aber nun ist wieder ein 
neuer altbekannter Mann gewählt worden, der 
wird – bleibendes Unbehagen! – auch wieder 
ins Schloß einziehen. Und auch er wird eine 
eigenständige, kluge Frau mitbringen, die 
nicht recht weiß, was sie ab nun in einem alten 
Schloß soll.
Als der Neue gewählt wurde, saß Joachim 
Gauck im Saal, na ja, drüber, auf der Empore. 
Rentner nun, ein alter Mann, klapprig, mit 
einem vielleicht löchrigen Gedächtnis. Seine 
Meinung und sein Urteil über das Leben ande-
rer sind außer Kraft gesetzt. Ich könnte mit 
ihm meinen Frieden machen. Als er von den 
Anwesenden geehrt wurde, peinlich lange, 
stand er da, vermutlich ehrlich gerührt und, 
mag sein, die Leute standen für ihn länger, 
als er an deren Stelle für einen wie ihn aufge-
standen wäre. Er hat nicht gelebt, wie dieser 
Augenblick uns einreden möchte. Ich kriege 
das Bild eines alten, verdienstvollen Mannes 
nicht deutlich hin. Seine Umgänglichkeit, mit 
der – im nachhinein so bekämpften – Staats-
macht der DDR. Und dann der ganze Mut und 
die ganze Wut hinterher, gegen andere, nicht 
schlechter als er.
Es gelingt mir kein Ein-
verständnis darüber, 
daß seine alten Privile-
gien weitergeführt wer-
den. Er, der im Leben 
vieler anderer Men-
schen in untermauerter 
Funktion nach jedem 
dunklen Pünktchen 
geforscht hat, und dem 
es trotz seiner Fröm-
migkeit möglich war, 
Menschen an ehernen 
Urteilen zerbrechen zu 
sehen. Er scheint mit 
sich im reinen.
Was hat er gedacht, 
damals, als er auf dem 
Bahnsteig stand, um 
seine Söhne zu ver-
abschieden, die er ab 
sofort besuchen durfte. 

Ein unglaubliches Privileg in der DDR. Eins, 
von dem ich nicht glauben kann, daß es anders 
als durch Leistung und Gegenleistung zur 
Absprache gedieh, zur Ausnahme. Es paßt nicht 
zu dem Mann, der eine Behörde geleitet hat, 
um mit Menschen, die in der DDR gelebt und 
gearbeitet haben, abzurechnen. Wie würde 
er begründen, daß er für diese Behörde einen 
Nachfolger durchsetzte, der als Linkenhasser 
bekannt ist. War er bei jenem Sturm auf die 

„Stasi“-Bastille Rostock lange genug mit seinen 
Akten allein? So erzählt man es sich.
Und da sollte ich als Wahlfrau im Bundestag 
einen Präsidenten wählen, dem ich niemals 
hätte Freund sein können. Nicht, weil er auch 
ein fehlbarer Mensch ist, der seine Vergan-
genheit vielleicht in manchem Moment anders 
ansieht, als er seine Zukunft sehen möchte. Ob 
er eins seiner Ämter jemals gesetzwidrig miß-
braucht hat, weiß ich nicht. Es hat wohl auch 
keine strenge Suche nach solchen Anlässen 
gegeben. Ich habe einmal ein Foto von ihm 
gesehen, er spielte da wohl als junger Pfarrer 
mit seinem kleinen Sohn auf einer Wiese. Ein 
attraktiver Mann, ganz gelöst, lächelnd, liebe-
voll. Wäre er doch, normal alternd, so geblie-
ben. Dann wüßte ich zwar nicht, daß meine 
Tochter von einem „Romeo“ geheiratet wurde, 
der „unbedingt in die Familie wollte“, aber dann 
hätte sie ihre „Akten“ nicht gelesen, und für ihre 
Seelenruhe und meine Mutterliebe wäre es bes-
ser gewesen. Der hat sich beim Hahnenschrei 
sowieso verfatzt, und um das Leben mußten 
wir uns allemal selber kümmern.
Wir haben Gauck damals nicht gewählt. Des-
wegen geschah Unglaubliches: die Bereitschaft 
zu demokratischer Fairneß war vergessen, als 

„wir“ nicht mitspielten. Einen solchen Ausbruch 
von Wut und nahezu kindlicher Bösartigkeit 
habe ich während eines offiziellen Aktes noch 
nie gesehen. Da streckten Politiker die Zunge 
raus, pfiffen auf den Fingern, und es war, wenn 
auch nur für Minuten, blanke Wut.
Im zweiten Anlauf hat es dann geklappt.
Wer ihn beerbt, sollte sich ein ehrliches Bild 
seines Vorgängers vor Augen halten. Vielleicht 
nur, um es besser zu machen.

Karikatur: Klaus Stuttmann
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„RotFuchs“-Veranstaltungen im April und Mai

 ■ Regionalgruppe Eberswalde
Am 3. April um 17 Uhr spricht Oberst 
a. D. Bernd Biedermann zum Thema: 
Interessengegensätze USA – Rußland
Ort: Bürgerbildungszentrum, 
Puschkinstraße 13, 16225 Eberswalde

 ■ Regionalgruppe Mecklenburg 
Vorpommern – Nord/West 

Am 6. April um 15 Uhr spricht Admiral a. D. 
Theodor Hoffmann zum neuen Weißbuch 
der Bundeswehr. 
Ort: Stadtkantine, Großschmiedestraße 
41–43, 23966 Wismar

 ■ Regionalgruppe Dresden 
Am 8. April um 10 Uhr spricht Uwe Hiksch, 
Sprecher des Marxistischen Forums bei der 
Partei Die Linke, zum Thema: Europäische 
Integration – Welches Europa wollen wir?
Ort: „Drogenmühle“, Dresdner Straße 26, 
01809 Heidenau

 ■ Regionalgruppe Berlin Marzahn-
Hellersdorf

Am 18. April um 18 Uhr spricht Harri 
Grünberg, Mitglied des Parteivorstandes 
der Partei Die Linke, zu aktuell-politischen 
Fragen.  
Ort: Stadtteilzentrum Marzahn-Mitte, 
Marzahner Promenade 38, 12679 Berlin

 ■ Regionalgruppe Berlin-
Hohenschönhausen

Am 19. April um 18 Uhr spricht 
Rechtsanwalt Hans Bauer, Vorsitzender der 
GRH, zum Thema: Recht und Unrecht – 
Anwalt in zwei deutschen Staaten
Ort: Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 13051 Berlin

 ■ Regionalgruppe Bernau und das 
Territoriale Bündnis Bernau und 
Umgebung 

laden am 20. April um 14 Uhr zu 
einem Treffen mit Kandidaten für die 
Bundestagswahl ein. 
Ort: Stadthalle Bernau, Hussitenstraße 1, 
16321 Bernau 

 ■ Regionalgruppe Suhl
Am 20. April um 17 Uhr spricht Bruno 
Mahlow, Mitglied des Ältestenrates der 
Partei Die Linke, zum Thema: Rußland 
heute – Der 100. Jahrestag der 
Oktoberrevolution 
Ort: Gaststätte Weiberwirtschaft, 
Bahnhofstraße 1, 98527 Suhl

 ■ Regionalgruppe Berlin-Zentrum
Am 21. April um 16.30 Uhr spricht der 
Kunsthistoriker Dr. Peter Michel zum 
Thema: Was bleibt von der Kultur der 
DDR? (mit Film)
Ort: Bürogebäude (ND), Franz-Mehring-
Platz 1, 10243 Berlin

 ■ Regionalgruppe Strausberg 
Am 22. April um 9.30 Uhr spricht Wolfgang 
Dockhorn zum Thema: Linke Positionen 
im Wahlkampf zu den Bundestagswahlen   
Im Anschluß erfolgt die Wahl des 
Regionalgruppenvorstandes.
Ort: Familienzentrum, Mühlenweg 6 A, 
15344 Strausberg

 ■ Regionalgruppe Bitterfeld-Wolfen
Am 22. April um 10 Uhr sprechen die 
Theologen Edda und Karl-Helmut Lechner 
zum Thema: Religiöser Fundamentalismus 
Ort: Kulturhaus (Konferenzraum), 
Puschkinplatz 3, 06749 Bitterfeld-Wolfen

 ■ Regionalgruppe Chemnitz-Zwickau
Am 22. April um 10 Uhr spricht Wolfgang 
Hupfer zum Thema: Das blinde rechte 
Auge der Justiz 
Ort: „Rothaus“, Lohstraße 2, 09111 Chemnitz

 ■ Regionalgruppe Berlin-Lichtenberg
Am 26. April um 18 Uhr spricht Anja 
Mewes, Mitglied des Vorstandes der 
Friedensglockengesellschaft e. V., zum 
Thema: Wir sind schon viele, doch der 
Frieden braucht mehr!
Ort: KULTschule, Sewanstraße 43, 10319 
Berlin

 ■ Regionalgruppe Leipzig 
Am 26. April um 18 Uhr spricht Dipl.-Phil. 
Siegfried Kretzschmar zum Thema: Der 
100. Jahrestag der Oktoberrevolution – 
Lenins „Aprilthesen“
Ort: Villa Davigon, Friedrich-Ebert-Straße 
77, 04105 Leipzig

 ■ Regionalgruppe Erfurt-Weimar
Am 27. April um 13.30 Uhr Vortrag und 
Buchvorstellung „Soldaten für den 
Frieden – Die Sicherung des Friedens als 
vordringlichste Aufgabe unserer Zeit“  
Referent: Generalleutnant a. D. Manfred 
Volland 
Ort: Gaststätte Dahlie, Roßlauer Straße 1, 
99086 Erfurt

 ■ Regionalgruppe Magdeburg
Am 27. April um 14 Uhr sprechen 
Oberstleutnant a. D. Dieter Skiba und 
Oberst a. D. Dr. Reinhard Grimmer 
zum Thema: Im Namen des Volkes – 
Ermittlungs- und Gerichtsverfahren 
in der DDR gegen Nazi- und 
Kriegsverbrecher
Ort: Kühleweinstraße (Kulturraum am Ende 
der Sackgasse), 39106 Magdeburg

 ■ Regionalgruppe Frankfurt/Oder
Am 28. April um 15 Uhr spricht 
Wolfgang Dockhorn zum Thema: Die 
Bundestagswahlen und die Linken 
Ort: Klub der Volkssolidarität, Logenstr. 1, 
15230 Frankfurt/Oder 

 ■ Regionalgruppe Harz
Am 28. April um 15 Uhr spricht Oberst a. 
D. Frithjof Banisch zum Thema: Die Rolle 
europäischer Grenzen einst und heute
Ort: Gaststätte Lindenhof, 
Spiegelsbergenweg 16, 38820 Halberstadt 

 ■ Regionalgruppe Königs Wusterhausen 
Am 29. April um 10 Uhr spricht Wolfgang 
Dockhorn zum Thema: Die Positionen des 

„RotFuchs“-Fördervereins im Wahlkampf 
zu den Bundestagswahlen
Ort: Bürgertreff, Fontaneplatz 2, 15711 
Königs Wusterhausen

 ■ Regionalgruppe Neubrandenburg
Am 29. April um 10 Uhr spricht Dr. 
Wolfgang Grabowski, Mitglied des 
Ältestenrates der Partei Die Linke, zum 
Thema: Rußland ist auf der Weltbühne 
zurück – eine stabilisierende Kraft
Ort: Seniorenbüro e. V., Poststraße 4, 
17033 Neubrandenburg

 ■ Regionalgruppe Rostock
Am 5. Mai um 16 Uhr spricht der 
jW-Journalist und Autor Volker Hermsdorf 
zum Thema: Kuba und die aktuellen 
Entwicklungen in Lateinamerika
Ort: Stadtteilbegegnungszentrum der 
Volkssolidarität, Kurt-Schumacher-Ring 
160, 18146 Rostock-Dierkow

Informieren und teilen!
Der „RotFuchs“ ist nun  

auch im Online-Netzwerk  
Facebook vertreten. 

Unter der Adresse 

www.facebook.com/
Zeitschrift.RotFuchs

wird auf Termine von Regionalgrup-
pen und ausgewählte Beiträge aus 
unserer Zeitschrift hingewiesen.
Facebook-Nutzer können diese auf 
ihrer eigenen Seite teilen und so 
dazu beitragen, unsere Zeitschrift 
und unsere Veranstaltungen be-
kannter zu machen.
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Zum Artikel „Anmerkungen zum Lutherbild 
Joachim Gaucks“, RF 229
Es ist gut, daß hier ein differenziertes Lutherbild 
angeboten wird, auch in der Auseinanderset-
zung mit Gauck, dessen Präsidentschaftszeit in 
den bürgerlichen Medien überwiegend positiv 
beurteilt wurde. Entweder hat der Theologe 
Gauck keine Ahnung, oder er verfälschte bewußt 
das Lutherbild, wenn er am 9. November 1999 
im Bundestag behauptete, wir hier im Osten 
hätten vom Reformator gelernt, „ohne Gewalt 
mächtig zu sein“. Unter dem Dach der Kirche 
hätte 1989 eine „friedliche Revolution“ im 
Geiste Luthers stattgefunden. Eine Revolution 
war es nicht, aber friedlich sind die Ereignisse 
schon verlaufen. Das war aber in besonderem 
Maße der Politik führender Organe der DDR zu 
verdanken. Luther lehnte Gewalt keineswegs 
ab, wie seine Aufrufe zum Mord an Bauern 
und Juden beweisen. Seine Schrift „Wider die 
räuberischen und mörderischen Rotten der 
Bauern“ ist an Zynismus nicht zu überbieten.
Interessant wird sein, wie Staat und Kirche 
mit Luthers Judenhaß umgehen werden, der 
jedes Maß überstieg, wenn er forderte, die 
Synagogen mit Pech und Schwefel zu ver-
brennen und die Juden zu töten, weil sie des 
Teufels seien. Mir steht Thomas Müntzer mit 
seiner Forderung „Die Gewalt muß gegeben 
werden dem gemeinen Mann“ entschieden 
näher als Luther.
Selbstverständlich muß aber die Bedeutung des 
Wirkens von Martin Luther gewürdigt werden. 
Sie geht weit über Deutschland hinaus. Das 
Weltbild des katholischen Papsttums wurde 
erschüttert. Die Reformation gab den Anstoß für 
die frühbürgerliche Revolution in Deutschland, 
auch wenn das nicht im Sinne Luthers war.
Margot Käßmann ist zuzustimmen, wenn sie 
die Bibelübersetzung hervorhebt, die die größte 
aktuelle Bedeutung hat und eine wichtige Rolle 
bei der Herausbildung der deutschen Nation 
spielte. Wichtig war auch die von ihr genannte 
Glaubens- und Geistesfreiheit, wie sie Luther 
definierte, sein Eintreten für Schulen und sein 
Lebenssinn, der den Humor einschloß. 
Richtig ist auch Horst Schneiders Einschätzung 
Gaucks, der als Leiter der nach ihm benannten 
Inquisitionsbehörde „das Wort Gottes aus 
seinem Wortschatz gestrichen“ und viel Unheil 
angerichtet hat. Wir werden sehen, welches 
Lutherbild uns in der nächsten Zeit vermittelt 
wird. Dr. Kurt Laser, Berlin

Vielen Dank für die vielen und soliden Beiträge 
in den zurückliegenden Heften. Es ist irgendwie 

tröstlich, Meinungen zu finden, die mit den 
eigenen in eine Richtung gehen und Denkan-
stöße geben. Zum Nachdenken hat mich auch 
Egon Krenz mit seiner Rede „Zu den Gründen 
unserer Niederlage“ angeregt. Sicher hat er 
viele richtige und unbestreitbare Sachverhalte 
aufgeführt. Leider hat er nicht erklärt, wessen 
Niederlage er mit „unsere“ meint: die SED, den 
Staat, den Marxismus-Leninismus oder die DDR 
als Gesellschaft.     
In einem Punkt hat er mich gründlich enttäuscht: 
Es sind die anderen gewesen, die Fehler gemacht 
haben. Wo lagen denn die Fehler der SED-
Führung bei der Führung und Organisation 
der Menschen in der DDR? Warum wurden die 
Gesellschaftswissenschaften nicht im marxisti-
schen Sinne von der Partei- und Staatsführung 
genutzt? Warum durften kluge Wissenschaftler 
nur Siegesmeldungen und Illustrationen der 
Erfolge im ZK abliefern? Woraus erklärt sich das 
blamable Versagen fast aller Führungsebenen 
der SED im Jahr 1989 und in den Jahren zuvor? 
Es gäbe noch viele Fragen, die hier zu stellen 
wären, wollte man die Ursachen der Niederlage 
der SED und des Staates DDR analysieren.             
Mir geht es nicht um Rechthaberei, aber wenn 
ich sehe, wie in der Partei Die Linke schon 
wieder Politik ohne wissenschaftliche Grund-
lagen gemacht und Geschichte verfälscht 
wird sowie personelle Fragen sich vor allem 
um Beschaffung von Posten drehen, fühle ich 
mich fatal an die Fehler SED-Politik erinnert. 
Die Fehler haben doch in ihrer Summe dazu 
geführt, daß die SED keine feste Verbindung 
zur Bevölkerung besaß – und heute führen sie 
dazu, daß Wählerstimmen fehlen.

Dr. Frank Tröger, Chemnitz

Durch die Zusammenarbeit mit Horst Jäkel 
wurde ich im Herbst vergangenen Jahres auf 
den „RotFuchs“ aufmerksam. Seit November 
2016 lese ich ihn regelmäßig. 
Die Zeitschrift hat bei mir den „Anklang“ gefun-
den, den ein Erzeugnis haben muß, das von 
mir im Abo gelesen werden will. Mit anderen 
Worten: Der „RotFuchs“ entspricht insgesamt 
meinen Erwartungen. Er hebt sich wohltuend 
von den meisten Druckerzeugnissen ab, die 
in vorauseilendem Gehorsam den „Zeitgeist“, 
nicht nur die Politik betreffend, bedienen. Es 
gibt viele Veröffentlichungen, die ich besonders 
wertschätze. Allerdings habe ich den Eindruck 
gewonnen, daß Artikel einzelner Autoren zu wenig 
oder gar keine kritischen „Töne“ beinhalten, 
obwohl solche sicherlich angebracht wären. 
So wird im Beitrag von Egon Krenz „Zu den 
Gründen unserer Niederlage“ betont, daß der 
Niedergang der DDR „schon viel früher“ einsetzte. 
Auch die Verantwortung führender Politiker der 
UdSSR vergißt man dabei nicht zu erwähnen. 
Klopft man die betreffenden Beiträge jedoch auf 

„früher“ ab, landet man frühestens beim Jahr 
1985 oder gar später. Da lag mein Heimatland 
doch schon „im Sterben“. 
Eine weitere Frage beschäftigt mich. Weshalb 
ließ die Sowjetunion es so weit kommen? Egon 
Krenz bezieht sich hier auf die Bedeutung der 
Arbeitsproduktivität für den Bestand der neuen 
Gesellschaft. Aber die Folgen einer zu geringen 
Arbeitsproduktivität waren doch bekannt. Hat 
man sie nicht ernst genug genommen? Und 
daß die USA sowie die anderen kapitalistischen 
Staaten „Kommunistenhasser“ waren und alles 

unternahmen, um den Sozialismus vom Erdball 
zu vertreiben, das lernten wir schon in der 
Schule. Daraus mußte sich doch unsere Pflicht 
ableiten, dem entgegenzutreten. Taten wir das 
ausreichend, oder waren wir (damit meine ich 
die gesamte sozialistische Staatengemeinschaft) 
zu schwach „auf der Brust“?

Reinhardt Koblischke, Aschersleben

Anläßlich des 67. Jahrestages der Gründung des 
Ministeriums für Staatssicherheit am 8. Februar 
hat das ZDF einen ganz eigenen Beitrag zu 
dessen Würdigung unter das Fernsehpublikum 
gebracht. In der am 11. Februar ausgestrahl-
ten Folge „Liebe und Tod“ der Krimireihe „Ein 
starkes Team“ trieften Wut und Haß auf den 
ersten deutschen Arbeiter-und-Bauern-Staat 
dermaßen stark, daß man geneigt war, eine 
Schüssel unter den Fernseher zu stellen. In der 
Fernsehzeitschrift „TV Movie“ heißt es unter „Film 
Facts“: „Angst und Schrecken. Die Stasi war das 
Unterdrückungs- und Überwachungsinstrument 
der DDR und schreckte nicht einmal vor Terror 
und Mord zurück.“ 
Dieses Gegeifer der medialen Wadenbeißer ist 
lediglich ein Ausdruck dessen, daß wir vieles 
richtig gemacht haben. Und unsere Tschekisten 
haben oft genug durch ihren mutigen Einsatz 
die verbrecherischen Pläne des Klassenfeinds 
durchkreuzt.  Peter Krüger, Berlin 

Liegt in der „wehrhaften Demokratie“, die immer 
wieder beschworen wird, nicht ein ernsthafter 
Defekt, wenn zuviel geduldet, zugehört und ver-
breitet wird? Wird Demagogen und Autokraten 
in der Öffentlichkeit nicht zuviel Raum geboten? 
Sind öffentlich-rechtliche Multiplikatoren wie 
Fernsehen und Radio denn nicht in der Pflicht, 
erkannten und benannten rechtsradikalen 
Geistesrichtungen Bild und Ton zu verwehren? 
Diskussion und Streit ja. Leider hatte der 
Sozialismus davon oft zuwenig. Die Demokratie 
heutiger Prägung bietet dafür zwar großen Raum, 
es muß aber gefragt werden, wo die Grenzen 
zwischen politischem Disput und offenkundiger 
Duldung von Rechtsradikalität und mehr zu zie-
hen sind. Meine Erfahrungen sagen mir, genug 
ist genug! Sich zu erinnern und Lehren aus der 
Vergangenheit zu ziehen, ist nicht jedermanns 
Sache – müßte es aber zumindest für die heu-
tigen Träger von Verantwortung sein.

Botschafter a. D. Peter Steglich, Berlin

Warum fallen mir bei dem ganzen Rummel um 
den neuen Kanzlerkandidaten Martin Schulz und 
dem Geschwafel, das er von sich gibt, solche 
Weisheiten ein wie: „Was kümmert mich mein 
Geschwätz von gestern?“ (Adenauer); „Es ist 
unfair, einen Politiker nach der Wahl an seine 
Wahlversprechen zu erinnern!“ (Müntefering); 

„Die Botschaft hör’ ich wohl, allein mir fehlt der 
Glaube.“ (Goethe); „Ist’s Wahnsinn auch, so hat 
es doch Methode.“ (Shakespeare)
Danke für Eure Zeitschrift! Sie ist immer wieder 
interessant zu lesen und baut auf.

Volker Kretzschmar, Potsdam

Gesunder Menschenverstand und vernünftige 
Schlußfolgerungen sind Voraussetzungen einer 
funktionierenden Demokratie. Wählen gehen 
heißt nicht, voller Frust es denen da oben mal 
zu zeigen, wählen heißt mitentscheiden, welche 
Partei regieren soll. Deshalb empfehle ich allen 

LESER BR I EF E
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noch Unentschlossenen, die 2017 zur Wahl 
gehen werden, sich auch mit dem Grundsatzpro-
gramm der AfD zu beschäftigen und dort nach 
Vorschlägen für eine gerechte Gesellschaft zu 
suchen. Sie dürften darin keinen einzigen finden!

Stanislav Sedlacik, Weimar

Renato Lorenz kritisiert in seinem Beitrag im 
Dezember-RF die Linkspartei. Ohne Zweifel ist 
diese Kritik berechtigt. Auch mir gefällt es nicht, 
wie sich Die Linke manchmal verhält. Man weiß 
oft nicht, welche Marschrichtung diese Partei 
einschlägt.
In diesem Jahr sind bekanntlich Bundestagswah-
len. Als Wahlkämpfer in vorderer Front hat Die 
Linke Dietmar Bartsch und Sarah Wagenknecht 
aufgestellt. Ich denke, Sarah Wagenknecht ist 
schon zuzutrauen, daß sie einiges bewegen kann. 
Leider wird  sie durch ihre Partei ausgebremst. 
Dietmar Bartsch dagegen kommt mir so vor, als 
würde er Schlaftabletten nehmen. Gregor Gysi 
ist weitgehend aus der Schußlinie gegangen.
Aber zur Bundestagswahl kann das Motto nicht 
heißen „Wer die Wahl hat, hat die Qual“.
Es gibt keine Alternative dazu, die Linkspartei 
zu wählen. Der Wahl fernzubleiben, wäre das 
Schlechteste und würde nur den anderen Par-
teien helfen. Johann Helbig, E-Mail 

Mit dem Beitrag „Revierkämpfe rechtsaußen“ 
in der „jungen Welt“ vom 2. Februar kam mir 
spontan der Slogan „Die Rechten kommen aus 
dem Westen“ in den Sinn. Dies ist sicher eine 
verkürzte Sichtweise, aber es ist auffallend, daß 
die Führungsriege der AfD mit westdeutschen 
Biographien, also einer von westlichen Werten 
geprägten Zeit ihrer Bildung und Sozialisa-
tion, aufwartet. Petry, Höcke, Gauland, Maier  
u. a. hat es, warum auch immer, in den Osten 
verschlagen, und hier rekrutieren sie das Per-
sonal sowie Wählerinnen und Wähler für ihre 
menschenverachtende Ideologie. Ein gleiches 
Muster finden wir beim Aufbau der NPD sowie 
anderer rechtsradikaler Gruppen. Letztendlich 
werden aber vorwiegend durch Politiker und 
leider auch bürgerliche Medien vor allem die 
Menschen und Verhältnisse im Osten für den 
offensichtlichen Rechtsruck von Sachsen bis 
Mecklenburg-Vorpommern verantwortlich 
gemacht. In den Betrachtungen bleibt auch 
völlig ausgeblendet, daß nach 1990 ein Heer von 
Beamten den Osten überschwemmte und die 
maßgeblichen Führungspositionen besetzten. 
Sie haben doch ihre Wertvorstellungen einge-
bracht, mit zum Teil drakonischen Maßnahmen 
(Evaluierungen, Entlassungen usw.) durchgesetzt 
und auch dafür gesorgt, daß personalpolitisch 
ein Kahlschlag in Bereichen wie Wissenschaft, 
Bildung, Kultur, Medien, Justiz, Polizei erfolgte. 
Dieser Prozeß vollzog sich auch bei den ein-
verleibten und neu gegründeten Parteien sowie  
z. T. bei den Gewerkschaften.
Diese Umstände, und nicht nur die gebroche-
nen Biographien, waren in den vergangenen  
26 Jahren für die Menschen im Osten prägend 
und haben wohl einige, neben den sozialpoliti-
schen Verwerfungen, empfänglich für Petry und 
Konsorten gemacht. Der unerbittlich zu führende 
Kampf gegen rechts muß gesamtgesellschaftlich 
und ohne jegliche Ost-West-Ressentiments, vor 
allem aber ehrlich und ohne ein ideologisches 
Brett vor dem Kopf, ausgetragen werden. Den 
rechten Brandstiftern sollten die Grenzen ihres 

verwerflichen Handelns politisch und rechtlich 
deutlich und nachdrücklich aufgezeigt werden.

Raimon Brete, Chemnitz

In Ergänzung zu der von Horst Neumann im 
Februar-RF aufgeworfenen Frage „Ist Marx 
eigentlich noch aktuell?“ eine kleine Episode von 
mir: Vor fünf Jahren haben meine Frau und ich 
eine „Europa-Rundreise“ unternommen. Erstes 
Ziel war das von der Friedrich-Ebert-Stiftung 
(SPD) betreute Karl-Marx-Haus in Trier. Während 
unseres Besuchs fiel uns auf, daß besonders 
viele chinesische Touristen da waren. Auf 
unsere Frage, warum gerade Chinesen, sagte 
die Museumsaufsicht, das sei nicht nur heute 
so, auch an den anderen Tagen kämen viele 
Gäste aus China. Anscheinend ist Karl Marx 
dort bekannter als hierzulande. 
Wir haben viel Interessantes, aber auch mir bisher 
Unbekanntes über Karl Marx erfahren. Begrü-
ßenswert wäre es, wenn es mehr Exkursionen 
nach Trier gäbe, was vielleicht ein Anliegen der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung sein könnte. Oder 
zum Friedrich-Engels-Haus nach Wuppertal. 
Am Ende des Rundgangs las ich: „Mit dem 
Zusammenbruch des Staatssozialismus in 
Mittel- und Osteuropa und der Transformation 
des asiatischen Kommunismus in halbkapi-
talistische Entwicklungsdiktaturen endet der 
Einfluß von Karl Marx nicht. Denn die Kehrseite 
der wirtschaftlichen Erfolge des Kapitalismus, 
der sich global durchgesetzt hat, sind weltweit 
zunehmende Arbeitslosigkeit und verschlech-
terte Arbeitsbedingungen, soziale Ungleichheit 
und fortschreitende Zerstörung der natürlichen 
Umwelt. Angesichts der sich auftürmenden 
Probleme wird eine Auseinandersetzung mit 
Fragestellungen und Methoden von Karl Marx 
weiterhin sinnvoll sein.“ Peter Müller, Freital

Zum Artikel „Grenze und Grenzregime der 
DDR“, RF 229
Ich habe das von Hans Bauer herausgegebene 
Buch „Halt! Stehenbleiben!“ nicht gelesen, stimme 
aber den Bemerkungen von Hans Fischer zu. Zu 
einer im Falle eines von der NATO ausgehenden 
Krieges gegen die Staaten des Warschauer 
Vertrages geplanten, von gewisser Seite unter-
stellten Besetzung der Frontstadt Westberlin 
durch Truppen der DDR (insbesondere des 
Ministeriums für Staatssicherheit) erfuhr ich 
von der „Stasi“-Unterlagenbehörde auf Anfrage, 
daß von solchen Planungen nichts bekannt sei, 
darüber nicht „geforscht“ werde und folglich 
bislang auch nichts publiziert wurde.

Dr. Wolfgang O. Schmitt,  
Berlin-Lichtenberg

Wenn Hans Fischer meint, in den vergangenen 
Jahren seien „zumeist“ Veröffentlichungen ent-
standen, die die Sicherheitsorgane diskreditieren, 
dann bestreite ich das. 
Allein in meinem Buch „Die Grenzen der DDR. 
Nach Anschluß ist die Staatsgrenze DDR/BRD 
zu innerdeutschen (Landes-)Grenzen gewor-
den“ (2016) habe ich auf den Seiten 166 bis 
217 wesentlich jene Literatur verzeichnet und 
in 18 Anlagen belegt, die den Standpunkt der 
DDR-Seite wiedergibt. 
Leider gibt es in dem besprochenen Buch „Halt! 
Stehenbleiben!“ weder eine Literaturübersicht noch 
Angaben dazu, wer von den Autoren was schrieb, 
was der Rezensent auch bemängelt. 

In der Anlage 1 meines Buches habe ich das 
Grenzgesetz vom 25. März 1982 ungekürzt wie-
dergegeben, weil ich meine, daß besonders der 
1. Abschnitt (§§ 1 bis 8), der „völkerrechtliche Teil“ 
und der § 39, die „Anwendungsregel“ (Geltung 
des Grenzgesetzes für die Grenze um Westberlin), 
nicht länger das „Geheimnis“ eines einschlägig 
damit befaßten Juristen bleiben sollte.
 Klaus Emmerich, Potsdam

Zum Artikel „Sind Bücher noch zeitgemäß?“, 
RF 228 
Ich bin mit der Meinung der Autorin hinsicht-
lich des Charakters und der Besonderheit der 
Nutzung von Büchern weitgehend einverstan-
den. Auch wenn sie schreibt, Bücher sind 
Freunde. Gerade deshalb verstehe ich nicht, 
daß sie nicht mit Eselsohren etc. „verziert“ 
werden sollten. Auch Freunden verursacht 
man mitunter Blessuren und Narben. Ein 
Buch ist zudem ein Gebrauchsgegenstand, 
der Leser kennzeichnet Textstellen, versieht 
es mit Randbemerkungen – weshalb nicht 
auch mit einem Eselsohr? Man muß ihnen 
ansehen, daß sie gelesen wurden.
Auch ich lehnte, als meine Tochter vor Jahren 
mit einem solchen Ding kam, diese E-Books 
ab. Entscheidend dafür war das sehr geringe 
quantitative Angebot, schwerer wog jedoch 
die qualitativ sehr wenig ansprechende Aus-
wahl an Büchern. Seit zehn Monaten bin ich 
Eigentümerin eines solchen „Buches“, das 
nicht nur Nachteile hat, und, so meine ich, nur 
eine bedingte (wenn überhaupt) Konkurrenz 
für das Buch darstellt. Kassetten, CDs konn-
ten die Schallplatte auch nicht verdrängen 
– nie ganz vom Markt verschwunden, ist sie 
wieder im Kommen und erfreut sich großer 
Nachfrage.
Einige Vorteile: Ich bin stark sehbehindert und 
kann viele Bücher, wegen der kleinen Schrift, 
nicht mehr lesen. Das E-Book ermöglicht die 
Einstellung der Schriftgröße, es ist beleuchtet, 
ich konnte mir die gesammelten Werke Rosa 
Luxemburgs zu einem Preis von 0,99 Euro, 
aber auch Werke von Karl Marx und Lenin zu 
sehr niedrigen Preisen herunterladen, Werke, 
die mich in Buchform mehrere hundert Euro 
gekostet hätten. Ich lade mir beispielsweise 
auch „Bücher“ von DDR-Autoren, die in mei-
nem Schrank stehen, herunter, um sie noch 
einmal lesen zu können. Manchmal muß man, 
in Abwägung aller Vor- und Nachteile, auch 
letztere, wie Kontrolle, Manipulationen u. a. 
m. in Kauf nehmen. Veröffentlichungen im 
Internet – der „RotFuchs“ selbst nutzt dieses 
Medium – sind dem E-Book gleichzusetzen und 
dennoch ein probates Mittel, um Menschen 
zu erreichen, zu interessieren, aufmerksam 
zu machen.
Manchmal heiligt der Zweck eben doch die 
Mittel. Die wenigsten technischen Neuerungen 
und wissenschaftlichen Erkenntnisse sind an 
sich negativ, es sind die Menschen, die sie 
aus Gründen des Profits oder der Unvernunft 
ins Negative kehren.

Beate Wesenberg-Schlosser, Berlin 

Wenn ich unsere Zeitung lese, überkommt mich 
ein Wohlbehagen. In bürgerlichen Medien findet 
der „RotFuchs“, wenn überhaupt, nur als Organ 
der „Betonköpfe“ und „Stalinisten“ Erwähnung. 
Angeblich sind wir die „ewiggestrigen Nostalgiker“. 
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So hätten sie’s gern. Doch wie kommt es, daß 
allein in der Post-Rubrik immer mehr Beiträge 
von Lesern aus der Alt-BRD auftauchen? Ist 
doch eine Frage wert, oder?

Wilfried Steinfath, Berlin

Dank und Bewunderung für Eure Arbeit! Als ich 
von Klaus Steinigers Erkrankung gehört habe, 
hatte ich große Sorgen, ob und wie es mit dem 

„RotFuchs“ ohne Klaus weitergehen sollte: Mir 
war seine entscheidende Bedeutung klar. Aber 
seit er nicht mehr dabei ist, wird die Arbeit in 
seinem Sinn fortgesetzt. Macht weiter so! 

Fritz Dittmar, Hamburg

Mit den 1990/91 einsetzenden Betriebsabwick-
lungen verloren die Beschäftigten auch ihre 
Arbeitsplätze, ohne, daß es zu nennenswerter 
Gegenwehr gekommen wäre. Das hatten wir 
nicht gelernt. Wir brauchten doch nicht um 
Arbeitsplätze oder deren Erhalt zu kämpfen. 
Ich bin bis 1987 in Sachsen aufgewachsen, habe 
dort gelernt und gearbeitet. Anschließend bin 
ich nach Berlin gezogen. Arbeit habe ich im VEB 
Berliner Werkzeugfabrik Marzahn gefunden. 
In meiner Abteilung waren wir zwei oder drei 
Genossen, der einzige Sachse war ich. 
Zur letzten DDR-Wahl hatte die CDU gewonnen. 
Am Montag darauf sah ich viele Kollegen mit 
einem erschreckten Gesichtsausdruck. Auf meine 
Frage, was ihnen am Sonntag über die Leber 
gelaufen sei, meinten sie, daß sie vom hohen 
Stimmenanteil für die CDU überrascht seien.
Ich sagte darauf: „Wer glaubt denn von Euch, 
daß wir alle unsere Arbeitsplätze behalten?“ 
Entweder sie verstanden die Frage nicht, oder 
es war viel Naivität im Spiel. Jedenfalls waren 
die meisten davon überzeugt, daß sie sich um 
ihren Arbeitsplatz nicht sorgen müßten. Nach 
der ersten Entlassungswelle (ich war noch nicht 
dabei) wurden zur Pause solche und ähnliche 
Gespräche immer seltener. Ich wurde im 2. Halb-
jahr 1991 rausgeschmissen, fand jedoch durch 
eine Umschulung eine neue Stelle als Busfahrer. 
Nach einigen Jahren traf ich einen ehemaligen 
Kollegen, der mich ansprach und mir sagte, daß 
ich damals doch recht hatte. Er war arbeitslos, 
mit einer kleinen Beschäftigung für 1,50 DM die 
Stunde. Was er heute macht, weiß ich nicht. Aber 
von blühenden Landschaften konnte er lange 
nach der „Wende“ nicht sprechen.
  Wolfgang Wendt, Berlin 

Während des Wahlkampfes hat Donald Trump 
stets versichert: „Ich bin einer von euch!“ und 
nach der Wahl: „Amerika zuerst!“ Um ihn ver-
sammeln sich Gleichgesinnte, wie auch der jetzt 
berufene Verfassungsrichter Neil Gorsuch, der 
gleichermaßen wie Trump für die Todesstrafe ist 
und einflußreiche Freunde in der Wallstreet hat.
Martin Schulz als SPD-Kanzlerkandidat will 
keine „amerikanische Wahl“. Er fabuliert gern 
über „Gerechtigkeit“. Es gehe „nicht gerecht 
zu, wenn in Schulen der Putz von den Wänden 
bröckelt, aber Milliarden Euro für die Rettung 
von Banken bereitgestellt werden“. Würde man 
die Methode zur Erzielung von Maximalprofit, 
wie sie von der Leitstelle des Kapitals, der 
Wallstreet und ihren Trumps, weltweit praktiziert 
wird, ändern, wäre auch das Bankenproblem 
lösbar, und Martin Schulz käme der Gerech-
tigkeit ein Stück näher.

Karl-Heinz Mruck, Kassel

Während einer Veranstaltung der Gesellschaft 
zum Schutz von Bürgerrecht und Menschenwürde 
(GBM) und der „RotFuchs“-Gruppe Potsdam 
am 18. Januar in Potsdam verabschiedeten die 
Teilnehmer folgende Willensbekundung:
Wir protestieren

- gegen den Beschluß des Bundesverfassungs-
gerichts vom 17. 1. 2017, die Faschisten-Partei 
NPD nicht zu verbieten

- gegen die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 7. 11. 2016, die Verfassungs-
beschwerde der Organisation ISOR gegen 
Rentenunrecht (begrenzte Überführung in 
der DDR erworbener Rentenansprüche) nicht 
anzunehmen 

- gegen Militärtransporte der US Army durch 
die BRD in Richtung der Grenzen Rußlands 
sowie gegen die dafür geleistete Beihilfe 
der BRD 

- gegen die Stationierung von Panzern und 
anderen Militärkontingenten der Bundeswehr in 
Litauen und weiteren Ländern an den Grenzen 
Rußlands. Wir sind für den Völkerfrieden und 
gegen Faschismus und Krieg.

Gerlind und Horst Jäkel, Potsdam  
(und 46 weitere Unterschriften)

Die Münchener Sicherheitskonferenz 2017 war 
beherrscht von der Furcht, die angebliche Män-
nerfreundschaft Trump - Putin könnte zu einer 
Annäherung von USA und Rußland führen. Die 
geltungssüchtige BRD-Verteidigungsministerin 
von der Leyen warnte die USA sogar vor einem 
Alleingang in der Rußland-Politik. Ganz schlimm 
wäre es, wenn Trump die Sanktionen gegen 
Rußland aufheben würde und eine Friedens-
achse Washington - Moskau entstünde. Ein 
friedensstiftender Deal zwischen beiden läge 
im Interesse der Erdbevölkerung und könnte 
ein Aufatmen einer kollektiven Weltsicherheit 
befördern. Sicher mag dieses Szenario gegen-
wärtig realitätsfern sein, es ist aber geeignet, 
den kalten Kriegern hierzulande sowie ihren 
medialen Helfern einen gehörigen Schrecken 
einzujagen. Günter Röska, Leipzig

Die Sanktionen gegenüber Rußland und die 
angekündigten Schutzzölle der USA gegenüber 
deutschen Importen sind für die deutsche 
Wirtschaft schädlich. Das beklagen immer mehr 
Unternehmen der BRD. 
Die Wirtschaftssanktionen, die Deutschland auf 
Geheiß der USA und der EU gegenüber Rußland 
verhängte, schlagen auf die eigene Wirtschaft 
zurück. Die Einbußen für BRD-Betriebe, beson-
ders im Osten, betragen mittlerweile mehr als 
30 Mrd. Euro. Schäden von insgesamt mehr 
als 80 Mrd. Euro beklagen Italien, Frankreich, 
Großbritannien und Spanien. 
Als Grund für die Maßnahmen mußte das Krim-
Referendum herhalten. Hatte Rußland gegenüber 
dem Westen mit Sanktionen gedroht, als es um 
Serbien und Kosovo ging, wo keine Referenden 
stattfanden, sondern der erste vom Westen 
inszenierte Krieg im südlichen Mitteleuropa seit 
dem 2. Weltkrieg stattfand?

Udo Hammelsbeck, Ilsenburg

Im Februar-RF bezieht sich Horst Neumann auf 
Linke, die meinen: „Marx, das war doch vor mehr 
als 150 Jahren, der ist doch längst überholt …“ 
Dem ist entgegenzuhalten, daß dann das Chri-
stentum mausetot wäre, denn dessen Ursprung 

liegt mehr als 2000 Jahre zurück. Marx ist so 
lange aktuell, wie es den Kapitalismus gibt – und 
den gilt es zu bekämpfen.

Maria und Andreas Bauer, Holzminden

Die Fakten sind eindeutig. Tausende von Toten, 
fast täglich neue Sprengstoffanschläge, erschüt-
ternde Berichte örtlicher Beobachter beweisen: 
Afghanistan ist kein sicheres Land, in das man 
Flüchtlinge abschieben darf, ohne sie akuter 
Lebensbedrohung auszusetzen und sich damit 
des Mordes mitschuldig zu machen. Nicht nur 
Amnesty International und andere humanitäre 
Organisationen warnen; sogar die Kirchen emp-
fehlen statt Gebet und Gottvertrauen endlich 
einmal etwas Vernünftiges: nämlich den Verzicht 
auf die Abschiebung von Flüchtlingen nach 
Afghanistan. Dennoch, entgegen allen Warnungen 
und trotz der eindeutigen Sachlage, beharrt die 
Bundesregierung auf ihrem Beschluß, afghani-
sche Flüchtlinge in ihr Heimatland abzuschieben, 
auch dann, wenn es ihr Leben kostet. Dabei wäre 
es ein Leichtes, ihnen Asyl zu gewähren, denn 
zahlreiche Flüchtlingsunterkünfte stehen leer. 
Aber nein! Es geht ja nicht um die Rettung von 
Banken (für die wäre unserer Regierung nichts 
zu teuer), sondern nur um Menschenleben!
Ich weiß, daß Angela Merkel und Lothar de 
Maizière sich gegen Kritik inzwischen so sehr 
immunisiert haben, daß man bei ihnen bereits 
von Realitätsverlust sprechen kann, einem Indiz 
für Zurechnungsunfähigkeit. Womöglich irre 
ich selbst aber gerade in diesem Punkt, und 
womöglich sind sie intellektuell durchaus auf der 
Höhe, also voll verantwortlich und schuldfähig, 
so daß ich, wäre ich nicht Atheist, zu Gott beten 
und sagen würde: „Herr, vergib ihnen nicht, denn 
sie wissen, was sie tun!“

Theodor Weißenborn, Gerolstein-Gees

Wenn 
•	 die NATO immer dichter und immer aggressiver 

gen Rußland und China vorrückt
•	 in der ARD-Sendung „Panorama“ ungeniert 

nach der Notwendigkeit atomarer Bewaffnung 
gefragt wird

•	 die Antikriegsproteste gegen die NATO-
Sicherheitskonferenz den öffentlich-rechtlichen 
Medien kein Bild mehr wert sind

•	 die Kriegsministerin ein Rüstungspaket nach 
dem anderen verabschiedet, während das 
Geld im Bildungs- und Gesundheitswesen fehlt, 

dann braucht es eine Partei, die

•	 auf der Straße für den Frieden eintritt – zum 
Beispiel bei Blockaden in Büchel

•	 in ihren Medien für Gegenöffentlichkeit sorgt 
– in der „UZ“ und auf news.dkp

•	 klare Position bezieht: Frieden mit Rußland!
•	 mit Druck von links hilft, daß Die Linke ihre 

friedenspolitischen Standpunkte nicht preisgibt
•	 als 100prozentige Antikriegspartei zur Bun-

destagswahl kandidiert.
Letzteres, liebe Leserinnen und Leser des 

„RotFuchs“, geht nur mit Eurer Hilfe. Die DKP muß 
pro Bundesland i. d. R. 2000 Unterstützerunter-
schriften sammeln, damit sie überhaupt auf dem 
Stimmzettel erscheint. Wir kämpfen insbesonders 
in den ostdeutschen Bundesländern um diese 
Unterschriften. Helft uns dabei – unterschreibt 
und sammelt mit! Die Formulare gibt es unter 
www.news.dkp.de
 Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP
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 ■ Regionalgruppe Berlin Treptow-Köpenick 
Am 13. April um 16 Uhr spricht Prof. Dr. 
Gregor Schirmer zum Thema: Schluß mit 
der Beteiligung Deutschlands an den 
völkerrechtswidrigen Kriegen! Lehren der 
Vergangenheit – Forderungen für die Zukunft
Ort: Geschäftsstelle der Volkssolidarität, 
Baumschulenstraße 31,  
12437 Berlin

 ■ Regionalgruppe Rostock
Am 20. April um 15 Uhr spricht Prof. 
Dr. Anton Latzo zum Thema: Der  
100. Jahrestag der Oktober-
revolution – überaus Wesentliches 
aus der unausweichlichen Zukunft 
Ort: Mehrgenerationenhaus 
Evershagen, Maxim-Gorki-Straße 52, 
18106 Rostock

 ■ Regionalgruppe Güstrow
Am 29. April um 10 Uhr spricht 
Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, 
zum Thema: Sind Stimmen für die 
DKP bei den Bundestagswahlen 
verlorene Stimmen? 
Ort: Haus der Generationen der 
Volkssolidarität, Weinbergstraße 28, 
18273 Güstrow


